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Editorial 

Euro-Verbände und Euro-Politik 

Das unwidersprochene Näherrücken der europäischen 
Währungsunion in eine immer konkreter werdende Zukunft 
hat zur Folge, daß praktische Fragen der Umstellung auf eine 
gemeinsame Währung in einem allerdings noch nicht festste­
henden Währungsgebiet zunehmend vor und in einer breite­
ren Öffentlichkeit diskutiert werden. Was jetzt die Konver­
genzkriterien normativ für die Mitgliedstaaten vorgeben, wird 
nach dem Übergang zur gemeinsamen Währung zum Großteil 
der Steuerungs- und Verantwortungskompetenz der nationa­
len Institutionen entzogen sein und jener der Europäischen 
Zentralbank (EZB) unterliegen: die Entwicklung von Zinssät­
zen und Inflationsraten. Bei den Nationalstaaten bleibt die 
Verantwortung für die Fiskalpolitik, wobei die im Wegfall der 
Wechselkursrisikos liegenden stabilisierend-expansiven Wir­
kungen der Währungsunion auf die europäische Wirtschafts­
entwicklung wesentlich davon abhängig sein werden, ob die 
europäische Koordination der nationalstaatliehen Fiskalpoli­
tiken im Sinne einer Beibehaltung der Konvergenz gelingen 
wird. Aber nicht nur die Wechselkurs- und Geldpolitik der 
EZB und die Fiskalpolitiken der EU-Mitgliedsländer müssen 
"stimmen" - auch die Einkommenspolitik wird ein wichtiger 
Bestimmungsfaktor der makroökonomischen Performance 
der in der Wirtschafts- und Währungsunion verbundenen 
Wirtschaften sein. Die Österreichischen Erfahrungen der letz­
ten zwanzig Jahren haben in diesem Zusammenhang einige 
Relevanz, und zwar sowohl im Hinblick auf die makroökono­
mische Strategie einer europäischen Wirtschaftspolitik als 
auch hinsichtlich der institutionellen Strukturen. 

Die im internationalen Vergleich überdurchschnittlich gute 
Performance der Österreichischen Wirtschaft ist weitgehend 
der Kombination von Hartwährungs- und Einkommenspolitik 
zuzuschreiben, mit der es gelungen ist, den Kostenauftrieb in 
jenen Grenzen zu halten, die mit der internationalen Wettbe­
werbsfähigkeit verträglich sind. Gleichzeitig hatten die lang­
fristige Stabilisierung der Erwartungen und der ständige, 
aber kalkulierbare Druck auf Produktivitätssteigerung und 
Strukturanpassung positive Auswirkungen auf die Perfor­
mance. Ein solcher policy-mix hat sich der Alternative beste­
hend aus höherer Inflationstoleranz und Wechselkursabwer­
tung zur Korrektur einer verschlechterten Lohnstückkasten­
position bzw. Leistungsbilanz als überlegen erwiesen, aber 
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auch einer Politik, welche die notwendige Preisstabilität 
durch geldpolitische Restriktion erzwingt bzw. zu erzwingen 
versucht. 

Einkommenspolitisch erfordert die in Österreich seit 1973 
angewandte Strategie ein hohes Maß an Lohnflexibilität, die 
von der OECD und in anderen internationalen Studien immer 
wieder hervorgehoben wurde. Lohnflexibilität ist dabei als 
makroökonomisch zu verstehen, also als Orientierung und 
Steuerung des Gesamtaggregats Lohnsumme nach gesamt­
wirtschaftlichen Indikatoren, vor allem auch an der interna­
tionalen Lohnstückkostenposition. Auch hier ist die Alterna­
tive, nämlich eine stärkere Flexibilisierung auf Mikroebene, 
d. h. de facto eine Flexibilisierung des unteren Drittels der Löh­
ne nach unten, wegen der negativen Auswirkungen auf die 
Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur die schlechtere Lösung. 

Eine europäische Währungsunion - auch wenn sie nur einen 
Teil der EU-Mitgliedsländer umfaßt- wird zweifellos im Ver­
gleich zur kleinen Österreichischen Wirtschaft einen wesent­
lich geringeren Außensektor haben und dann dem Druck der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit zumindest kurzfristig 
weniger stark ausgesetzt sein. Wegen der größeren Länge der 
Wirkungsverzögerungen wäre aber eine laxe Gangart in der 
Kostenentwicklung nicht minder gefährlich, da eine verspäte­
te Gegensteuerung bei größeren Ungleichgewichten umso 
stärkere negative Beschäftigungswirkung hätte. Gleichzeitig 
darf das Risiko nicht unterschätzt werden, daß die EZB auf 
Kostenauftriebstendenzen, auch wenn sie nicht in allen, son­
dern nur einigen wenigen Ländern auftreten, mit harten geld­
politischen Restriktionsmaßnahmen reagiert, welche auch je­
ne Länder treffen würden, in denen die Lohnentwicklung sta­
bilitätskonform verläuft. Eine Konvergenz der Einkommens­
entwicklung und eine entsprechende gemeinsame Orientie­
rung und Koordination in der Einkommenspolitik erscheint 
daher in einer europäischen Währungsunion in hohem Maße 
wünschenswert. Die Frage ist allerdings, wie die institutionel­
len Strukturen dafür geschaffen werden können. 

Der Soziale Dialog in der EU 

Unter den Begriff "Sozialer Dialog" fallen sowohl die Ein­
beziehung der Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften in 
das europäische Gesetzgebungsverfahren in Form von An­
hörung und Konsultation als auch die direkten Kontakte zwi­
schen den drei Spitzenverbänden der europäischen Sozial­
partner (Europäischer Gewerkschaftsbund EGB, Union der 
Industrien der Europäischen Gemeinschaft UNICE, Europäi-
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scher Zentralverband der Wirtschaft mit öffentlicher Beteili­
gung CEEP). 

Mit der Einführung des Art. 1 1 8b in den Vertrag der Ge­
meinschaft durch die Einheitliche Europäische Akte im Jahre 
1987 wurde der Soziale Dialog institutionalisiert, denn die 
Kommission erhielt die Aufgabe, "den Dialog zwischen den 
Sozialpartnern auf europäischer Ebene zu entwickeln, der, 
wenn diese es für wünschenswert halten, zu vertraglichen Be­
ziehungen führen kann". Die Autonomie der Sozialpartner 
und das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung wurden als 
Regelungsgrundsätze hervorgehoben. 

Die Institutionalisierung des Sozialen Dialogs hatte einer­
seits eine Verstetigung der Beziehungen zwischen den eu­
ropäischen Sozialpartnern zur Folge. Andererseits kam der 
Dialog über programmatische Diskussionen sowie einige ge­
meinsame Stellungnahmen nicht hinaus und hatte kaum Aus­
wirkungen auf die Arbeitsbeziehungen in den Mitgliedstaa­
ten. Insgesamt blieb der Soziale Dialog stark vom Verlauf der 
EG-Politik im allgemeinen und den sozialpolitischen Initiati­
ven im besonderen abhängig. Der autonome Dialog zwischen 
den Sozialpartnern, getragen vom gemeinsamen Willen, auf 
der Grundlage eigener Konzepte und Vorstellungen zu Kom­
promißlösungen zu gelangen, war die Ausnahme. 

Von herausragender Bedeutung war die Vereinbarung von 
EGB, UNICE und CEEP vom 3 1. Oktober 199 1 ,  welche dann 
fast wortgleich vom Abkommen der Elf über die Sozialpolitik 
übernommen wurde. Dieser Vorschlag an die EG-Regierungs­
konferenz beinhaltete die verbindliche Anhörung der Sozial­
partner bei sozialpolitischen Initiativen der Kommission so­
wie eine Verhandlungs- und Vereinbarungsoption für die So­
zialpartner und zwei Möglichkeiten der Umsetzung solcher 
Vereinbarungen. 

Dem von allen Mitgliedstaaten beschlossenen Protokoll 
über die Sozialpolitik, welches einen Bestandteil des am 
1. November 1993 in Kraft getretenen EU-Vertrags bildet, 
wurde das Abkommen von elf Mitgliedsländern (Großbritan­
nien unterzeichnete nicht) über die Sozialpolitik beigefügt. 
Alle zwölf Mitgliedstaaten kamen überein, daß die Gruppe der 
Elf ermächtigt ist, zur Umsetzung des Abkommens die Orga­
ne, Verfahren und Mechanismen der EU in Anspruch zu neh­
men. 

Das Abkommen der Elf über die Sozialpolitik enthält zwei 
wesentliche Neuerungen: 
1 .  Jener Bereich der Sozialpolitik, in dem Beschlüsse mit qua­

lifizierter Mehrheit gefaßt werden können, wird erweitert. 
Andere Bereiche sind nach wie vor der Einstimmigkeit (und 
damit de facto der alleinigen Zuständigkeit der Mitglied-
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staaten) vorbehalten oder sogar von europäischer Regelung 
explizit ausgenommen. 

2. Die Kommission wird beauftragt, die europäischen Sozial­
partner bei sozialpolitischen Initiativen zweimal an­
zuhören: zunächst allgemein über ein Vorhaben, danach 
zum Inhalt des beabsichtigten Vorschlags. Daran schließt 
sich eine Option der Sozialpartner für Verhandlungen und 
den Abschluß einer Vereinbarung für einen Zeitraum von 
neun Monaten an, in dem die Kommission verpflichtet ist, 
ihren Vorschlag auszusetzen. Die Umsetzung derartiger 
Vereinbarungen der Sozialpartner kann entweder nach den 
jeweiligen nationalen Verfahren und Praktiken oder auf ge­
meinsamen Antrag der unterzeichnenden Vertragsparteien 
über einen Beschluß des Rates auf Vorschlag der Kommis­
sion erfolgen. 
Zumindest bis zur nächsten Regierungskonferenz im Jahre 

1996 bestehen somit für den Sozialen Dialog zwei eigenstän­
dige Rechtsquellen, nämlich die Bestimmungen des EG-Ver­
trags, geändert durch den EU-Vertrag, welche den Sozialpart­
nern die Möglichkeit zu autonomen Vereinbarungen unabhän­
gig vom EU -Gesetzgebungsverfahren einräumen, und die Re­
gelungen des Abkommens über die Sozialpolitik der Elf. 

Kennzeichnend für die gegenwärtige Situation ist ein Ne­
beneinander eines politisch entwickelten Kontakts zwischen 
EGB, UNICE und CEEP im Rahmen des im Oktober 1992 ge­
gründeten "Ausschusses Sozialer Dialog" einerseits und den 
oben beschriebenen Anhörungsprozeduren innerhalb des EU­
Gesetzgebungsverfahrens, die sich an den weiteren Kreis der 
von der Kommission anerkannten repräsentativen Verbände 
richten, andererseits. 

Festzuhalten ist an dieser Stelle ferner, daß ein europäisches 
Koalitions- und Arbeitskampfrecht bisher nicht existiert. Das 
Abkommen über Sozialpolitik nimmt diese Materie sogar aus 
dem Bereich der EU-Gesetzgebung heraus. Dies steht im Wi­
derspruch zum Auftrag der Kommission, den Dialog zwischen 
den Sozialpartnern, auch im Hinblick auf Vereinbarungen, zu 
fördern. 

Europäische Kollektivverträge? 

Dem Abschluß von europaweiten Kollektivverträgen steht 
gegenwärtig eine Reihe von Hindernissen entgegen: unter­
schiedliche nationale Organisationsstrukturen und Arbeitsbe­
ziehungen, Repräsentationslücken auf der europäischen Ebe­
ne, Kompetenzdefizite der europaweiten Dachverbände, un­
terschiedliche Regelungsinteressen, um nur die wichtigsten zu 
nennen. 
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Die Unterschiede in bezug auf die Organisationsstruktur, 
den Organisationsgrad und die politische Kultur der nationa­
len Mitgliedsorganisationen der Euroverbände sind erheblich. 
Was die Arbeitnehmerseite betrifft, stellt der Österreichische 
Fall eines einzigen Dachverbandes eine Ausnahme dar. In der 
Regel bestehen für Arbeiter und Angestellte separate Dach­
verbände. Auch die öffentlich Bediensteten besitzen in einigen 
Ländern eine eigene Dachorganisation. Hinzu kommt, daß in 
vielen Ländern Richtungsgewerkschaften um Mitglieder kon­
kurrieren. Nationale Unterschiede bestehen ferner im Hin­
blick auf die Konflikt- oder Konsensorientierung der Gewerk­
schaften. 

Die nationalen Verhandlungssysteme weichen voneinander 
ab hinsichtlich der wichtigsten Tarifverhandlungsebene (Ge­
samtwirtschaft, Branche, Region, Unternehmen, Betrieb), der 
Art der Vertretung von Arbeitnehmerinteressen in den Betrie­
ben (Gewerkschaften und/oder Betriebsräte) und der Ver­
rechtlichung der Arbeitsbeziehungen. 

Die europäischen Dachverbände der Gewerkschaften 
und Arbeitgeberorganisationen weisen derzeit zahlreiche 
Schwachpunkte auf. Vor allem die Kontrollfähigkeit der euro­
paweiten Verbände ist unzureichend: Die Voraussetzungen für 
die interne Kompromißbildung und die verbindliche Durch­
setzung gegenüber den eigenen Mitgliedern fehlen. 

Weiters ist festzuhalten, daß nicht alle im EGB vertretenen 
nationalen Dachverbände die Berechtigung haben, selbst Kol­
lektivverträge abzuschließen; zwei der größten Dachorganisa­
tionen (DGB, TUC) sind dazu nicht berechtigt. 

Gesamteuropäische Regelungen der Arbeitsmärkte sind al­
lerdings nicht unbedingt von der Assoziations- und Kontroll­
fähigkeit der Spitzenverbände abhängig. Denkbar ist auch ei­
ne gesamteuropäische Abstimmung der gewerkschaftlichen 
Tarifpolitik auf der Grundlage der in den einzelnen EU-Mit­
gliedsländern bestehenden, flächendeckenden Tarifverhand­
lungssysteme. 

Europaweite Arbeitsbeziehungen auf der Branchenebene und 
in transnationalen Konzernen 

Informelle Arbeitsgruppen von gewerkschaftlichen Bran­
chenausschüssen und Arbeitgeberverbänden bestehen in wei­
ten Teilen des Dienstleistungssektors, wobei diese Kontakte 
im Bereich der Finanzdienstleistungen und im Einzelhandel 
am weitesten gediehen sind. Auch in einigen Industriebran­
chen finden regelmäßige Treffen der Sozialpartner statt. Bera­
tungsgegenstände sind dort u. a. Fragen von Gesundheit und 
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Sicherheit am Arbeitsplatz sowie der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung. 

Kollektivvereinbarungen zwischen den europäischen Bran­
chenverbänden kamen bis dato allerdings nicht zustande. Die 
Bedeutung der Kontakte auf der Branchenebene lag zum ei­
nen in ihrer Funktion als Gesprächsforum, zum anderen in der 
Beratung der Kommission: Der branchenspezifische Soziale 
Dialog im Rahmen der paritätischen Ausschüsse und infor­
mellen Arbeitsgruppen der EU bestand bislang zum größten 
Teil aus Anhörungen der Sozialpartner zu branchenbezogenen 
Maßnahmen der Kommission. 

Im September 1994 verabschiedete der Rat die "Richtlinie 
über die Einsetzung eines Europäischen Betriebsrats oder die 
Schaffung eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung 
der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit operierenden Unter­
nehmen und Unternehmensgruppen". Das Ziel dieser Richtli­
nie ist die Stärkung des Rechts auf Unterrichtung und An­
hörung der Arbeitnehmer in transnationalen Konzernen. In 
Fällen, in denen mit Einverständnis der Arbeitnehmer ein de­
zentrales Informationsvermittlungsverfahren vereinbart wird, 
muß festgelegt werden, "unter welchen Bedingungen die Ar­
beitnehmervertreter das Recht haben, zu einem Meinungsaus­
tausch über die ihnen übermittelten Informationen zusam­
menzutreten". Darüber hinaus sollen die Verhandlungspart­
ner in der Ausformulierung ihrer Vereinbarung völlig unge­
bunden sein. 

Die Verabschiedung der Richtlinie durch den Rat löste einen 
Verhandlungsschub aus, wobei diese Verhandlungen entweder 
zur Einrichtung eines Europäischen Betriebsrats oder zur Ver­
einbarung spezifischer Verfahren der Information und An­
hörung in transnationalen Konzernen führten. Für den Fall, 
daß keine Vereinbarung zustande kommt, gelten die subsi­
diären Mindestbedingungen der Richtlinie, welche die Ein­
richtung eines Europäischen Betriebsrats vorsehen. 

Stellungnahme der europäischen Sozialpartner zur Wirt­
schaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft 

Von einer fortwährenden, institutionalisierten Einbindung 
der Sozialpartner in die Formulierung und Durchführung der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik, wie sie in Österreich und eini­
gen anderen westeuropäischen Ländern besteht, ist die EU 
weit entfernt. 

Die Einrichtung des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
(WSA) und jene des Europäischen Sozialfonds erfolgte bereits 
in der Frühphase der EWG. Damit wurden die Anhörung der 
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Sozialpartner und die Beratung der europäischen Organe 
durch erstere institutionalisiert. Die Funktionen des WSA lie­
gen heute vor allem darin, den verschiedenen Interessengrup­
pen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens die Möglichkeit 
zu geben, der Kommission und dem Rat ihren Standpunkt zu 
allen Fragen von gemeinschaftlichem Interesse zur Kenntnis 
zu bringen, und den EU -Organen den praxisnahen Sachver­
stand der Sozialpartner zu spezifischen Themen zur Verfü­
gung zu stellen. Dies geschieht durch Stellungnahmen zu Ent­
würfen der Kommission (auf Ersuchen) sowie auch durch In­
itiativstellungnahmen (aus eigenem Gutdünken zu Materien, 
denen die Gemeinschaftsorgane keine oder zu wenig Auf­
merksamkeit widmen). Die Bedeutung, welche die Kommissi­
on derartigen Stellungnahmen beimißt, hängt nicht zuletzt 
davon ab, welcher Grad von Einvernehmen im WSA erzielt 
werden konnte. 

Im Bereich der auf die Makroebene bezogenen Wirtschafts­
politik suchen sich die drei europäischen Spitzenverbände der 
Sozialpartner (EGB, UNICE, CEEP) durch gemeinsame Stel­
lungnahmen Gehör zu verschaffen. 

Im Mai 1995 gaben diese drei Dachorganisationen der eu­
ropäischen Sozialpartner eine gemeinsame Stellungnahme 
zur "Umwandlung des konjunkturellen Aufschwungs in einen 
dauerhaften und arbeitsplatzschaffenden Wachstumsprozeß" 
ab. Darin wird eingangs betont, daß die Arbeitslosigkeit in ei­
ner Art und Weise bekämpft werden müsse, welche "die Wett­
bewerbsfähigkeit und eine starke und anhaltende wirtschaft­
liche Entwicklung fördert". Zur Reduzierung der nichtkon­
junkturellen Arbeitslosigkeit (im Durchschnitt der EU rund 
9%) sei es erforderlich, den Aufschwung in einen investitions­
getragenen Wachstumsprozeß zu verwandeln und eine akti­
vere und effizientere Arbeitsmarktpolitik zu betreiben. 

Eine der Voraussetzungen für einen arbeitsplatzschaffenden 
Wachstumsprozeß sei der Abbau der hohen Haushaltsdefizite 
in der günstigen Konjunkturphase. "Dies ist erforderlich, um 
die grundlegenden sozialen Funktionen moderner Staaten zu 
erhalten und um den Spielraum wiederzugewinnen, der häu­
fig infolge der hohen öffentlichen Schuldenlasten verloren­
ging." Der Abbau solle vorrangig ausgabenseitig erfolgen, 
dürfe die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmungen nicht 
bedrohen und müsse sozial ausgewogen sein. Unter diesen 
Umständen "wird es den Sozialpartnern leichter fallen, sich 
auf eine Lohnpolitik zu einigen, die mit der Preisstabilität, der 
Rentabilität der Investitionen und einer vermehrten Schaf­
fung von Arbeitsplätzen vereinbar ist". 

Die Sozialpartner sind sich über die Notwendigkeit der un­
ter anderem im "Weißbuch" dargelegten Strukturreformen ei-
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nig, um die Wettbewerbsfähigkeit der Union zu fördern. Sie 
äußern die Überzeugung, daß zwischen Produktivitätswachs­
tum und der Schaffung von Arbeitsplätzen kein zwingender 
Widerspruch bestehe. Der über Marktmechanismen laufende 
sektorale und branchenbezogene Strukturwandel müsse 
durch den Sozialen Dialog ergänzt werden. 

Reformen auf den Arbeitsmärkten sollten nach Ansicht 
der europäischen Spitzenverbände auf partnerschaftlicher 
Grundlage erfolgen. Die Arbeitsmarktpolitik könne vor allem 
durch die Verbesserung der Qualität des Humankapitals und 
die Erleichterung der Wiedereingliederung von Arbeitslosen 
(Förderung der beruflichen und geographischen Mobilität, 
Umschulungen) einen wichtigen Beitrag leisten. Zur Er­
höhung der Beschäftigungswirksamkeit des Wachstums sei zu 
untersuchen, "ob die Beschäftigung durch die Verwendung 
von Produktivitätsgewinnen als Beitrag zu innovativen For­
men der Arbeit wie der Reorganisation, der Verkürzung und 
Neustrukturierung der Arbeitszeit, gefördert werden kann, 
ohne die Wettbewerbsfähigkeit zu gefährden". (Eine entspre­
chende Anregung gab auch der Rat der EU in seiner "Empfeh­
lung zu den Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitglied­
staaten und der Gemeinschaft" vom 4. Juli 1995.) Weiters re­
gen die Sozialpartner die Senkung der Lohnnebenkosten an. 

In Österreich und einigen anderen EU-Mitgliedsländern er­
streckt sich die Konzertierung zwischen der Regierung und 
den Tarifverbänden auf weite Bereiche der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik, insbesondere wird die Lohnpolitik mit der ma­
kroökonomischen Politik abgestimmt. Auf der europäischen 
Ebene konzentriert sich der Soziale Dialog vor allem auf sozi­
alpolitische Fragen. Wünschenswert wäre eine stärkere Ein­
bindung der europäischen Spitzenverbände der Sozialpartner 
auch in die Wirtschaftspolitik der EU. 
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Derivative Instrumente, Geldpolitik 
und Stabilität der Finanzmärkte* 

Josef Christi 

1 .  Einleitung 

Die Diskussion um die Rolle derivativer Finanzinstrumente im moder­
nen Finanzkreislauf hat in letzter Zeit wieder an Intensität gewonnen. 
Im Zuge der Ereignisse um das britische Investmenthaus Baring 
Brothers, das durch spekulative derivative Geschäfte innerhalb kurzer 
Zeit rund 1 Mrd. US-Dollar verlor, wurden einmal mehr die Fragen ak­
tuell, ob derivative Instrumente Instabilitäten im Finanzsystem hervor­
rufen bzw. dieses sogar ernsthaft gefährden könnten. Manche Medien 
zogen Parallelen zur Atomkraft und bezeichneten Optionen, Futures 
und Swaps als "Nuklear-Sprengköpfe der globalen Finanzmärkte" (1)  
bzw. äußerten die Befürchtung, daß diese außer Kontrolle geraten könn­
ten und es zu einer - das gesamte Finanzsystem bedrohenden - "Kern­
schmelze" kommen könnte {2) . 

Im Rahmen dieser teilweise emotional geführten Diskussion wurden 
indes die Chancen und Risken derivativer Märkte für die Gesamtwirt­
schaft nur selten klar auseinandergehalten. Ziel dieses Beitrags ist es da­
her, zunächst eine Beschreibung und Einschätzung der gesamtwirt­
schaftlichen Risken, die durch die Verwendung von derivativen Instru­
menten entstehen können, vorzunehmen. Darüber hinaus sollen deren 
Auswirkungen auf die Geldpolitik und die Finanzmärkte analysiert 
werden. Nur am Rande werden in diesem Beitrag die ohne Zweifel sehr 
wichtigen Fragen der aufsichtsrechtlichen Kontrolle ebenso wie jene der 
Organisation und Ausübung des innerbetrieblichen Risikomanagements 
bei der Abwicklung derivativer Geschäfte behandelt. 

• Für Kritik und Anregungen bedanke ich mich bei Christian Kaltenegger, Franz-Ger­
hard Kolarik, Marianne Nagy, Karla Schestauber, Harald Sommerer, Manfred Weid­
mann und Thomas Zotter. 
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2. Derivative Instrumente und ihre Eigenschaften 

Derivative Kontrakte, wie 
- Termingeschäfte (Futures und Forward-Kontrakte), 
- Optionen und 
- Swaps 
zeichnen sich durch ein auf die Zukunft gerichtetes Vertragselement aus, 
das entweder eine Kauf- bzw. Verkaufsverpflichtung, eine Tauschver­
pflichtung oder eine Option enthält. Ein Forward-Kontrakt oder auch 
Terminkontrakt ist ein Vertrag, ein bestimmtes Basisgut (bei Finanzde­
rivaten z. B. eine Aktie, eine Anleihe, eine Währung etc.) zu einem fest­
gesetzten zukünftigen Zeitpunkt und zu einem vereinbarten Preis zu 
kaufen oder zu verkaufen. Auch Optionen sind Terminkontrakte, aber 
hier ist eine Asymmetrie des Vertrags gegeben: Der Käufer einer Option 
besitzt das Recht, das Basisgut zu einem festgesetzten Preis innerhalb 
einer bestimmten Zeit zu kaufen oder zu verkaufen- je nachdem spricht 
man von einer Call- bzw. einer Put-Option; er muß dies freilich nicht 
tun. Der Verkäufer der Option, auch Stillhalter genannt, geht die Ver­
pflichtung ein, das zugrundeliegende Basisgut zu liefern, wenn es der 
Optionskäufer verlangt. Bei Swap-Kontrakten handelt es sich schließ­
lich um Tauschgeschäfte, wobei der Gegenstand des Tauschs Geldströme 
sind, die sich je nach Swapart voneinander unterscheiden. So werden 
zum Beispiel fixe Zinszahlungen gegen variable Zinszahlungen, Zins­
zahlungen in unterschiedlichen Währungen oder verschiedene variable 
Zinszahlungen geswapt. Das Ziel des Tausches ist jedenfalls, einen Vor­
teil für beide Vertragspartner zu erzielen (3). Komplexere Formen deri­
vativer Geschäfte und die sogenannten hybriden Finanzderivate lassen 
sich im wesentlichen auf die angeführten Grundtypen zurückführen. 

Derivate sind besonders gut für das Management von Risken geeignet, 
denn sie ermöglichen die Trennung und separierte Bewertung von Ein­
zelrisken des zugrundeliegenden Basisinstruments. Risikomanagement 
kann auch durch Transaktionen im Basisgut am Kassa- und Termin­
markt besorgt werden. Im Vergleich dazu aber ist die Verwendung von 
Derivaten kostengünstiger, flexibler und eigenkapitalschonender. Der 
Kauf oder Verkauf von Derivaten läßt bei gleichem Kapitaleinsatz den 
Aufbau von wesentlich höheren Risikopositionen zu als bei Transaktio­
nen im zugrundeliegenden Basisinstrument. 

Da Risiko- und Ertragsprofile bestehender Portefeuilles billiger und 
meist auch rascher den jeweiligen Präferenzen angepaßt werden können, 
sollten derivative Instrumente zu vollkommeneren Finanzmärkten 
führen (4). Niedrigere Transaktionskosten bewirken zudem, daß zusätz­
liche Akteure ihre Präferenzen, Meinungen und Erwartungen in die 
Märkte einbringen können. Dadurch erhöht sich die Menge der relevan­
ten Information für die Preisbildung. Auch die Geschwindigkeit der 
Informationsverarbeitung und des Informationsaustauschs nimmt zu. 
Die Transaktionskostenersparnisse und die Effizienzgewinne auf den 
Finanzmärkten sollten sich in höherem Wachstum, aber auch in einer 
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Verstetigung von Produktion und Nachfrage in der Realwirtschaft nie­
derschlagen. Die dabei entstehenden Wohlfahrtsgewinne sind empirisch 
schwierig zu erheben. Ein - fraglos grober - erster Hinweis darauf findet 
sich bei Birchler u. a. (5), die zu dem Ergebnis kommen, daß im Jahre 
1993 die durch Derivatgeschäfte erwirtschaftete Wertschöpfung der 
Schweizer Banken zwischen zwei und drei Milliarden Franken betrug, 
was knapp einem Prozent des Schweizer Bruttosozialprodukts ent­
sprach. Da die Schweizer Großbanken aber besonders aktiv und welt­
weit im Geschäft mit Derivaten agieren, läßt sich diese Größenordnung 
nicht auf die Bankwirtschaft anderer Länder übertragen. Abgesehen da­
von werden bei dieser Betrachtungsweise mögliche, durch Derivate ver­
ursachte, externe Effekte nicht berücksichtigt. 

3. Marktvolumen und -entwicklung 

Die rasche Verbreitung derivativer Produkte in den letzten Jahren 
wurde mehrfach beschrieben. Eine notwendige Voraussetzung dafür war 
die technologische Revolution der Computer- und Datenübertragungs­
technik. Darüber hinaus sind zumindest drei Ursachen anzuführen: 
1. Die weltwirtschaftliche Integration, die mit zunehmenden Wechsel­

kurs- und Zinsrisken für die Unternehmungen verbunden ist. 
2. Das professionelle Portfoliomanagement, das für das akkumulierte 

Geldvermögen rasch an Bedeutung gewinnt. 
3. Der steigende Stellenwert des Risikomanagements in den Finanzlei­

stungsun ternehmen. 
Futures und Optionen werden über Börsen, Swaps außerbörslich (vor 

allem über Banken) gehandelt. Die außerbörslichen bzw. " Over-the­
Counter" (OTC) Produkte besitzen gegenüber den an Terminbörsen no­
tierten Kontrakten den Vorteil, daß man sie stärker auf den individuel­
len Bedarf der Kunden abstimmen kann. Die an den Börsen gekandelten 
Instrumente haben hingegen vor allem den Vorteil eines höheren Grades 
an Liquidität. 

Zwischen 1988 und 1994 versiebenfachte sich der Umsatz an börsen­
gehandelten Finanzkontrakten (Futures und Optionen), und zwar von 
einem Nominalbetrag in der Höhe von 1 .300  Mrd. US-Dollar auf 8.800 
Mrd. US-Dollar (6). Die außerbörslichen Instrumente, wie Zins- und 
Währungsswaps, nahmen zwischen 1988 und 1993 von 1.3 00 Mrd. US­
Dollar auf 8.500 Mrd. US-Dollar zu (siehe Tabelle 1) .  Zum Vergleich: Das 
in den Industrieländern veranlagte Geldvermögen dürfte 1993 rund 
75.000 Mrd. US-Dollar (7) und damit ein Mehrfaches des Nominalbetra­
ges der derivativen Instrumente betragen haben. Der nominelle Wert der 
gesamten Güter- und Dienstleistungsexporte weltweit erreichte nur 
4.600 Mrd. US-Dollar, also rund ein Drittel des Gesamtvolumens der De­
rivate. Dominant sind zinsabhängige Derivate, wobei Swaps das mit Ab­
stand gebräuchlichste Instrument darstellen. 
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Tabelle 1: 
Märkte für ausgewählte derivative Instrumente 

Instrument Nominalbetrag in Mrd. US-Dollar 
1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 

Bärsengehandelte Instrumente 1 .306 ,0 1 ,766 ,6 2.290 ,2 3 .5 18 ,8 4 .632,5 7 .760 ,8 8.837 ,8 
Zinsfutures 895,4 1.200,8 1.454,5 2 .156 ,7 2.9 13 ,0  4 .942,6 5 . 757 ,4 
Zinsoptionen (1)  279,2 387 ,9 599,5 1 . 0 72,6 1.385 ,0  2 .362,4 2 .622,8 
Währungsfutures 1 1 ,6 15 ,9 16 ,9 1 7 ,9 24,9 32,2 33, 0 
Währungsoptionen (1)  48,0 50 ,2 56 ,5 62,8 70 ,9 75 ,4 54,5 
Aktienindexfutures 27,8 4 1 ,3 69, 1  76 ,0  79,7 1 09 ,9 127 ,7  
Aktienindexoptionen ( 1 )  44,0 70 ,6  93 ,7  1 32,8 158 ,6  238,3 242,4 

Außerbörsliche Instrumente (2) - - 3.450,3 4 .449,4 5 . 345 ,7  8 .474,6  
Zinsswaps 1 . 01 0,2 1.502,6 2.3 1 1 ,5 3 .065 ,1  3 .850 ,8  6 . 177 , 3  
Währungsswaps (3) 3 19,6 449 , 1  577 ,5  807 ,2 860,4 899,6 
Sonstige swapbezogene Derivate (4) - - 561 ,3 577 ,2 634,5 1.397,6 

(1) Calls und Puts. 
(2) Nur von der International Swaps and Derivatives Association (ISDA) erhobene Daten; Kontrakte zwischen ISDA-Mitgliedern nur ein­

mal gezählt; ohne Instrumente wie Zinsterminkontrakte, Währungsoptionen, Devisentermingeschäfte sowie aktien- und rohstoffbezo­
gene Derivate. 

(3) Bereinigt um Meldungen beider Seiten; einschl. Zins-/Währungsswaps. 
(4) Caps, Collars, Floors, Swaptions. 
Quelle: Bank für internationalen Zahlungsausgleich, 64. und 65.  Jahresbericht. 
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Besonders rasch verlief in den letzten Jahren das Wachstum der deri­
vativen Märkte in Europa. Hier hat offenbar die hohe Volatilität auf­
grund verschiedener politischer und ökonomischer Ereignisse (z. B. die 
Krisen im EWS) eine rasche Zunahme bei Zins- und Währungskontrak­
ten bewirkt. Nach Währungen aufgeschlüsselt expandierte der D-Mark­
Sektor im Zins- und Währungsgeschäft in den letzten Jahren am stärk­
sten. Die Internationalisierung der D-Mark bei Derivaten korrespon­
diert mit deren Stellung als zweitwichtigste Reserve- und Anlage­
währung. Auch in Österreich expandierte die Verwendung derivativer 
Produkte rasant. Sommerer (8) zeigt - trotz verschiedener Probleme bei 
der Datenerhebung -, daß sich der Markt für Derivate in Österreich seit 
1988 ebenfalls rasch ausgeweitet hat und etwa im Gleichschritt mit den 
internationalen Märkten gewachsen ist {Tabelle 2). Beispielsweise nahm 
das (Stichtags-)Volumen von Zins- und Währungsswaps zwischen 1988 
und 1993 von 565 Mrd. S auf 2.476 Mrd. S zu. An der Österreichischen 
Termin- und Optionenbörse (ÖTOB), die im Oktober 1991 ihre Tätigkeit 
aufgenommen hat, sind in den ersten drei Jahren ihres Bestehens 8 Mil­
lionen Options- und Futures-Kontrakte im Wert von 1 ,2 Billionen S ab­
geschlossen worden. Die Zahl der täglichen Kontrakte hat sich von an­
fangs 5.000 mittlerweile auf 12.000 erhöht {9). 

Tabelle 2: 
Derivative Geschäfte in Österreich 

Stichtagsvolumen Ende Dezember in Mrd. S 

Geschäftsart 1988 1989 1990 1991 1992 1993 

Devisen-
termingeschäft 7 79,2 1.002,4 1.194,7 1.233 ,3 1.53 7,9 1.456,8  
Devisen-
Optionsgeschäft 3,8 10 ,4 14,5 28,3 57,8 72,0 
Währungsswaps 384,2 420,5 434,4 475, 1 617 ,6  1 .200,4 
Zinstermingeschäft 0,0 7 ,2 1 7 ,9 7 1 ,3  83 ,0 74,2 
FRA 472,7 1 . 096,2 1.576,2 1.506 ,2 2.186,0 1.240,0 
Zinsswaps 1 80,4 338 ,5 570,2 699 , 1  933,2 1.275,9 
Zinsoptionen 8,5 4,7 59 ,0 163 , 1  148,5 151 ,1  

Quelle: Sommerer (1994). 

4. Zur Frage des Risikos 

Risiko entsteht dadurch, daß künftige Zustände der Welt nicht mit Si­
cherheit bekannt sind. Risiko ist im Gegensatz zu Unsicherheit eine 
meßbare Größe, die zugrundeliegende Wahrscheinlichkeitsverteilung ist 
bei Risikotransaktionen bekannt, Risiko ist daher Versieherbare Unsi-
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cherheit (10). Risken, die durch die Verwendung von derivativen Instru­
menten entstehen, lassen sich - wie auch jene im traditionellen Finan­
zierungsgeschäft - in drei Kategorien unterteilen: 
- in Preisänderungsrisken (Marktrisken), 
- in Erfüllungsrisken (Kredit- oder Liquiditätsrisken) und 
- in Abwicklungsrisken. 

4 . 1  Preisänderungsrisken 

Optionen und Termingeschäfte bewerten Preisänderungsrisken. Risi­
kopositionen kann man prinzipiell aus zwei Motiven eingehen: 
1 .  Zur Risikoabsicherung, also zu einem Hedge, oder 
2. zur gezielten Risikoübernahme, also zur Spekulation. 

Eine Risikoabsicherung durch derivative Instrumente impliziert die 
gezielte Schaffung eines gegengerichteten neuen Risikos (Brutto-Risiko) 
zur Schließung einer schon bestehenden offenen Risikoposition. In wel­
cher Weise deren Verwendung das jeweilige Netto-Risiko der Vertrags­
partner verändert, also inwieweit Positionen geöffnet oder geschlossen 
werden, hängt vom ursprünglichen Risikoprofil der Vertragsparteien ab. 
Derivate sind daher nicht per se Spekulations- oder Absicherungsin­
strumente. 

Ökonomisch gesehen haben Spekulanten zwei wichtige Funktionen: 
1. Als risikofreudige Marktteilnehmer sind sie bereit, offene Positionen 

zu tragen. Davon profitieren die risikoscheuen Hedger, die geschlosse­
ne Positionen bevorzugen. 

2. Die Transaktionen der Spekulanten erhöhen die Liquidität der Märk­
te. An sich funktionieren Märkte, auf denen Risiken gehandelt wer­
den, auch ohne Spekulanten; aber es ist dann weniger wahrscheinlich, 
daß sich zwei Redger mit gegenläufigen Absicherungswünschen fin­
den. Die Liquidität des Marktes würde daher sinken. 

4.1.1  Individuelle Risikopositionen 

Die verschiedenen derivativen Instrumente führen zu unterschiedli­
chen individuellen Risikoverteilungen: Bei Futures- und Forward-Kon­
trakten und Swaps entsteht bei Vertragsabschluß für die Kontraktpart­
ner ein spiegelbildliches (also gegenläufiges) Risiko: dem Verlustrisiko 
des einen steht das Gewinnrisiko des anderen gegenüber. Man kann dies 
als eine symmetrische Risikoverteilung zwischen den Vertragspartnern 
bezeichnen. Optionen hingegen bewirken eine asymmetrische Risikover­
teilung. Der Käufer der Option sichert sich gegen unerwünschte Preisbe­
wegungen ab, der Verkäufer der Option (Stillhalter) übernimmt das 
Preisänderungsrisiko und erhält dafür die Optionsprämie. Beim Opti­
onskäufer ist die Gewinnchance theoretisch unbegrenzt und der Verlust 
auf die Optionsprämie begrenzt, beim Stillhalter hingegen ist das Ver­
lustrisiko theoretisch unbegrenzt und die Gewinnmöglichkeit auf die 
Optionsprämie beschränkt. 
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4.1.2 Gesamtwirtschaftliche Risikoverteilung 

Wie verhält sich nun die den einzelwirtschaftlichen bzw. individuellen 
Risikoverteilungen korrespondierende gesamtwirtschaftliche Risikover­
teilung? Für die Veränderung der makroökonomisch relevanten, aggre­
gierten Netto-Risken sind drei Fälle zu unterscheiden (1 1): 
1. Ein Redger übergibt durch die gezielte Schaffung eines Brutto-Risi­

kos, das mit seiner bestehenden Risikoposition negativ korrelliert ist, 
sein Netto-Risiko an einen Spekulanten: Das über beide Kontrakt­
partner aggregierte Netto-Risiko bleibt unverändert. 

2. Beide Kontraktpartner sind Redger mit entgegengesetzten Risikopo­
sitionen: In diesem Fall tritt eine Verringerung der aggregierten Net­
to-Risken ein. 

3. Die Kontraktpartner sind Spekulanten mit entgegengesetzten Erwar­
tungen: Es ergibt sich eine Erhöhung der einzelwirtschaftlichen und 
der aggregierten Netto-Risken. 
Die aggregierten individuellen Netto-Risken sind zu unterscheiden 

von den konsolidierten individuellen Netto-Risken: Denn konsolidierte 
individuelle Netto-Risken können durch derivative Instrumente 
grundsätzlich nicht vermehrt werden. Aus deren Verwendung resultiert 
ein Nullsummenspiel, denn der mögliche Verlust des einen Kontrakt­
partners ist der Gewinn des anderen. Die Schaffung und Verwendung 
von derivativen Produkten führt somit nicht zu einer Zunahme der (kon­
solidierten) Netto-Risiken, sondern zu einer Neuverteilung der aggre­
gierten individuellen Netto-Risken gemäß den Risikopräferenzen der 
Kontraktpartner. Allerdings wurde die Frage nach der Bedeutung von 
Derivaten als Spekulations- bzw. Absicherungsinstrument und den da­
mit verbundenen aggregierten Risikoniveau- und -verteilungswirkun­
gen bisher noch kaum empirisch untersucht. 

4.2 Erfüllungs- und Abwicklungsrisken 

Die bisher angestellte Betrachtungsweise geht davon aus, daß ein Ver­
tragspartner derivativer Kontrakte auch in der Lage ist, den eingegan­
genen Risken im Verlustfalle nachzukommen. Die Erfüllungsrisken im 
derivativen Geschäft unterscheiden sich prinzipiell kaum von jenem im 
traditionellen Finanzierungsgeschäft. Die individuellen Risikopositio­
nen und die daraus entstehenden Verluste schwanken aber bei hoher 
Volatilität im Markt äußerst stark und sind für andere Marktteilnehmer 
kaum zu erkennen. Daher kann ein unverhältnismäßig großer, bewußt 
oder unbewußt herbeigeführter Aufbau von offenen Positionen bei ein­
zelnen Marktteilnehmern eine ernste Gefahr darstellen. Da überdies die 
Zahl der mit bestimmten Formen von Derivaten handelnden Finanz­
dienstleistungsunternehmen weltweit klein ist, ist bei Ausfall eines 
wichtigen Marktteilnehmers ein Domino-Effekt und damit eine ernste 
Krise des Finanzsystems nicht auszuschließen. 
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Erfüllungs- und Abwicklungsrisken stehen gegenwärtig im Mittel­
punkt von Überlegungen der Bankenaufsichtsbehörden zur Verringe­
rung des systemimmanenten Risikos derivativer Kontrakte. Die Group 
of Thirty (12) hat bereits vor einiger Zeit mehrere Empfehlungen für die 
ordnungsgemäße Abwicklung der Geschäfte erarbeitet, wodurch die 
Markttransparenz und das Risikomanagement bei Derivaten verbessert 
werden könnte. So etwa werden Aufsichtsbehörden und Gesetzgeber 
aufgefordert, rechtliche und aufsichtsrechtliche Unsicherheiten zu be­
seitigen, steuerliche Verzerrungen bei der Verwendung von derivativen 
Instrumenten zu beheben und international konsistente Rechnungsle­
gungs- und Meldeverfahren zu entwickeln. Außerdem wird gefordert, 
daß der Vorstand und die oberste Führungsebene verstärkt in das Risi­
komanagement eingebunden werden. 

Ähnlich argumentiert auch die Mitte 1994 publizierte Richtlinie für 
das Risikomanagement im Derivativgeschäft des Basler Ausschusses für 
Bankenaufsicht und des technischen Ausschusses der Internationalen 
Organisation der Wertpapieraufsichtsbehörden (IOSCO), in welcher für 
die Institute ein umfassendes Risikomanagement, vorsichtige Risikoli­
mits, solide Meßverfahren und Informationssysteme, ständige Risiko­
überwachung und häufige Berichterstattung an die Geschäftsleitung so­
wie umfassende interne und externe Prüfungsverfahren vorgeschlagen 
werden. Überdies wird eine strikte Trennung der Aufgaben zwischen 
den Händlern, den Verantwortlichen zur Gestionierung der Risikolimits 
und den internen Revisoren gefordert. 

Häufig werden die bestehenden Bilanzierungsmethoden und Melde­
vorschriften für die außerbilanzmäßigen Geschäfte als unzureichend an­
gesehen (13). Folkerts-Landau/Steinherr (14) etwa argumentieren, daß 
"the traditional supervisory and regulatory structure for wholesale mo­
ney-centre banks - the key players in derivative finance - whose focus 
was on periodic examinations of on-balance sheet transactions, is ill­
equipped to deal with an environment where the intra-day on-and-off 
balance sheet positions change so fast that even end-of-day positions are 
no Ionger sufficient statistics of the evolving risk profile of an instituti­
on." Auch Olson (15) verweist darauf, daß die traditionellen Buchhal­
tungssysteme die komplexen und dynamischen Strukturen von Deriva­
ten und deren Risikoprofil nur schwer erfassen bzw. bewerten können 
und fordert ein Überdenken der bisherigen Analyse- und Buchhaltungs­
methoden. 

Die Herausgabe von Richtlinien für das Risikomanagement durch na­
tionale und internationale Banken- und Wertpapieraufsichtsbehörden 
ist ohne Frage wichtig. Aber so notwendig aufsichtsrechtliche Regelun­
gen und Empfehlungen auch sein mögen, sie können letztlich kein Ersatz 
für die Verantwortung der jeweiligen Bankgeschäftsleitung sein, das Ri­
siko unter Kontrolle zu halten. Versagt das Risikomanagement eines Un­
ternehmens, so kann die Gefahr für andere Marktteilnehmer bzw. für die 
Finanzmärkte insgesamt vor allem dann gering gehalten werden, wenn 
für ausreichende Eigenmittel im Verhältnis zum eingegangenen Risiko 
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gesorgt ist. Dadurch ist es möglich, die eingetretenen Verluste aus eige­
ner Kraft zu tragen und negative externe Effekte zu verhindern. Das 
Kreditrisiko der Banken im Derivativgeschäft unterliegt seit 1988 den 
Eigenkapitalanforderungen gemäß der Basler Eigenkapitalvereinba­
rung. Um die Gefahr einer Kettenreaktion weiter zu verringern, arbeitet 
der Basler Ausschuß für Bankenaufsicht derzeit an einer Erweiterung 
der Eigenkapitalanforderungen für das Marktrisiko von derivativen In­
strumenten. Aller Vorausicht nach wird diese neue Eigenkapitalverein­
barung nach Konsultierung des internationalen Bankgewerbes Ende 
1997 in den Ländern der Zehnergruppe (G-10) in Kraft treten (16). Nicht 
zuletzt wird für alle Mitgliedsstaaten der Europäischen Union und da­
mit für deren Banken ab 1996 die Kapitaladäquanzrichtlinie verbind­
lich: In dieser ist vorgesehen, daß die Marktrisken aus derivativen Ge­
schäften (offene Positionen) mit Eigenkapital zu unterlegen sind (17). 

4.3 Moral hazard 

Risken im Geschäft mit Derivaten entstehen nicht zuletzt aber auch 
durch Anreizstrukturen, die besonders risikoreiches Verhalten hervorru­
fen. Händler von Derivaten sind üblicherweise am Gewinn ihrer Trans­
aktionen beteiligt und daher an besonders hohen Gewinnen interessiert. 
Die Chance hoher Gewinne ist allerdings immer mit der Übernahme ho­
her Risken verbunden. Werden diese Risken schlagend und führen zu Ver­
lusten, so verliert der Händler in diesem Fall vermutlich seinen Arbeits­
platz; üblicherweise wird aber nicht er, sondern seine Firma die Verluste 
begleichen. Diese Anreizstruktur (asymmetrische Gewinn- bzw. Verlust­
funktion) führt zu besonders risikoreichen Geschäften, die gegebenen­
falls ein oder mehrere Unternehmen in den Ruin treiben können (18). 

Ohne Zweifel aber läßt sich das Problem des moral hazard durch eine 
Begrenzung bzw. eine längere Durchrechnungsperiode von Bonuszah­
lungen einschränken. Auch die Limitierung von offenen Positionen ein­
zelner Händler und gerraue Kontrolle entschärfen das Problem. 

5. Finanzderivate und Geldpolitik 

Bei der Einschätzung der Wirkung derivativer Instrumente im Bereich 
der Geldpolitik ist zunächst wesentlich, daß derivative Instrumente 
keine Veränderung der Zentralbankgeldmenge bewirken können. Damit 
nehmen sie auch keinen unmittelbaren Einfluß auf die Stabilitätssitua­
tion der Wirtschaft. Die Zentralbank bleibt daher in ihrer "Fähigkeit zur 
längerfristigen Beeinflussung der Inflation über die Gestaltung der Kon­
ditionen für die Zentralbankgeldbereitstellung . . .  grundsätzlich un­
berührt, solange die Nachfrage der Nichtbanken nach Banknoten und 
Münzen und eine Mindestreserve auf Bankengeld eine hinreichende 
Grundlage für die Geldmengenkontrolle gewährleisten" (19). 
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Allerdings können Derivate die Abgrenzung und damit die Aussage­
kraft von wichtigen Indikatoren der Geldpoltik, wie etwa von Geldmen­
genaggregaten, erschweren bzw. beeinträchtigen. Ein Beispiel soll das 
verdeutlichen: Wird etwa eine Bundesanleihe mit einem Bund-Future 
kursrisikogesichert, so entspricht diese Kombination dem Risikoprofil 
nach einer Termineinlage. Wird diese Konstruktion nun in immer stär­
kerem Maße als Zahlungsmittel verwendet, etwa weil der Kassamarkt 
und der Future-Markt eine höhere Liquidität haben als der Markt für 
Termineinlagen, so werden dadurch die Geldmengenaggregate M2 und 
M3, die sich aus der Addition der entsprechenden Passivposten der kon­
solidierten Bankenbilanz ergeben, systematisch unterschätzt. 

Derivative Insturnente können prinzipiell auch den Transmissionsme­
chanismus der Geldpolitik beeinflussen, wenngleich dieser Einfluß em­
pirisch bisher kaum untersucht wurde. An sich erfolgt die Übertragung 
geldpolitischer Impulse auf den realen Sektor einer Wirtschaft im we­
sentlichen über drei Kanäle, den Zins-, den Wechselkurs- und den Kre­
ditkanal. Derivate können nun die Wirkung geldpolitischer Aktionen in­
nerhalb der einzelnen Kanäle und damit auch die Bedeutung der Kanäle 
zueinander ändern (20). Im Bereich des Zinskanals sind folgende Aus­
wirkungen denkbar: 
1. Derivative Instrumente beschleunigen die Anpassungsreaktion der 

Zinsstruktur wegen der rascheren und kastengünstigeren Möglichkeit 
zur Portfolioanpassung und der schneller stattfindenden Preisinfor­
mationsübertragung; sie beschleunigen damit auch die Reaktion der 
realen Nachfrageaggregate und der Inflationsentwicklung auf 
Zinsänderungen der Notenbank. 

2. Besitzen zinssensitive Redger und Spekulanten eine unterschiedliche 
Konsum- oder Investitionsneigung, so kann durch die Absicherung 
der Zinsänderungsrisken die Wirkung einer Zinserhöhung oder Zins­
senkung auf die Realwirtschaft abgeschwächt bzw. verzögert werden. 
Der Wechselkurskanal des Transmissionsmechanismus wirkt dadurch, 

daß geldpolitische Maßnahmen eines Landes cet. par. den Außenwert der 
Währung verändern. Es kommt daher zu einer Veränderung der Wertre­
lationen zwischen in- und ausländischem Vermögen, was sich über den 
Vermögenseffekt im privaten Konsum niederschlagen kann. Außerdem 
ändert sich der Preis der inländischen Güter im Vergleich zu ausländi­
schen, wodurch die Import- bzw. die Exportnachfrage stimuliert wird. 
Die Bedeutung dieser Wechselkurseffekte des Transmissionsmechanis­
mus hängt von der Offenheit und von der Wechselkurspolitik des jewei­
ligen Landes ab (21). Folgende Effekte sind theoretisch möglich: 
3. Die durch Derivate bewirkte leichtere Austauschbarkeit von Währun­

gen führt zu einer rascheren und stärkeren Anpassung der Wechsel­
kurse an geldpolitische Maßnahmen und erhöht die Bedeutung des 
Wechselkurskanals im Transmissionsmechanismus. 

4. Futures-Märkte ermöglichen den Unternehmungen zum Beispiel die 
Verlagerung von bestehenden Wechselkursrisken in die Zukunft, wo­
durch die Effekte von Wechselkursänderungen auf Produktions- und 
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Investitionsentscheidungen möglicherweise abgeschwächt werden. 
Dies gilt für die kurze Frist, langfristig kann man sich von den Wech­
selkursveränderungen nicht abschotten. So gesehen begünstigen deri­
vative Instrumente kurzfristige gegenüber längerfristige Investitions­
entscheidungen. 
Der Kreditkanal schließlich beschreibt jene Wirkungen geldpoliti­

scher Maßnahmen, die durch das vom Bankensystem angebotene Kredit­
volumen bzw. dessen Zusammensetzung ausgehen. Voraussetzung für 
die Wirksamkeit dieses Kanals ist, daß ein Teil der Unternehmen Bank­
kredite nicht durch andere Finanzierungsformen ersetzen kann, also auf 
Bankkredite angewiesen ist {22). Der Kreditkanal im Transaktionsme­
chanismus ist daher in erster Linie - aber nicht ausschließlich - für 
Klein- und Mittelbetriebe relevant, die ohne Zugang zum Geld- bzw. 
Kapitalmarkt sind und meist auch ein höheres Unternehmensrisiko auf­
weisen. Ein Zinsanstieg führt dazu, daß die Banken versuchen, riskante 
durch weniger riskante Aktiva zu ersetzen. Manche Unternehmen wer­
den dadurch in ihrer Kreditaufnahme rationiert, selbst wenn sie bereit 
sind, einen höheren Zins zu zahlen, es entsteht "adverse selection" {23). 

Derivate können in diesem Zusammenhang folgende Rolle spielen. 
5. Die Begebung von Derivativen auf Aktien von Unternehmungen kann 

dazu führen, daß über die Unternehmungen mehr Informationen am 
Markt verfügbar sind und dadurch ein höherer Finanzierungsspiel­
raum eröffnet wird {24). 

6. Die durch Derivate eröffnete, bessere Möglichkeit der Risikogestion 
sowohl für produzierende als auch für Finanzdienstleistungsunter­
nehmen kann dazu führen, daß sich das Angebot an Direktkrediten 
insgesamt erhöht. 
Abschließend läßt sich festhalten, daß derivative Instrumente zu einer 

Umverteilung von Preisänderungsrisken und zu einer höheren Informa­
tionseffizienz in der Volkswirtschaft führen, wodurch prinzipiell Aus­
wirkungen auf den Transmissionsprozeß der Geldpolitik hervorgerufen 
werden können. Allerdings sind diese Effekte empirisch bisher kaum un­
tersucht, und sie dürften in ihren realwirtschaftlichen Konsequenzen 
vermutlich auch nicht von großer Bedeutung sein. 

6. Die Ergebnisse empirischer Studien zu den Auswirkungen von 
Derivaten auf die Finanzmärkte 

Derivativen Instrumenten wird häufig eine verstärkende Wirkung auf 
die Volatilität der Märkte nachgesagt. Dabei wird auf die Auswirkungen 
von Portfolioabsicherungsstrategien durch dynamisches Redging (Del­
ta-Redge) {25), auf Redging overhangs (26) und Margin calls {27) ver­
wiesen. Betrachtet man wichtige Märkte, wie beispielsweise den US­
Dollar/DM-Markt, den amerikanischen Aktienmarkt oder den Markt für 
deutsche Staatsanleihen, so ist - jedenfalls in den präsentierten Abbil­
dungen - keine Tendenz zu höherer Volatilität zu erkennen (Abbildun-
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gen 1, 2 und 3). Daraus läßt sich allerdings nicht mit Sicherheit 
schließen, daß der verstärkte Einsatz von derivativen Instrumenten kei­
nen Einfluß auf die Volatilität gehabt hätte, da deren Effekte durch ge­
genläufige andere Einflüsse möglicherweise kompensiert wurden. 

Abbildung 1 
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Abbildung 3 
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Empirische Untersuchungen über die Volatilitäts- und Marktstruk­
tureffekte von Finanzderivaten kommen zu unterschiedlichen Ergebnis­
sen: 
- Mehrere Studien (28) erhalten das Ergebnis, daß die Einführung von 

Optionen die Preisvolatilität am US-Aktienmarkt verringerte. 
- Die Auswirkungen von Finanzfutures auf die Volatilität der Märkte 

ist weniger eindeutig. Harris (29) und Damodaran (30) zeigen bei­
spielsweise, daß die Einführung der Aktienindex-Futures in den USA 
die Kursvolatilität der im jeweiligen Index enthaltenen Aktien erhöht 
hat; Bond-Futures scheinen allerdings die Volatilität zu verringern 
(31). 

- Hingegen kommen Robinson (32) ebenso wie Bruns/Meyer (33) zu dem 
Ergebnis, daß sich die Volatilität nach Einführung von Aktienindex­
Futures in Großbritannien und in Deutschland erhöht hat. 

- Edwards (34) zeigt, daß durch die Einführung von Anleihe-Futures 
die Zinsvolatilität zumindest nicht stieg. Außerdem finden sich Bele­
ge dafür, daß die Bid-offer-spreads nach Einführung derivativer In­
strumente kleiner wurden, was als Indiz für eine höhere Liquidität im 
Markt gewertet wird. 
Eine endgültige Beurteilung der Wirkungen derivativer Instrumente 

auf die Volatilität und die Liquidität von Finanzmärkten läßt sich aus 
den bisher vorliegenden Untersuchungen jedenfalls noch nicht treffen. 
Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich kommt zu der Ein­
schätzung, daß "under normal conditions, derivatives markets seem 
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likely to have a stabilising influence on underlying markets. During pe­
riods of stress, however, derivatives may exacerbate short-run price vo­
latility in financial markets" (35). 

6. Zusammenfassung 

In einer Zeit, in der rascher Strukturwandel, kürzer werdende Pro­
duktlebenszyklen, der Aufstieg und Niedergang von Regionen und zu­
nehmende Preisflexibilität immer höhere Risken begründen, ist aktives 
Risikomanagement in international tätigen Unternehmungen, im Port­
foliomanagement, vor allem aber in den Finanzdienstleistungsunterneh­
mungen selbst immer bedeutender geworden. Derivative Produkte spie­
len dabei eine wichtige Rolle, denn sie erleichtern die Risikoallokation 
erheblich. 

Es gibt derzeit keine Anhaltspunkte dafür, daß den derivativen Märk­
ten an sich eine Tendenz zur Generierung von Instabilitäten auf den Fi­
nanzmärkten innewohnt, wenngleich sie bei einem raschen Erwartungs­
umschwung die Volatilität der Märkte erhöhen können. Derivate bergen 
im allgemeinen Risken - wenn auch in komplexerer Form - denen Ban­
ken und damit das Finanzsystem ohnehin ausgesetzt sind. Auch die 
Möglichkeiten der Geldpolitik werden scheinbar durch Derivate nicht 
ernsthaft tangiert, wenngleich es gerade in diesem Bereich noch ein De­
fizit an empirischen Untersuchungen gibt. Hier öffnet sich ein breites 
Feld für zukünftige Forschung. 

Die wirkliche Gefahr für das Finanzsystem im Zusammenhang mit de­
rivativen Instrumenten geht vielmehr von menschlichem Versagen, von 
unzureichendem Risikomanagement, ungenügender Kontrolle und mo­
ral hazard aus. Zunächst ist wichtig - und dies hat auch der Fall "Ba­
ring" gezeigt -, daß Risikokontrolle und -management innerhalb der 
Banken verstärkt werden. Die Bemühungen um eine laufende Verbesse­
rung der Richtlinien für das Risikomanagement durch Banken- und 
Wertpapieraufsichtsbehörden ist in diesem Zusammenhang ohne Frage 
wichtig. Aber so notwendig aufsichtsrechtliche Regelungen und Emp­
fehlungen auch sein mögen, sie sind letztlich kein Ersatz für die Verant­
wortung der jeweiligen Geschäftsleitung und eine ausreichende Eigen­
mittelausstattung. Versagt das Risikomanagement einer Bank oder eines 
Unternehmens, dann läßt sich die Gefahr für andere Marktteilnehmer 
bzw. für die Finanzmärkte insgesamt in erster Linie dadurch gering hal­
ten, wenn der Betroffene über genügend Eigenmittel verfügt. Eine Er­
weiterung der Eigenkapitalanforderungen für das Marktrisiko von deri­
vativen Instrumenten ist in diesem Zusammenhang sicherlich wün­
schenswert und notwendig. 

Vieles spricht dafür, daß derivative Instrumente - bei all den zu beach­
tenden Risken - zu vollkommeneren Finanzmärkten führen, da Risiko­
und Ertragsprofile bestehender Portefeuilles billiger (niedrigere Trans­
aktionskosten) und meist auch rascher den jeweiligen Präferenzen ange-
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paßt werden können. Niedrigere Transaktionskosten bewirken zudem, 
daß zusätzliche Akteure ihre Präferenzen, Meinungen und Erwartungen 
auf den Märkten einbringen. Die für die Preisbildung relevante Informa­
tionsmenge wird größer, die Geschwindigkeit der Informationsverarbei­
tung und des Informationsaustauschs nimmt zu. Insgesamt sollten sich 
daher die durch Derivate erzielten Transaktionskostenersparnisse und 
Effizienzgewinne auf den Finanzmärkten in höherem Wachstum des rea­
len Sektors und wegen der verschiedenen Absicherungsmöglichkeiten in 
einer Verstetigung von Produktion und Nachfrage niederschlagen. 

Anmerkungen 

(1) Z. B. Profil (1995). 
(2) NZZ (1994). 
(3) Vgl. dazu Sommerer (1994). 
(4) Ein vollkommener Markt wäre dann erreicht, wenn für alle möglichen Umweltzu­

stände Wertpapiere mit eindeutigen Zahlungsansprüchen und -Verpflichtungen be­
stehen, sämtliche mit unterschiedlichen Risken verbundenen Umweltzustände wären 
dann versicherbar. 

(5) Birchler u. a. (1994). 
(6) BIZ (1995) .  
(7) Dresdner Bank (1994). 
(8) Sommerer (1994). 
(9) Siehe dazu Imo, Nießen (1994). 

(10) Knight (192 1). 
( 1 1) Issing (1995) 3. 
(12) Group of Thirty (1993).  
(13) Bank of England (1995). 
(14) Folkerts-Landau, Steinherr (1994). 
(15) Olson (1995). 
(16) BIZ (1995). 
(17) Beispielsweise betrug in der Creditanstalt im Jahre 1994 das gemäß § 22 BWG risiko­

gewichtete Volumen aller offenen derivativen Finanzgeschäfte, das in die Bemes­
sungsgrundlage für die erforderlichen Eigenmittel einzubeziehen ist, 2,7 Mrd. ATS 
und die dafür erforderlichen Eigenmittel 2 1 8  Mio. ATS. Zu diesen derzeit notwendi­
gen Eigenmitteln wären zusätzlich - wären die neuen Kapitalvorschriften der EU zur 
Abdeckung der Marktrisken (Zins-, Aktienkurs- und Wechselkursrisken) bereits 
wirksam - 1,2 Mrd. ATS an Eigenmitteln erforderlich; siehe Creditanstalt (1994). 

(18) Juchems (1995). 
(19) Deutsche Bundesbank (1994). 
(20) Siehe dazu v. a. BIZ (1994a, 1994b). 
(21) In jenen Fällen, wie etwa Österreich, in denen sich ein Land entscheidet, den Wech­

selkurs gegenüber einer oder mehrerer Währungen zu fixieren oder in bestimmten 
Bandbreiten gegenüber den Handelspartnern zu halten, stellt sich die Frage, ob De­
rivative einen Einfluß auf die Fähigkeit zur Wechselkursfixierung haben. 

(22) Das heißt also, daß Bankkredite und andere Finanzierungsformen imperfekte Substi­
tute sind. 

(23) Adverse selection heißt in diesem Zusammenhang also, daß Schuldner einer Bank, die 
bereit sind, einen höheren Zinssatz zu zahlen, ein systematisch höheres Kreditrisiko 
in sich bergen. 

(24) Allerdings ist in diesem Zusammenhang auch darauf hinzuweisen, daß die starke 
Verbreitung derivativer Geschäfte die Aussagekraft von Bank-, aber auch von Unter­
nehmensbilanzen bisher eher irrtransparenter werden ließ. 
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(25) Als dynamisches Redging wird die laufende Anpassung der Absicherungsposition an 
die Marktentwicklung der zu sichernden Position bezeichnet. Verändert sich der 
Markt, so entsteht zunächst in dem zu sichernden Portfolio eine offene Position, die 
"nachgehedgt" werden muß. Beide Positionen werden daher laufend in einem be­
stimmten Verhältnis (hedge ratio) zueinander gehalten. Das dafür notwendige 
"Nachhedgen" verläuft gleichgerichtet zur Marktbewegung und kann daher die 
Markttendenz verstärken. Siehe dazu Banque de France (1994). 

(26) Redging overhangs entstehen, wenn ein Redge, der in einer normalen Marktsituation 
kein Problem darstellt, plötzlich von vielen Marktteilnehmern gleichzeitig durchge­
führt werden möchte. 

(27) Margin calls (Nachschußpflicht) können in Zeiten hoher Volatilität die Liquidation 
von Basispositionen erzwingen. 

(28) Z. B. Damodaran, Lim (1991) ,  zitiert in: Banca d'Italia (1994). 
(29) Rarris (1989),  zitiert in: Banca d'ltalia (1994). 
(30) Damodaran (1990),  zitiert in: Banca d'Italia (1994). 
(31) Z.  B .  Esposito, Giraldo (1994), zitiert in: Banca d'Italia (1994). 
(32) Robinson (1993),  zitiert in: Banca d'Italia (1994). 
(33) Bruns, Meyer (1994), zitiert in: Banca d'Italia (1994). 
(34) Edwards (1988),  zitiert in: Banca d'Italia (1994). 
(35) BIZ (1994b). 
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Europäische Währungsunion? 
Zur Diskussion um optimale 

Währungsräume<1> 
Teil l :  Die frühen Beiträge und ihre 
Relevanz für die heutige Diskussion 

Thomas Zotter 

1. Einleitung 

Wenngleich die Diskussion um feste versus flexible Wechselkurse we­
sentlich älter ist als die Theorie optimaler Währungsräume, stellte diese 
die Diskussion in ein neues Licht, da es mit ihr besser als bisher möglich 
war, Kriterien zu isolieren, die für das Gelingen oder Scheitern einer 
Währungsunion verantwortlich sind. Vor allem die zunehmenden Span­
nungen im System von Bretton-Woods in den sechziger Jahren, die 
schließlich zu dessen Zusammenbruch führten, machten klar, daß dessen 
Mitgliedsländer wohl kaum in die Kategorie "optimales Währungsge­
biet" fielen. Vom theoretischen Standpunkt her dürfte der Anspruch der 
Isolierung einzelner Kriterien wohl etwas überzogen gewesen sein, so­
daß, auch durch das Regime weitestgehend flexibler Wechselkurse nach 
Bretton-Woods, in den siebziger Jahren die Diskussion wieder erlahmte. 

Mit den Problemen des Europäischen Währungssystems (EWS) in den 
ausgehenden achtziger Jahren kam es zu einer Wiederentdeckung der 
Theorie optimaler Währungsräume, freilich angereichert um neuere ma­
kroökonomische und institutionelle Ansätze. Hier soll in einen zweiteili­
gen Aufsatz versucht werden, die wesentlichen Beiträge zusammenzu­
fassen und um institutionelle Aspekte des Arbeitsmarktes zu ergänzen. 
Dabei wird darauf verzichtet, alle Beiträge zu diskutieren, da sich viele 
unmittelbar aus den (subjektiv) wichtigsten ableiten lassen (2). 

Im ersten Teil werden also die früheren Beiträge - auch auf ihre Rele­
vanz für eine weitergehende theoretische und wirtschaftspolitische Dis­
kussion heute - diskutiert. Der zweite Teil, der im folgenden Heft er­
scheinen wird, beschäftigt sich mit neueren Beiträgen und den erwähn­
ten Ergänzungen. 
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2. Mikroökonomische Schocks - strukturelle Anpassungen 

2. 1 Faktormobilität 

Durch die Wahl des adäquaten Wechselkursregimes das internationa­
le Währungssystem aus einem "international disequilibrium system" (3) 
zu führen, war schon vor dem bahnbrechenden Aufsatz von Mundell Ge­
genstand der Diskussion in der monetären Ökonomie. Der neue Aspekt, 
der durch die "Theorie optimaler Währungsräume" eingebracht wurde, 
war der Versuch, 1. das Kriterium zu analysieren, das am ehesten dazu 
geeignet ist, die Grenzen eines solchen Gebietes zu definieren und 2. die 
Bedingungen zu zeigen, die es flexiblen Wechselkursen erlauben, die ih­
nen allgemein zugedachten Funktionen (vor allem Isolierung gegen 
Schocks) zu erfüllen. 

Der analytisch wahrscheinlich wichtigste Schritt der Arbeit Mundells 
war hierbei, sich nicht - wie frühere Beiträge zur monetären Ökonomie ­
an staatlichen Grenzen zu orientieren, die politisch und nicht (oder nur 
zum Teil) ökonomisch gesetzt waren, sondern in seiner Definition eines 
(optimalen) Währungsgebietes die Region einzuführen. Regionen zeich­
nen sich dabei in seiner Abgrenzung durch hohe Faktormobilität inner­
halb der Region und Faktorimmobilität zwischen den Regionen aus (4). 

Ausgehend von einem gleichgewichtigen Zustand soll sich nun die Nach­
frage nach Gütern der Region B zugunsten der Nachfrage nach Gütern der 
Region A verschieben. Für den Fall, daß die Regionen (in denen rigide Löh­
ne und Preise unterstellt seien) Länder mit eigenen Währungsbehörden dar­
stellen, die kein Wechselkursziel verfolgen, fiele die Antwort für die Geld­
politik recht leicht. B, das von einem Leistungsbilanzdefizit und von Unter­
beschäftigung betroffen ist, könnte durch eine Abwertung gegenüber A 
(bzw. Erhöhung der Geldmenge in B und/oder Restriktion der Geldmenge in 
A) die relativen Preise derart beeinflussen, daß sie gleichzeitig für einen 
Ausgleich der Zahlungsbilanz, Beschäftigung in B und ein Hintanhalten der 
Inflation in A sorgen (5). Innerhalb der jeweiligen Region erfolgt dieser Aus­
gleich ja (per definitionem) durch mobile Faktoren. 

Ziehen sich die Regionen jedoch "quer" durch Währungsgebiete, ergibt 
sich für die Geldpolitik ein Dilemma: Während die Unterbeschäftigung 
in B expansive Maßnahme erforderte, wäre dies in A preistreibend (6}. 
Für den Fall einer einheitlichen Währung hieße dies, daß die zentral defi­
nierte Geldpolitik entweder das Preisstabilitätsziel in der ÜberschuBre­
gion preiszugeben hat oder aber die Unterbeschäftigung in der depressi­
ven Region ignorieren muß. Jedenfalls besteht im Falle einer einheitli­
chen Währung noch die Möglichkeit eines Abwägens der Ziele. Besteht 
hingegen ein System fixer Wechselkurse (wiederum quer über Regionen), 
stellt sich die Situation insofern anders dar, als davon auszugehen ist, daß 
die Überschußregion (das Überschußland, das in diesem Falle Region ist) 
kaum bereit sein wird, Inflation auf sich zu nehmen. Soll aber an den be­
stehenden Wechselkursen festgehalten werden, stellt die Defizitregion ei­
ne kleine offene Volkswirtschaft mit fixen Wechselkursen dar, die ihren 
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Zins (ihre Geldmenge) nicht selbst bestimmen kann. Der vorherrschende 
"Weltzins" (plus Risikozuschlägen für abwertungsgefährdete Regionen) 
ist in diesem Falle jener der Überschußregion. 

Ohne ausreichende Faktormobilität und ohne Möglichkeit, relative Prei­
se anzupassen, sind daher in einem MurrdeUsehen Szenario einer überre­
gionalen Währungsunion oder überregional fixierter Wechselkurse Proble­
me von Regionen mit Unterbeschäftigung vorprogrammiert. Rigide Löhne 
und Preise erlauben es (für die Defizitregion) nicht, durch reale Abwertun­
gen jenen Ausgleich zu schaffen, der durch Faktorimmobilitäten verhin­
dert wird, und die synchrone Veränderung der Preise und Löhne über den 
Wechselkurs entfällt (7). Sollen aber umgekehrt flexible Wechselkurse ihre 
Wirkung entfalten können, so ist es leicht einsichtig, daß es ebenfalls der 
Abgrenzung nach der oben definierten Region bedarf, die nicht notwendi­
gerweise ein Staat sein muß. Aus dem theoretischen Problem des optimalen 
Währungsgebietes scheint also in dieser komparativ statischen Welt ein 
rein empirisches Problem geworden zu sein (8). Wo vor allem die Mobilität 
des Faktors Arbeit nicht in ausreichendem Maße gegeben ist, liegt nach der 
MurrdeUsehen Definition (siehe oben) eine Region vor, die es durch flexible 
Wechselkurse vom Rest der Welt abzugrenzen gilt. 

Empirische Arbeiten, die die Faktormobilität der Arbeit untersuchen 
wollen, stehen dabei einem ganz besonderen Problem der Modellbildung 
gegenüber. Natürlich böten sich zu diesem Zweck vor allem Arbeitslo­
sen- und Lohndifferentiale verschiedener "Gebiete" (um den Begriff 
nicht mit jenem der Region von oben zu vermengen) - und in der Tat fin­
den sich in der Literatur einige Beispiele, die in ihrer Vorgangsweise auf 
diese Größen abstellen. Solche monokausalen Ansätze vernachlässigen 
allerdings sprachliche, kulturelle und soziale Barrieren, die am ehesten 
noch unter "Umzugskosten" (9) einzubeziehen wären. Diese entziehen 
sich jedoch weitestgehend einer Quantifizierung und werden zwar als ei­
ne globale Größe die Funktion beeinflussen, sind aber als exogene Varia­
blen kaum zu modellieren. Als erster Ansatz bietet sich - mit den ge­
nannten Vorbehalten - also die Existenz von unterschiedlichen Arbeits­
loseuraten in verschiedenen Gebieten an. Hierfür zeigte Eichengreen in 
einer Momentaufnahme für 1986 (10) im Vergleich USA-EG für die EG 
(EU) sowohl höhere Arbeitslosenraten als auch (absolut und relativ) 
höhere Standardabweichungen (siehe Tabelle 1). 

Tabelle 1 :  
Streuung der Arbeitslosigkeit, 1986 in Prozent 

Arbeitslosenrate (ALR) 
Standardabweichung der ALR 
Standardabweichung/ ALR 

Quelle: Eichengreen (1990). 

USA 

7,0 
2,2 

32,1 

EU (12) 

10,9 
4,9 

45,2 
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In einer weiteren Gegenüberstellung über die Zeit (1960-1988) stellt 
Eichengreen (11) für die USA ein Anwachsen der Unterschiede (sowohl 
in absoluter Differenz als auch in Standardabweichungen gemessen) 
fest, während die Trends für die EG (9) uneinheitlich ausfallen. Zwar 
steigt auch die absolute Differenz über die Zeit, die Standardabwei­
chung bleibt aber relativ konstant. Insgesamt ergeben sich für die EG 
50-100% höhere Streuungen der Arbeitslosenraten, und eine geringere 
Anpassungsgeschwindigkeit nach Auftreten eines Schocks in der EG, 
wobei aber auch für die USA erhebliche Unterschiede 1. in der Anpas­
sungsgeschwindigkeit und 2. in der langfristigen Beziehung zur nationa­
len Arbeitslosenrate bestehen (12). Dabei dürften neben der höheren 
Nettomigration des Faktors Arbeit und integrierteren Güter- und Fi­
nanzmärkten auch flexiblere Arbeitsmärkte sowie ausgeprägte interre­
gionale Finanzausgleichsmechanismen in den USA für diese Umstände 
verantwortlich sein. Wie weit die Existenz einer einheitlichen Währung 
dazu beigetragen hat, mit anderen Worten wie weit von einer Schaffung 
irreversibel fixierter Währungen oder einer einheitlichen Währung dy­
namische Integrationseffekte (v. a. über eine steigende Integration der 
Güter- und Finanzmärkte) zu erwarten sind, ist zwar von Ausmaß her 
eher in den Bereich der Spekulation zu zählen, dürfte aber doch nicht 
unbeträchtlich sein. 

Auch bei zunehmender Integration in Europa dürfte also die regionale 
Mobilität der Arbeitskräfte in Europa kaum amerikanische Größenord­
nungen erreichen und so wenig zur Anpassung an einen regionalen 
Schock beitragen. Deshalb die EU als Region zurückzuweisen, wäre je­
doch voreilig. Zum einem kann nicht nur die Wanderung, sondern auch 
eine (noch zu definierende) Lohnflexibilisierung zur Anpassung beitra­
gen (siehe Teil 2), zum anderen unterscheidet Mundell die Faktormobi­
lität von Arbeit und Kapital nicht in ausreichendem Maße in ihrer Rolle 
als Ausgleich extern bedingter Ungleichgewichte (13). Vor allem aber die 
Kapitalmobilität kann in einem System irreversibel fixierter Löhne ent­
scheidend zum Ausgleich regionaler Disparitäten beitragen. Fallen näm­
lich Wechselkursrisiko und Transaktionskosten nicht mehr ins Gewicht, 
kann vollkommene Zinselastizität der Kapitalströme unterstellt werden 
(14). Auf diese Art und Weise könnte ein einmaliger Schock, dem ein Ge­
biet ausgesetzt ist, über eine gewisse Zeit "fremdfinanziert" werden, 
wenn der Konsum nicht eingeschränkt werden soll. Fällt etwa die Nach­
frage nach Gütern einer Region, müßte in der Region die Sparquote sin­
ken, um den Konsum aufrechtzuerhalten. Steht nunmehr den geplanten 
Investitionen (z. B. zur Umstrukturierung und/oder Rationalisierung) 
nicht mehr genügend Ersparnis gegenüber, könnte die regionale 
Währungsbehörde durch ein Anheben ihres Diskontsatzes genug auslän­
disches (Arbitrage-)Kapital anziehen, das bis zum Sinken des regionalen 
Zinssatzes auf das Niveau der Währungsunion in die Region strömen 
würde. Freilich heißt das nicht mehr oder weniger als die (zeitlich be­
grenzte) Aufhebung der außenwirtschaftliehen Beschränkung (sprich 
temporäre Aufhebung des Ziels "Außenwirtschaftliches Gleichgewicht"). 
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Ganz wesentlich wird es nun von der Annahme über die Beschaffenheit 
des Schocks (siehe auch weiter unten) und der Kapitalmobilität abhän­
gen, welches Wechselkursregime als optimal anzusehen ist. 

Ist der Schock - wie oben angenommen - temporärer Natur, handelt es 
sich um nichts anderes als eine intertemporale Konsumentscheidung 
(beschränkt durch Solvabilitätsgrenzen der privaten und öffentlichen 
Verschuldung). Ein zweiter Fall, indem die interregionale Kapitalmobi­
lität Disparitäten beseitigen könnte, ließe sich als Aufholprozeß ärmerer 
Regionen beschreiben (15). Sind diese bereit, über Kapitalimporte ein 
Kapitalbilanzdefizit einzugehen - sprich sich zu verschulden - könnte 
die Verschuldung durch den Ertrag aus verstärkten Investitionen in 
Realkapital (in Erwartung steigenden Wachstums und steigender Rendi­
ten) finanziert werden. Wiederum ließe sich in einer Welt ohne 
Währungsrisiko die Beschränkung "Außenwirtschaftliches (monetäres) 
Gleichgewicht" zugunsten Beseitigung regionaler Disparitäten zeitlich 
limitiert aufheben, um so einen Teil des Anpassungsdruckes über Kapi­
talimporte zu mildern. 

Ausschlaggebende Größen für die Kapitalmobilität sind Wechselkurs­
risiko und Transaktionskosten, worunter die Geld/Brief-Differenz (16) 
und Kapitalverkehrskontrollen fallen. Von der Art des Wechselkursregi­
mes ist die Kapitalmobilität also in mehrfacher Weise bestimmt. 
Während die Unterscheidung der Auswirkungen fixer vs. flexibler 
Wechselkurse kaum näherer Erläuterungen bedarf, ist die Unterschei­
dung irreversibel fixierter Wechselkurse (oder einer Einheitswährung 
als Spezialfall eines solchen) und eines Systems fixer Wechselkurse, das 
Realignments zuläßt, insbesondere dann relevant, wenn man auf die Un­
terscheidung kurz- und langfristiger Mobilität Wert legt. Transaktions­
kosten und Wechselkursrisiko bleiben im letzteren Fall für langfristige 
Investitionen weiter bestehen. Denn weder Sicherungsinstrumente, die 
meist nur bis zu einer Frist von einem Jahr und nur für liquide 
Währungsmärkte (sprich Märkte "großer" Währungen) existieren, noch 
das Fehlen von Kapitalverkehrskontrollen können die Kosten für lang­
fristige Investitionen senken, sehr wohl aber die für kurzfristige Kapi­
talbewegungen, was zwar eine Konvergenz kurzfristiger Zinsen und 
hoch mobiles Arbitragekapital vermuten läßt, aber zu einer nicht unbe­
dingt erwünschten Mobilität - um nicht zu sagen Nervosität - des kurz­
fristig orientierten Kapitals ("hot money") führt, während in der langen 
Frist wenig ausgleichende Wirkung zu erwarten ist, ja sogar von einer 
Verzerrung der Märkte von langfristigen zu kurzfristigen Kapitalbewe­
gungen auszugehen ist - mit entsprechender Wirkung auf die Realinve­
stitionen. 

Zur Messung dieser unterschiedlichen Kapitalmobilität könnten für 
den kurzen Bereich (bzw. den eher der Finanzsphäre als realen Investi­
tionen zuzurechnenden Investitionen) Zinsparitäten bzw. für den realen 
Bereich die Korrelation zwischen Sparen und Investition herangezogen 
werden. Emerson et al. (17) zeigen in einer nach Frankel (18) berechne­
ten Analyse die Relationen in der EG 1982-1988. 
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Dabei dürfte sich der bei allen Ländern im Vergleich zu Deutschland 
negative Länderzuschlag vor allem aus Transaktionskosten bzw. Kapi­
talverkehrskontrollen (v. a. Portugal und Griechenland, die einen beson­
ders hohen Länderzuschlag aufweisen) ergeben (19). Die für die Nieder­
lande geringste Abweichung vermag angesichts der traditionellen Bin­
dung des Gulden an die DM nicht weiter zu überraschen. Die Wechsel­
kursrisikoabschläge für Griechenland und das Vereinigte Königreich 
lassen sich plausibel nur dadurch erklären, daß es sich bei den verwen­
deten Werten um ex-post Größen handelt, und die tatsächliche Abwer­
tung über der erwarteten lag (20). Auf jeden Fall fällt - wie erwartet ­
auf, daß im kurzfristigen Bereich für diejenigen Länder, die die Bindung 
an die DM am glaubwürdigsten vollzogen haben (und wahrscheinlich 
von ihren strukturellen und institutionellen Voraussetzungen auch am 
geeignetsten sind, dem harten Kurs zu folgen), auch die geringsten Ab­
weichungen von der Realzinsparität zu verzeichnen haben und von einer 
hohen Kapitalmobilität (zumindest im kurzfristigen Bereich) ausge­
zeichnet sind. 

Die vollen Nutzen der Faktormobilität können jedoch nur zum Tragen 
kommen, wenn diese auch auf reale Investitionen wirkt, sprich die Rela­
tion S = I für die untersuchte Region (das untersuchte Land) aufgehoben 
ist. Diesen Ansatz wählten unter anderen Feldstein und Horioka (21), in­
dem sie die Korrelation zwischen Sparen und Investition in OECD-Län­
dern für den Zeitraum 1960-1974 untersuchten. Trotz des damals vor­
herrschenden Wechselkursregimes von Bretton Woods stellten sie signifi­
kante Korrelationen (zum Teil in der Nähe von 1) fest. Diese hohe Signi­
fikanz hielt auch verschiedenen Tests stand, wie Einbeziehung demogra­
phischer Faktoren, Aufteilung nach Wirtschaftssubjekten und einer Un­
tersuchung auf Scheinkorrelationen. Die untersuchten EG-Länder hät­
ten also weder nach der Mobilität des Faktors Arbeit (siehe oben), noch 
nach der des Faktors Kapital ein (optimales) Währungsgebiet dargestellt. 
Obwohl seit Ende der siebziger Jahre von einer zunehmenden Integration 
der Finanzmärkte und zunehmender Konvergenz der Realzinsen auszu­
gehen ist, bestätigen viele Untersuchungen die Persistenz dieser hohen 
Signifikanz (22). Erklärungen für dieses Phänomen setzen einerseits 
beim (endogen bestimmten) Verhalten der Privaten und bei Politikzielen 
andererseits an. In letzterer Sichtweise könnte man ein Verschwinden, 
oder zumindest starkes Absinken der Signifikanz der Korrelation zwi­
schen Sparen und Investitionen erwarten, wenn die Politik (als exogene 
Größe) kein Leistungsbilanzziel verfolgt, was bei einer einheitlichen 
Währung anzunehmen wäre (23). Bayoumi und Rose (24) untersuchten 
daher internationale Kapitalbewegungen für das Vereinigte Königreich. 
Ihre Ergebnisse - keine Signifikanz der Korrelation zwischen Sparen und 
Investition - sollten den Schluß zumindest nahelegen, daß die Annahme, 
daß die Identität von Sparen und Investitionen in einer Region endogen 
vom Verhalten der Wirtschaftssubjekte bestimmt ist, wohl kaum zu hal­
ten ist. Damit ergibt sich allerdings das Problem, daß, wenn die Faktor­
mobilität des Kapitals nicht endogen bestimmt ist, sie ein wenig prakti-
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kables Kriterium der Grenzziehung der Regionen darstellt, da die (gezo­
genen) Grenzen der Region ja die Immobilität bedingen. 

Die Frage, allerdings, wie weit die Mobilität des Faktors Kapitals (hier 
im Sinne von Realinvestitionen) tatsächlich zur Beseitigung von regio­
nalen Disparitäten beitragen kann, ist keineswegs eindeutig zu beant­
worten, und führt uns letztlich zur Region zurück, die in Mundells Sze­
nario als der optimale Währungsraum anzusehen ist. Die gleiche(n) Re­
gion(en) nämlich - in Bayoumis und Roses Untersuchung Region perfek­
ter Kapitalmobilität - waren in einer Studie Eichengreens durch hohe 
und persistente Arbeitslosigkeitsdifferentiale gekennzeichnet (25). Wäre 
hohe Kapitalmobilität eine hinreichende Bedingung für den Ausgleich 
von regionalen Disparitäten, sollten die Arbeitslosenraten zum gemein­
samen Mittelwert tendieren, sprich konvergieren (26). Derart optimisti­
sche Einschätzungen setzen freilich identische (konvexe) Produktions­
funktionen und Präferenzen voraus (27). Angesichts erheblicher Unter­
schiede in der wirtschaftlichen Struktur dürfte allerdings zumindest die 
erste der Bedingungen (für die untersuchten Regionen und a fortiori für 
Europa) als nicht erfüllt anzusehen sein. Dementsprechend sind es auch 
die strukturellen Unterschiede, die zu einem guten Teil die Peristenz und 
die unterschiedlichen Elastizitäten der regionalen Arbeitslosenraten im 
Vereinigten Königreich erklären. Weiters ergeben sich aufgrund der un­
terschiedlichen wirtschaftlichen Ausrichtung der Regionen unterschied­
liche Reaktionen auf Veränderungen der realen Wechselkurse (28). 

Eben diese Unterschiede in der Reaktion, bedingt durch die Differen­
zen in der wirtschaftlichen Struktur der Regionen sollten aber die Gren­
zen eines "optimalen Währungsgebietes" markieren. Denn es steigt ja 
nicht die Nachfrage nach Gütern einer bestimmten Region, weil sich 
Präferenzen entlang geographischer Linien ändern, es sei denn die geo­
graphischen Grenzen decken sich mit den sektoralen (29). Die Präferen­
zen verschieben sich vielmehr entlang von Grenzen einer Industrie. 
Dementsprechend sollte das Abgrenzungskriterium in der analytischen 
Welt Mundells nicht die geographische, sondern die intersektorale Mobi­
lität des Faktors Arbeit sein. Soll nun ein Schock durch eine Nachfrage­
verschiebung (egal, ob hierfür die Verschiebung von Präferenzen oder 
die [endogene] Änderung realer Wechselkurse ausschlaggebend sind) 
über den Wechselkurs ausgeglichen werden, so ist in der Mundeilsehen 
Definition in letzter Konsequenz die Industrie(sparte) und nicht ein 
geographisches Gebiet als Region angesprochen (30). Wenn Mundeil ein­
.Schränkend für die oberen Grenzen der Anzahl von Währungsgebieten 
sinngemäß "not every minor pocket of unemployment" (31) festhält, geht 
er jedoch in seinen Schlußfolgerungen von der geographischen Definiti­
on der Region und nicht von der (virtuellen) der Industrie aus, die seiner 
Analyse zugrunde liegt. 

Die Vielzahl von Währungen für Industrien (Güter), die aus makroöko­
nomischer Sicht zum Zwecke der Stabilisierung sicherlich Sinn ergäben, 
würden aber sowohl mikroökonomisch als auch politisch absurd erschei­
nen, heben sie doch weitgehend die Funktionen des Geldes zur Reduktion 
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der Transaktionskosten (32), als Recheneinheit, als Wertaufbewahrungs­
mittel und in seiner Allokations- und Informationsfunktion auf. 

Insgesamt erscheint die Hoffnung verfrüht, der Mundeil Ausdruck 
gab, daß sich das theoretische Problem der Grenzziehung zwischen Re­
gionen durch das Kriterium der Faktormobilität auf ein empirisches re­
duziert hätte. Denn abgesehen von den Problemen, die die Erfassung der 
jeweiligen Mobilitäten bereitet (33), ist auch die Begriffsbildung - und 
die daraus abgeleiteten Konsequenzen - der Region nicht unproblema­
tisch. Das große Verdienst der Analyse Mundells liegt jedoch darin, ge­
zeigt zu haben, Probleme welcher Art und welchen Ausmaßes vor allem 
auf dem Arbeitsmarkt zu erwarten sind, sollten die wirtschaftlichen 
Strukturen zweier Regionen (und mit ihnen die Produktionsfunktionen) 
zu stark voneinander abweichen, und vor welchem Dilemma die Wirt­
schaftspolitik dann im Falle des Auftretens eines sektoralen, asymmetri­
schen Schocks steht. 

2.2 Grad der Offenheit 

Ebenso wie Mundeil geht McKinnon (1963) in seiner Analyse des opti­
malen Währungsgebietes von einer Nachfrageverschiebung aus, die eine 
Volkswirtschaft im Gleichgewicht trifft, wobei wiederum ein Wechsel­
kursregime dann als optimal gelten soll, wenn die Ziele Vollbeschäfti­
gung, externe und interne Stabilität simultan gelöst werden können. 
Welche Rolle dabei relative Preise spielen, und unter welchen Bedingun­
gen die Wirtschaftspolitik mit möglichst geringen Kosten (v. a. in Form 
unausgelasteter Ressourcen) auf die relativen Preise einwirken kann, ist 
Gegenstand seiner Betrachtungen. Dabei stellt seine Analyse (implizit) 
ganz wesentlich auf eine spezielle Form der Geldillusion, nämlich der 
Geldillusion gegenüber Importpreissteigerungen ab (34). 

Unsere preisnehmende (also kleine offene Volkswirtschaft) kenne nun 
drei Arten von Gütern: Exportierbare Güter, also Güter, die im Inland 
produziert und entweder konsumiert oder exportiert werden; importier­
bare Güter, also Güter, die im Inland konsumiert und entweder impor­
tiert oder produziert werden; und schließlich nicht handelbare Güter, 
wobei Transportkosten und regionsspezifische Charakteristika den Aus­
schlag geben. Befindet sich diese Region in einem System flexibler 
Wechselkurse, beeinflussen Wechselkursänderungen die inländischen 
Preise unmittelbar (unsere Region ist Preisnehmer, die Preise in auslän­
discher Währung bleiben also konstant). Über eine Abwertung werden 
die relativen Preisänderungen zu einer Produktionssteigerung der han­
delbaren Güter und einem Rückgang der Konsumtion derselben führen. 
Da aber bei Volkswirtschaften mit hohem Anteil von handelbaren Gü­
tern dadurch das Ziel interner Preisstabilität verletzt wird (die Preise in 
Auslandswährung bleiben ja unberührt), können die Ziele simultan nur 
erreicht werden, wenn bei gleichbleibender Produktion die Absorption 
reduziert wird (35) . Bei unterstellter Einkommenselastizität der Import-
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nachfrage sorgt mit anderen Worten Nachfragemanagement in Form von 
Fiskalpolitik am effektivsten für eine ausgeglichene Handelsbilanz. Je 
größer nun der Anteil der handelbaren Güter, desto geringer wird die 
zum Ausgleich der Handelsbilanz nötige Verringerung der Absorption 
über die Fiskalpolitik sein, während flexible Wechselkurse das Preissta­
bilitätsziel gefährden. 

Durch die elegante Konstruktion der handelbaren Güter kann dabei 
vom Einfluß der marginalen Importquote auf den Staatsausgabenmulti­
plikator abgesehen werden, sprich: bezöge sich das Modell auf die (leich­
ter erfaßbaren) gehandelten Güter, wäre das Modell um den Multiplika­
tor der Fiskalpolitik zu modifizieren. Je größer der Unterschied des Vo­
lumens der gehandelten Güter gegenüber handelbaren, desto größer 
wird auch der Unterschied im Multiplikator - und mit ihm die Implika­
tionen des Modells - sein (36). 

Von diesen Einschränkungen abgesehen, ist es bemerkenswert, daß 
ähnliche Schlüsse, wie sie mit dem Konzept der handelbaren Güter und 
flexiblen Preisen auch mit einem Außenhandelsmultiplikatormodell, das 
keine relativen Preisänderungen berücksichtigt, gezogen werden kön­
nen (37). Obwohl also der Anteil der gehandelten Güter nur als Indiz für 
den Anteil der handelbaren Güter angesehen werden kann, erscheint er­
sterer doch auch im Falle kleiner offener Volkswirtschaften geeignet, der 
hier verwendeten Definition des Offenheitsgrades zu genügen. Denn 
egal, ob mit McKinnons Modell oder dem Außenhandelsmultiplikator 
wird ersichtlich, daß mit zunehmendem Offenheitsgrad der Einsatz des 
Wechselkursinstrumentes immer weniger wirksam wird. Demgegenüber 
sind fixe Wechselkurse bei zunehmender Offenheit durch stabileres 
Preisniveau (bei stabilerer "Außenwelt" ,  siehe unten) und geringeren 
Anpassungskosten gekennzeichnet. 

Betrachtet man hingegen eine relativ geschlossene Volkswirtschaft, in 
der der Anteil der nicht handelbaren Güter den der handelbaren über­
steigt, werden die Kosten fixer Wechselkurse ansteigen. Sollen bei einer 
auftretenden Störung des außenwirtschaftliehen Gleichgewichtes näm­
lich die relativen Preise der handelbaren gegenüber denen der nicht han­
delbaren Gütern nicht durch eine Abwertung erhöht werden, ist für eine 
erfolgreiche Korrektur der Handelsbilanz eine stark restriktive Geld­
und Fiskalpolitik nötig, um die Absorption zu verringern (siehe oben). 
Diese (erforderliche) restriktive Politik wird aber bei rigiden Löhnen 
starke Unterbeschäftigung im dominierenden Sektor der nicht handel­
baren Güter nach sich ziehen, oder wie McKinnon es formuliert (38): 
man würde es dem Schwanz (handelbare Güter) erlauben, mit dem Hund 
(nicht handelbare Güter) zu wedeln. 

Hier läßt sich auch zeigen, wie sehr McKinnons Analyse von der Ab­
wertungsgeldillusion beeinflußt ist. Denn in der offenen Volkswirtschaft 
beeinflussen die Preisänderungen durch Abwertungen 1. über den allge­
meinen Preisindex durch den größeren Anteil der gehandelten Güter am 
Index diesen stärker und 2. wird dies die Lohnempfängerseite auch stär­
ker als in einer relativ geschlossenen Volkswirtschaft in ihre Verhand-

4 1 5  



Wirtschaft und Gesellschaft 21. Jahrgang (1995), Heft 3 

lungspositionen einbeziehen. Daher wird eine Abwertung durch die be­
kannten Effekte der Preis-Lohn-Preisspirale schnell ihre Wirkung ver­
lieren und so ohne Auswirkungen auf das Beschäftigungsziel und das 
Handelsbilanzziel bleiben, das Preisstabilitätsziel aber unterminieren 
und - aller Voraussicht nach - in der nächsten Runde durch restriktive 
Wirtschaftspolitik auch das Beschäftigungsziel gefährden. Mit anderen 
Worten: Unterstellt man die Existenz einer Phillips-Kurve, ist nunmehr 
nicht eine Bewegung auf der Kurve anzunehmen, sondern eine Verschie­
bung derselben. Gerade dieses Argument der Geldillusion gegenüber ab­
wertungsbedingten Preissteigerungen gilt aber auch für den Anteil der 
gehandelten Güter in einer Volkswirtschaft, sodaß einmal mehr die Im­
port- und Exportanteile als geeignetes Indiz zur Bestimmung des Offen­
heitsgrades erscheinen. Wie sich diese Anteile in Europa bzw. der USA 
und Japan verhalten, sollen in folgenden Tabellen angedeutet werden. 

Tabelle 2: 
Anteile des Exports am BIP in Prozent 

1960-64 
1965-69 
1970-74 
1975-79 
1980-84 
1985-89 
1990-94 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 

EU 

18,8 
19,6 
23,1 
26,2 
28,6 
28,2 
28,6 
27,1 
27,0 
28,4 
28,4 
28,4 
28,3 
29,4 

DS EU 

27,8 
29,0 
32,6 
34,7 
39,5 
41,6 
40,8 
40,0 
40,9 
42,5 
41,4 
40,9 
40,2 
40,6 

wobei: EU = EU 12, Deutschland: Westdeutschland 

USA 

5,1 
5,3 
6,6 
8,5 
8,9 
8,3 

10,5 
7,9 
9,0 
9,6 

10,0 
10,5 
10,7 
10,9 

Japan 

9,6 
10,3 
11,3 
12,4 
14,4 
11,4 
10,4 
10,4 
10,1 
10,7 
10,8 
10,3 
10,3 
10,1 

DS EU = Durchschnitt der einzelnen 12 EU-Staaten, Deutschland: Westdeutschland 
Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen 

Abgesehen von Japan mit überraschend stabilen Quoten, zeigt sich 
allgemein ein recht deutlicher Trend steigender Außenhandelsanteile, 
wobei die USA von einem relativ geringem Niveau ausgingen, was sich 
zum Teil auch durch deren Größen und Diversifikation erklären läßt. Die 
stabile Phase des EWS brachte in Europa die bislang höchsten Außen­
handelsquoten (ob damit die Kausalität umzudrehen ist, ist eine Frage, 
die letztlich auf den Streit "economists" vs. "monetarists" hinausläuft). 
Bei den Zahlen für 1992 und 1993 sind es v. a. zwei Ereignisse, die als Ur­
sache der Entwicklung ausschlaggebend sind, nämlich die Währungs-

4 1 6  



Wirtschaft und Gesellschaft 21. Jahrgang (1995), Heft 3 

turbulenzen als hemmendes Element einerseits und das Binnenmarkt­
konzept (1992) andererseits. Wie weit letzteres bereits in vorhergegange­
nen Jahren als vorweggenommen anzusehen ist, und inwieweit konjunk­
turelle Schwankungen den Außenhandelsanteil beeinflussen, sei dahin­
gestellt. Beträchtliche Abweichungen ergeben sich jedoch im Außenhan­
delsteil der einzelnen Länder innerhalb Europas. 

Tabelle 3: 
Anteile des Exports am BIP in Prozent 

B DK D (W) GR E F IRL I L NL P UK 

1984-93 73,1 34,8 31 ,7 23,0 19,2 22,5 60,9 20,6 98,0 54,3 34,0 25 ,4 

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen 

Nähe zum Zentrum (39) (geographisch wie strukturell) und Größe 
(bzw. Kleinheit) dürften hier für die hohen Quoten in Belgien, den Nie­
derlanden und Luxemburg den Ausschlag geben. Dementsprechend fol­
gen als "nächst offene" Staaten Dänemark und Portugal als kleine 
Volkswirtschaften und Deutschland (unkonsolidiert) als zentrumsnaher 
Staat. Generell übertreffen die EU-Staaten die USA und Japan bei wei­
tem im Offenheitsgrad (mit dem Außenhandel als Kriterium), sodaß in­
nerhalb der EU auf den ersten Blick einiges darauf hinzudeuten scheint, 
daß die Kosten fixer Wechselkurse innerhalb der EU geringer ausfallen, 
als dies eine Bindung des Dollars oder des Yen vermuten lassen (der 
Grad der Offenheit der einzelnen Staaten der USA blieb hier leider un­
berücksichtigt). Auch die Entwicklung über die Zeit (siehe Tabelle 2) 
stützt diese Vermutung oder deutet zumindest sinkende Kosten an. 

Ohne Betrachtung der Struktur der Handelsströme allerdings er­
scheint es vorschnell, das Offenheitskriterium zur Abgrenzung eines 
Währungsgebietes heranzuziehen, solange man keine Hinweise darauf 
hat "gegen wen" die betrachteten Gebiete (Staaten) offen sind. Tabelle 4 
soll daher zeigen, wie sich der Intra-EU-Handel im Vergleich zum Ge­
samthandel der EU-Staaten entwickelt hat. 

Tabelle 4: 
Intra-EU-Handel als Anteil am gesamten Außenhandel, in Prozent 

BLWU DK D GR E F IRL I NL p UK EU 12 

Exporte 
1958 55,4 59,3 37,9 50,9 46,8 30,9 82,4 34,5 58,3 38,9 2 1 ,7 37 ,2 
1993 73,0 52,3 49,8 56,0 62,2 59,9 69,6 53,5 71 ,3 75,2 52,8 57,8 

Importe 
1958 55,5 60,0 36,3 53,7 3 1,8 28,3 68,9 30,2 50,7 53,4 2 1 ,8 35,2 
1993 69,3 52,6 51 ,2 60,0 62,0 64,0 64,5 55,5 55,5 7 1,8 48,9 56,7 

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen 
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Neben dem hohen Anteil des innergemeinschaftlichen Handels für 
1991 ist v. a. die Entwicklung seit 1958 bemerkenswert, die eine ganz 
deutliche Verschiebung zum innergemeinschaftlichen (bei allgemein ge­
stiegenem Handelsvolumen) zeigt, wobei zusätzlich anzumerken wäre, 
daß der EU-EFTA-Handel (und somit einer EU 15) dabei noch keine 
Berücksichtigung fand. 

2.3 Produktdiversifikation 

Zu einem (anscheinenden) Widerspruch zu den Schlüssen, die aus 
McKinnons Analyse gezogen werden können, kommt man, wenn man 
Kenen's Kriterium der Produktdiversifikation (40) zur Abgrenzung eines 
Währungsgebietes folgt. Im Zentrum seines Beitrages steht (unausge­
sprochen) die Anwendung der Markowitz'schen Portfolioselektion, auf 
die Risikominimierung des Exportertrages einer Ökonomie, oder in sta­
tistischen Termini, das Gesetz der großen Zahl für unkorrelierte Ereig­
nisse. 

Die Exportökonomie, auf die Kenen sich - grosso modo - beschränkt, 
ist dabei in dreierlei Hinsicht von Schocks betroffen. Zum einen wird ­
ex ante - die Fluktuation (und nicht die Häufigkeit) (41) bei zufallsver­
teilten Schocks geringer sein, und - ex post - durch den geringeren An­
teil der einzelnen Produkte an der Produktion die Auswirkung auf die 
Ressourcenauslastung der Ökonomie ebenfalls geringer sein. Als einen 
ersten Integrationsversuch der (modifizierten) Kriterien Faktormobi­
lität der Arbeit und seinen eigenen Theorien könnte man Kenen's weite­
re Diskussion um die Auswirkungen von bzw. Reaktionen auf Schocks 
auf mehreren Sektoren (sprich "Regionen") bezeichnen. Sind die 
Schocks tatsächlich weitgehend unkorreliert, wird die Auswirkung ge­
ring bleiben, allerdings wird die intersektorale Mobilität durch die Inho­
mogenität des Faktors Arbeit gering sein. Sind andererseits die Schocks 
durch "Ähnlichkeit" der Produkte korreliert, werden die Auswirkungen 
auf die Beschäftigung zwar größer ausfallen, gleichzeitig kann man aber 
von höherer intersektoraler Faktormobilität ausgehen, die geeignet ist, 
die Fluktuationen in Grenzen zu halten (siehe oben). 

Schließlich läßt sich wiederum unter Anwendung des Prinzips der 
Portfolioselektion - in einen üblichen Multiplikator-Akzeleratormodell, 
in dem die Investitionsfunktion von Exporterlösen abhängt (42) zeigen, 
daß eine diversifizierte Ökonomie einen stabileren Pfad als eine Ökono­
mie, deren Exporterlöse von einem (wenigen) Sektor(en) abhängt, auf­
weist (43). Aus den durchaus plausiblen Uberlegungen ergibt sich nun 
aber - unter speziellen Annahmen - eine konträre Position zum Offen­
heitskriterium. 

Da davon auszugehen ist, daß eher große Ökonomien einen ausrei­
chenden Diversifikationsgrad aufweisen als kleine, ist es auch wahr­
scheinlich, daß erstere relativ geschlossene Volkswirtschaften darstellen, 
nach dem Offenheitskriterium also flexible Wechselkurse, nach der Di-
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versifikation aber fixe Wechselkurse anwenden sollten. Aber warum und 
wann sind diese Schlüsse sinnvoll bzw. wann sehen McKinnon bzw. Ke­
nen das gesamtwirtschaftliche Stabilitätsziel gefährdet? Während das 
Offenheitskriterium die Abwertungsgeldillusion und einen Import von 
Stabilität im Auge hat, finden bei Kenen die Schocks, die den heimi­
schen Markt stören, ihren Ursprung im Ausland, sprich eine Abschot­
tung vor solchen Schocks durch flexible Wechselkurse ist vor allem für 
schockanfällige (sprich gering diversifizierte Ökonomien) angezeigt. 

3. Zusammenfassung 

Allen drei besprochenen (frühen) Ansätzen zur Währungsgebietsdis­
kussion ist die Art (nicht der Ursprung) der Schocks gemein, nämlich 
mikroökonomische Schocks die sich auf die Angebots- und Nachfrage­
funktion einzelner Sektoren auswirken. Diese Art der Störungen sind 
aber ihrer Natur nach 1. temporärer Natur und 2. bietet kein Ansatz ei­
ne Antwort auf ein optimales Kriterium zum Einsatz im Kampf gegen 
Konjunkturzyklen. Folgt man allerdings der Mode, die Geldpolitik aus 
jeder Diskussion um konjunkturelle Schwankungen herauszuhalten, 
wird auch aus Gründen der ebenfalls temporal beschränkten Natur der 
makroökonomischen Zyklen ersteres Argument als das gewichtigere 
übrig bleiben. Laufen die "Störungen" nämlich ihrer Entwicklung und 
Entstehung nach nicht wie Schocks ab, sondern sind sie Ausdruck so­
zioökonomischer Präferenzen, werden sich fixe Wechselkurse viel 
schmerzlicher auf das expansivere Defizitland auswirken (siehe Teil 2). 

Gemein ist den Ansätzen weiters, daß sie durch ihre spezifischen An­
nahmen und den dadurch bedingten Verlust der Allgemeingültigkeit den 
Namen "Theorie" optimaler Währungsgebiete nicht ganz zu recht für 
sich in Anspruch nehmen. Mangels dieser Allgemeingültigkeit wird da­
her auch keines der drei besprochenen Kriterien als das "single-criteri­
on " für eine Politikanleitung herangezogen werden können. Allerdings 
bieten alle drei Spezialfälle genügend Anhaltspunkte dafür, Probleme 
welcher Art bei einer "falschen" (44) Wahl des Wechselkursregimes zu 
erwarten sind. Unterzieht man sich nun dem waghalsigen Versuch, die 
Ansätze auf einen Nenner zu bringen, könnte der - in etwa - wie folgt 
lauten: Zwei oder mehrere Regionen werden ihre Kostenseite eines Fix­
kurssystems dann minimal halten können, wenn sie 1 .  über ausreichen­
de intersektorale Mobilität des Faktors Arbeit und interregionale Mobi­
lität des Faktors Kapital bei vergleichbaren Produktionsfunktionen ver­
fügen und 2. gegeneinander offen und gleichzeitig ( ! )  ausreichend diver­
sifiziert sind, um sektorale Schocks auszugleichen. Gänzlich unberück­
sichtigt bleiben hier noch politisch-ökonomische Aspekte sowie die Nut­
zenseite einer Währungsunion. 

Vor allem aber Punkt 2 ist dazu angetan, sich - noch mehr als die ein­
zelnen besprochenen Ansätze für sich - den Vorwurf des "Spezialfalles" 
gefallen lassen zu müssen, sollte aber dennoch eine kurze Überlegung 
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wert sein. Es müßte den Volkswirtschaften gelingen, bei gleichzeitiger 
Ausdehnung der Handelsströme diese auch noch zu diversifizieren, 
sprich der Gefahr zu entgehen, sich zur Ausnützung von Skalenerträgen 
zu spezialisieren und sich damit von ihrer Produktionsstruktur her wei­
ter auseinander zu entwickeln (45) oder anders formuliert: steigt der An­
teil des intraindustriellen Handels am gesamten Handel, wird 1. die Va­
riabilität des Outputs durch sektorspezifische Schocks sinken, 2. die Ge­
fahr des Auftretens asymmetrischer Schocks zwischen den Regionen ab­
nehmen und 3. die Kapitalmobilität eher eine "heilende" als eine ver­
schlechternde Wirkung entfalten, da dadurch generell die Gefahr mul­
tipler Gleichgewichte durch spezielle Produktionsfunktionen abnehmen 
sollte. Die Entwicklung des Anteils am intraindustriellen Handel inner­
halb der EU soll nachstehende Tabelle 5 veranschaulichen. 

Tabelle 5: 
Intraindustrieller Handel als Anteil am Intra-EU-Handel 

1958° 1963° 1970° 1970* 1980* 1987* 

BLWU 0,54 0,60 0,66 0,69 0,70 0,77 
DK 0,41 0,52 0,57 
D 0,47 0,57 0,67 0,73 0,78 0,76 
GR 0,22 0,24 0,31 
E 0,35 0,57 0,64 
F 0,61 0,68 0,73 0,76 0,83 0,83 
IRL 0,36 0,61 0,62 
I 0,42 0,48 0,59 0,63 0,55 0,57 
NL 0,50 0,57 0,64 0,67 0,73 0,76 
p 0,23 0,32 0,37 
UK 0,74 0,81 0,77 

o Auf Basis EG 6 .  
* Auf Basis EG 12 .  
Quelle: Sapir (1992). 

Der recht eindeutige Anstieg des intraindustriellen Handels, der ent­
gegen den Erwartungen von interindustrieller Spezialisierung durch zu­
nehmenden Handel zu erkennen ist, läßt auf jeden Fall moderate (und 
sinkende) Anpassungskosten im Lichte des oben Gesagten erwarten (46). 
Als Erklärung für diese Entwicklung bietet Greenaway (47) drei Gründe 
an: überlappende Nachfrage, Skalenerträge und Faktorbewegungen. 
Entsprechend den Entwicklungsstufen der verglichenen Ökonomien er­
geben sich auch drei Gruppen von Ländern nach deren Anteil am intra­
industriellen Handel (48). Im unteren Bereich finden sich Griechenland 
und Portugal, im mittleren Dänemark, Italien, Irland und Spanien sowie 
im obersten Bereich die Niederlande, Deutschland, Belgien, Luxemburg, 
das Vereinigte Königreich und Frankreich (49). Finden sich auch noch 
andere (makroökonomische) Indikatoren, die ein Konvergenzverhalten 
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der europäischen Staaten nahelegen, dürfte dies wohl eines der stärk­
sten Argumente für eine Währungsunion sein, da dann von sinkenden 
Anpassungskosten auszugehen ist, oder mit anderen Worten: die Wahr­
scheinlichkeit, daß sektorale Schocks die einzelnen Staaten in unter­
schiedlicher Weise treffen, nimmt ab. 

Ein abschließendes Urteil bezüglich der Grenzen eines Währungsge­
bietes lassen aber weder die theoretischen Analysen noch die hier ver­
wendeten zugegebenermaßen rohen Daten zu. Zwar macht der hohe 
Abstraktionsgrad die Analysen sicherlich akademisch ansprechend, 
doch geht dies weitgehend auf Kosten der Politikrelevanz. So bleibt in 
den besprochenen Analysen etwa durch die Konzentration auf relative 
Preise kein Platz für monetäre Faktoren in den Modellen. Wenngleich re­
lative Kaufkraftparitäten indirekt bei McKinnon durch die Abwer­
tungsgeldillusion oder bei Kenen in seinen abschließenden Bewertungen 
über Politikbedingungen eines fixen Wechselkurssystem (50) einfließen, 
bleiben Störungen, die aus Devisenmärkte auf die realen Faktoren 
zurückschlagen, ebenso unberücksichtigt wie makroökonomische Ele­
mente oder dynamische Integrationseffekte. Vor allem aber diskutieren 
die Modelle nur die Kosten, nicht aber die Nutzenseite einer einheitli­
chen Währung. Die Theorie optimaler Währungsgebiete allerdings nicht 
zu ergänzen, sondern als primär scholastische Diskussion, die wenig zu 
praktischen Problemen der Währungspolitik beizutragen hat (51), gänz­
lich zurückzuweisen, wird der Ökonomik selbst und ihrer Funktion der 
Politikberatung ebenso wenig Dienste erweisen wie die unkritische 
Übernahme der frühen Beiträge. 

Anmerkungen 

(1) Die beiden Aufsätze sind eine Zusammenfassung von Auszügen aus meiner Diplom­
arbeit: Errichtung einer europäischen Währungsunion - Lehren aus der Theorie opti­
maler Währungsräume und den Erfahrungen der Errichtung des Federal Reserve Sy­
stems, die an der WU Wien am Institut VWL 1 - Öffentliche Wirtschaft, Geld- und 
Fiskalpolitik (Prof. Ewald Nowotny) approbiert wurde. 

(2) Einen ausgezeichneten Überblick mit einen umfassenden Kriterienkatalog bietet 
Tavlas (1993) 666 ff. 

(3) Mundell (1961)  657 .  
(4) Vgl. Mundell (1961) 663.  
(5) Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß dazu natürlich 1 .  der Wechselkurs von 

relativen Kaufkraftparitäten bestimmt sein muß und 2. die bekannte Marshall-Ler­
ner-Bedingung erfüllt zu sein hat, wonach lp + pml > 1 sein muß, damit eine Abwer­
tung normal wirkt, wobei px = Nachfrageelastizität des Exports und pm = Nachfra­
geelastizität des Imports. Weitere zugrundeliegende Annahme ist eine Angebotsela­
stizität, die gegen unendlich geht. Angesichts unausgelasteter Ressourcen im be­
schriebenen Falle keine unrealistische Annahme. 

(6) Wobei hierzu Mundell richtig bemerkt: "But it is unfortunate that a simple change in 
world relative prices is interpreted, in the surplus country, as inflation." (Mundell 
(1961) 658,  Fußnote 5). Ein Aspekt, der auch angesichts des asymmetrischen Nach­
frageschocks, den das EWS durch die deutsche Wiedervereinigung erfuhr, nicht ver­
gessen werden sollte. 
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(7) Wohl aber kann in einem System fixer Wechselkurse mit der Möglichkeit zu realign­
ments eine solche reale Abwertung der Überschußregion durch eine exportorientier­
te Unterbewertungsstrategie gelingen, die im Vertrauen auf die Disziplin der "eige­
nen" Tarifpartner und die "Undisziplin" der Tarifpartner der abwertenden Ländern 
"drohenden Wettbewerbsnachteilen" ruhigen Auges entgegensehen kann, da die no­
minelle Aufwertung bald wieder einer realen Abwertung folgen wird bzw. die nomi­
nelle Aufwertung nur einen Teil vorhergegangenen realen Abwertung darstellt, wie 
dies der persistente Leistungsbilanzüberschuß der BR Deutschland bis zur Wieder­
vereinigung zeigte. 

(8) Vgl. Mundell (1961) 661 .  
(9) Mindestens zwei widerstrebende Trends sind auch für den Entwicklungsstand einer 

Ökonomie zu bedenken. Während für sprachliche, kulturelle und soziale Barrieren 
durch einen höheren Bildungsgrad eher ein Abnehmen dieser Art der Umzugskosten 
anzunehmen ist, wird durch steigende regionsspezifische Humankapitalinvestitionen 
ein Zunehmen dieser Kosten zu vermuten sein. 

(10) Siehe Eichengreen (1990) 135 .  
(11) Vgl. Eichengreen (1990) 158 ff. 
(12) Vgl. ebd. 162, Tabelle 16 .  
(13) Verwiesen sei auch noch auf die Rolle des Finanzausgleichs in den USA zum Aus­

gleich regionaler Unterschiede, der in vergleichbarem Maße in der EU fehlt. Ihn hier 
nur am Rande zu erwähnen, soll nicht heißen, dessen Bedeutung zu schmälern. Wer­
den aber die Auswirkungen von Schocks besprochen, kann er nur die Bedeutung der 
Finanzierung der Kosten der Anpassung übernehmen oder aber sogar - bei Fehlen 
entsprechender begleitender Strukturpolitik - Anpassungen verzögern, sieht man 
von regionalen Multiplikatorwirkungen ab. 

(14) Was nichts anderes bedeutet als die übliche MundeH-Flemming Annahme perfekter 
Substituierbarkeit in- und ausländischer Wertpapiere. 

{ 15) Allerdings stellt dies keinen Mundell'schen Schockfall, sondern eher ein Solow'sches 
Wachstumsmodell dar. 

(16) De Grauwe {1994) verwendet diese als Indikator für die Kapitalmobilität. 
(17) Vgl. Emerson et. al. {1990) 177  f. 
(18) Frankel nach Emerson et al. (1990) 177  f. 
(19) Vgl. Emerson et al. {1 990) 1 7 7  f .  
(20) Vgl. ebd. 
(21) Vgl. Feldstein, Horioka (1980) 314  ff. 
(22) Vgl. Bayoumi, Rose (1993) 1 198. 
{23) Diese Annahme ist entweder mit einer zeitlichen/valumsmäßigen Beschränkung zu 

halten, oder aber die außenwirtschaftliche Beschränkung ist lediglich als Nebenbe­
dingung im oben genannten Zielsystem anzusehen. 

(24) Vgl. Bayoumi, Rose (1993) 1 197 ff. 
(25) Vgl. Eichengreen (1991) 9 ff. 
(26) Dies ist freilich eine Diskussion, die sich von den Handelsliberalisten vs. historischer 

Schule über Myrdal vs. Neoklassik bis zu heutigen Integrationstheorien zieht. 
(27) Vgl. Fuhrmann (1992) 359.  
(28) Siehe Eichengreen (1991) Tabelle 1 .  
(29) Oder mit anderen Worten: Wir befinden uns in einem 1-Region-1-Gut-Modell. 
(30) Auf die Bedeutung der intersektoralen Faktor(im)mobilität weist auch McKinnon 

{1963) in seinen ergänzenden Bemerkungen hin und kommt zum Schluß, daß insbe­
sondere in kleinen Volkswirtschaften die intersektorale Faktormobilität durch eine 
Währungsunion gefördert werden könnte (vgl. McKinnon (1963) 724 f). Da aber eine 
Währungsunion tendenziell eher die Mobilität des Faktors Kapitals als die des Fak­
tors Arbeit fördert (siehe oben), dürfte er (implizit) mit dieser Schlußfolgerung (1) auf 
die ausgleichende Wirkung von Kapitalbewegung und (2) den von ihm angesproche­
nen Liquiditätswert einer Währung abstellen. 

(3 1) Munden (1961) 662. 
(32) Oder wie es Dowd, Greenaway (1993) in ihrer mikroökonomischen Analyse des opti­

malen Währungsgebietes nennen: "network externalities" .  
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(33) Dies ist jedoch eine Frage, die keineswegs die Überlegenheit einer Theorie gegenüber 
einer anderen berührt. 

(34) Vgl. McKinnon (1963) 723 f . ,  bzw. in expliziterer Form lshiyama (1975) 350. 
(35) Hier bezieht sich McKinnon auf den Absorptionsansatz von Alexander (1952) 263 ff. 
(36) Ein Beispiel hierfür stellen etwa die USA verglichen mit Österreich dar. Während der 

Anteil der handelbaren Güter in den USA sicherlich um einiges größer sein wird als 
der Anteil der gehandelten Güter, wird diese Differenz in Österreich kleiner ausfal­
len. Mit anderen Worten: nach der Definition der handelbaren Güter stellen die USA 
(im übrigen auch eher Preissetzer als Preisnehmer, sprich nicht klein), ein viel offe­
neres Land dar als nach dem Anteil der gehandelten Güter. Dieser Unterschied ist für 
Österreich - mit den damit verbundenen Konsequenzen - sicherlich kleiner. 

(37) Vgl. Ishiyama (1975) 350 f. oder ausführlicher Jarchow, Rühmann (1991) (Einkom­
menseffekte mit internationalen Rückwirkungen) 107 ff. 

(38) Vgl. McKinnon (1963) 720. 
(39) Vgl. dazu auch Brada/Mendez (1993), die in ihrem ökonometrischen Modell der Inte­

gration räumliche Nähe als einen Faktor in ihre erklärende Gleichung als Test für die 
Vorhersagbarkeit der Integration verschiedener Regionen einbeziehen. 

(40) Vgl. Kenen (1969) 41 ff. 
(41) Vgl. ebd. 49 bzw. Ingram (1969) 97 .  
(42) Vgl. Kenen (1969) 52 ,  Fußnote 25 .  
(43) Dies hält auch in wesentlichen unabhängig von der Größe des Landes am Weltmarkt, 

also ob man sich auf einer Nachfragekurve bewegt oder der Prozeß über eine Ver­
schiebung derselben abläuft. 

(44) Die Verwendung des Anführungszeichens wird so lange angebracht sein, als man kei­
ne endgültige Definition des "richtigen" Wechselkursregimes zur Verfügung hat. 

(45) D. h . ,  die Länder müßten einen anderen Integrationspfad beschreiten, als dies die Ri­
cardianische Außenhandelstheorie der relativen Vorteile vorhersagen würde. 

(46) V. a. betreffend der Wahrscheinlichkeit des Auftretens sektoraler (asymmetrischer) 
Schocks, die in den drei oben diskutierten Beiträgen zum optimalen Währungsgebiet 
wohl das gravierendste Problem darstellen, das sich bei der Integration zweier Re­
gionen ergibt. 

(47) Greenaway nach Sapir (1992) 1497.  
(48) Was nichts anderes bedeutet als daß diese ähnliche Produktionsfunktionen aufweisen 

und daher nicht dem Risiko multipler Gleichgewichte bei Integration ausgesetzt sind. 
(49) Vgl. Sapir (1992) 1497.  
(50) Vgl. Kenen (1969) 54. 
(51) Vgl. Ishiyama (1975) 378 .  
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Internationale Entwicklungen im 
Bereich des New Public Management 

und der wirkungsorientierten 
Verwaltungsführung -

Übersicht und Vergleich 

Theo Haldemann(l) 

1. Einleitung 

1 . 1  Internationale Managementrevolution 

Seit Beginn der neunziger Jahre hat sich - ausgehend von den Reform­
prozessen in Australien, Neuseeland, Nordamerika und Großbritannien 
- eine neue Managementphilosophie der öffentlichen Verwaltung ent­
wickelt, ja eine richtiggehende Managementrevolution der öffentlichen 
Verwaltung ereignet, welche Politik und Verwaltung stärker nach unter­
nehmerischen und marktwirtschaftliehen Prinzipien ausgerichtet hat. 
Neben der formalen Rechtmäßigkeit der Verwaltungsführung wurde 
hier der Unternehmerische Erfolg bei der Produktion und beim Verkauf 
öffentlicher Güter und Dienstleistungen zu einem zweiten wichtigen Be­
wertungskriterium. Damit wurde auf die zunehmend schlechteren Rah­
menbedingungen der öffentlichen Hand, insbesondere in Australien, 
Neuseeland, Nordamerika und Großbritannien, reagiert; der Kombina­
tion von schlechter Wirtschafts- und Finanzlage mit weiter wachsenden 
Ansprüchen an den Sozial- und Wohlfahrtsstaat konnte mit diesen 
neuen Verwaltungsführungsprinzipien äußerst wirksam begegnet wer­
den (2). 

Folgende Glaubenssätze stehen als eigentliches Credo hinter den N ew 
Public Management-Reformen (3): 
e Marktbeziehungen sind hierarchischen Beziehungen generell überle­

gen und deshalb prinzipiell vorzuziehen. 

425 



Wirtschaft und Gesellschaft 21. Jahrgang (1995), Heft 3 

e Verwaltungsinterner und verwaltungsexterner Wettbewerb reduzieren 
- im Vergleich zum öffentlichen und privaten Monopolangebot - Ko­
sten und Preise der Güter und Dienstleistungen, erhöhen aber die 
Qualität der Leistungen. 

e Alle Tätigkeiten der öffentlichen Verwaltung können als Produkte, 
d. h. als Güter und Dienstleistungen definiert und abgegrenzt werden, 
so daß sie eingekauft und/oder verkauft werden können. 

e Unterschiede zwischen dem Management in der Privatwirtschaft und 
in der öffentlichen Verwaltung bestehen nicht aus fundamentalen Dif­
ferenzen, sondern nur in graduellen Unterschieden. 
Die Politik braucht nur über das Budget (Zielsetzungen und Ressour­

cenallokation) der einzelnen Verwaltungsabteilungen zu entscheiden, 
den Rest, wie z. B. Organisationsreform und Personalausbildung, besor­
gen Manager und Markt - und das erst noch besser. 

Zwei Kernideen erscheinen für das gesamte Konzept des New Public 
Management und der wirkungsorientierten Verwaltungsführung grund­
legend zu sein: 
e Radikale Dezentralisierung und weitestgehende Verantwortungsdele­

gation ('empowerment') für eine schlanke öffentliche Verwaltung mit 
"dezentralisierter Ressourcenverantwortung": Kleine, teilautonome, 
marktnah operierende und intensiv vernetzte Einheiten ('agencies') 
sollen an die Stelle von großen, streng hierarchisch aufgebauten Ver­
waltungen treten (4). 

e Märkte und Wettbewerb als neue Rahmenbedingungen und Steue­
rungsprinzipien auch im öffentlichen Sektor - statt Hierarchie und re­
gelgeleitetem, formal korrektem Verwaltungshandeln: Interne Ko­
stenermittlungen und Preisvergleiche interner und externer Anbieter 
sollen die Wirtschaftlichkeit, Effizienz und Effektivität der öffentli­
chen Aufgabenerfüllung drastisch, d. h. in einem bisher unvorstellba­
ren Ausmaß, verbessern helfen (5). 
Für die Umsetzung dieser beiden Kernideen sind in den meisten 

Ländern zwei gänzlich unterschiedliche Strategien der Organisations­
reform miteinander kombiniert und zeitlich aufeinander abgestimmt 
worden (6): 
e Zentral gesteuerte Planung der Verwaltungsreform ('top-down­

approach' als 'New Taylorism'), d. h. zentrale Planungs-, Entschei­
dungs-, Anordnungs- und Kontrollkompetenzen der Regierung wer­
den für eine radikale Dezentralisierung der Verwaltung und für eine 
weitestgehende Verantwortungsdelegation eingesetzt. Dafür braucht 
es eine intensive Zusammenarbeit von verwaltungsinternen und 
-externen Fachleuten aus den Gebieten der Rechts- und Finanzwis­
senschaft, der ökonomischen, politologischen und soziologischen Per­
sonal-, Verwaltungs- und Organisationslehre sowie der Evaluations­
und Kommunikationslehre. 

e Markt- und wettbewerbsinduzierte Verwaltungsreform ('bottom-up­
approach' als 'public choice'), d. h. kundenorientierte Kosten- und 
Leistungsoptimierung im öffentlichen Sektor aufgrund von Transpa-
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renz, Marktkonkurrenz und Wettbewerbskampf der beteiligten öf­
fentlichen und privaten Anbieter, auch mittels Ausgliederung und 
Privatisierung von kommerziellen Funktionen der öffentlichen Ver­
waltung auf nationaler, regionaler und insbesondere lokaler Ebene. 
Für diesen Teil der Verwaltungsreform können und sollen auch Mana­
ger aus der Privatwirtschaft beigezogen werden (7). 
Bei diesen Organisationsreformen wurde die Rechtmäßigkeit der Ver­

waltungstätigkeit nicht etwa aufgehoben oder teilweise außer Kraft ge­
setzt, sondern das alleinige Beurteilungskriterium der formalen Recht­
mäßigkeit durch Unternehmerische Erfolgskriterien wie z. B. Wirt­
schaftlichkeit, Effizienz und Effektivität ergänzt. Damit konnte die öf­
fentliche Verwaltung - insbesondere in Australien und Neuseeland - die 
Kosten und Leistungen sowie die Wirksamkeit ihrer Aktivitäten in Poli­
tik und Gesellschaft nachdrücklich, ja sprunghaft verbessern. 

1 .  2 Managementphilosophie 

Die anglo-amerikanische New Public Management-Philosophie wird 
von Osborne/Gaebler in ihrem Bestseller 'Reinventing Government' in 
zehn Postulaten wie folgt zusammengefaßt (8): 
- Zukunftsorientierung ('Catalytic Government - Steering Rather Than 

Rowing'): Starke Regierungen und Verwaltungen steuern neue gesell­
schaftliche Entwicklungen, schwache rudern ihnen bloß hinterher. 
Bürgerorientierung ('Community-Owned Government - Empowering 
Rather Than Serving'): Selbständige und selbstbewußte Bürgerinnen 
und Bürger sind die Zielgruppe der Regierungspolitik, nicht abhängi­
ge und unkritische Verwaltungskunden. 
Wettbewerbsorientierung ('Competitive Government - Injecting Com­
petition into Service Delivery') :  Konkurrenz und kontrollierter Wett­
bewerb helfen mit, das Leistungsangebot der öffentlichen Hand zu 
verbessern. 
Zielorientierung ('Mission-Driven Government - Transforming Rule­
Driven Organizations'): Die Regierung braucht der Verwaltung nicht 
mehr zu sagen, wie sie etwas machen soll, sondern nur noch, was sie 
erreichen soll; d. h. die zielorientierte Verwaltung strebt primär nach 
materiellen Ergebnissen, der regelgeleiteten Verwaltung genügt die 
Einhaltung formeller Regeln. 
Ergebnisorientierung (Result- Oriented Government - Funding Out­
comes, Not Inputs'): Der Verwaltung sollen nicht mehr Ressourcen­
inputs ihrer Tätigkeit vorgegeben und diese kontrolliert werden, son­
dern zu erbringende Leistungsoutputs sind mit ihr zu vereinbaren, 
d. h. Output- statt Input-Steuerung. 
Kundenorientierung ('Customer-Driven Government - Meeting the 
Needs of the Customer, Not the Bureaucracy'): Die kundenorientierte 
Regierung fragt direkt nach dem Kundennutzen, nicht nach den Ver­
waltungspräferenzen; d. h. Bürgerinnen und Bürger befragen statt 
bloß Verwaltungsfachleute und Expertengruppen konsultieren. 
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- Gewinnorientierung ('Enterprising Government - Earning Rather 
Than Spending'): Regierung und Verwaltung brauchen nicht bloß 
finanzielle Anreize zum Sparen, sondern auch zum Geldverdienen; 
d. h. keine "Zwangsausgaben" am Jahresende ("Dezemberfieber" des 
heutigen Budgetsystems) und keine Einnahmenbeschränkung bei 
öffentlichen Leistungen mehr (angemessene Rendite statt bloße Ko­
stendeckung). 

- Voraussicht ('Anticipatory Government - Prevention Rather Than 
Cure'): Prävention ist oft billiger und wirksamer als die nachträgli­
chen Problemlösungsversuche. 

- Managementorientierung (Decentralized Government - From Hierar­
chy to Participation and Teamwork'): Neue Führungsprinzipien 
und Informationstechnologien sowie komplexe und vernetzte Proble­
me erfordern heute kleine, dezentrale und flexible Arbeitsgruppen, 
nicht zentrale, streng hierarchische und extrem arbeitsteilige Appa­
rate. 

- Marktorientierung ( 'Marked-Oriented Government - Leveraging 
Change Through the Market'): Staatliche Regelungen (Gebote, Verbo­
te) sollen durch eine staatliche Organisation von Angebot und Nach­
frage sowie durch Marktinformationen abgelöst werden. 
Gemäß New Public Management-Philosophie sollen die Ansprüche 

der Bürgerinnen und Bürger also generell besser befriedigt werden (9): 
e mehr Wahlfreiheit beim öffentlichen Angebot, d. h. unterschiedliche 

Leistungspakete zur Auswahl stellen; 
e mehr Demokratie, d. h. mehr Beteiligung und Mitwirkung bei der Be­

wertung und Gestaltung des öffentlichen Angebots ermöglichen; 
e höhere Qualität und mehr Serviceleistungen beim öffentlichen Ange­

bot erzielen (Qualitätswettbewerb); 
e höhere Leistung und Wirksamkeit öffentlicher Leistungen erreichen 

('value-for-money'). 
Gemäß New Public Management-Philosophie gelten Wettbewerbs­

märkte und konkurrierende Organisationen als wirksame Mittel zur 
Verbesserung der Kosten, Leistungen und Wirkungen öffentlich angebo­
tener Güter und Dienstleistungen. Die Staatsleistungen sind neben dem 
Allgemeinwohl vermehrt auf differenzierte Kundenwünsche sowie auf 
betriebs- und volkswirtschaftliche Effizienz- und Effektivitätskriterien 
auszurichten (10). 

1 .3 Ideen, Konzepte und Instrumente 

Folgende Ideen zeichnen sowohJ die Philosophie des 'New Public 
Management' von Osborne/Gaebler als auch das Konzept und die In­
strumente der "wirkungsorientierten Verwaltungsführung" von Buschor 
aus (11): 
e Trennung von politischen Zielsetzungen und Managementverantwor­

tung; 
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e Dezentralisierung der Organisation (Holdingstrukturen, Agency-Bil-
dung); 

e Schlanke Verwaltung und flache Hierarchien; 
e Neues Personalmanagement (Führungskonzepte, Anreizsysteme); 
e Kostenbewußtsein (Kostenrechnung, Controlling); 
e Leistungs- und Wirkungsorientierung (Indikatoren, Messungen, Ver­

gleiche); 
e Kundenorientierung (Qualitätsmanagement); 
e Marktorientierung (Wettbewerbsverhalten). 

Diesen Ideen können folgende Konzepte und Instrumente des New Pu­
blic Management bzw. der wirkungsorientierten Verwaltungsführung 
zugeordnet werden: 

Tabelle 1:  
Ideen, Konzepte und Instrumente des New Public Managements und 

der wirkungsorientierten Verwaltungsführung (Übersicht) (12) 

Ideen Konzepte Instrumente 

Trennung von politischen Trennung von strategi- Trennung von Leistungs-
Zielsetzungen und Mana- sehen Entscheidungen finanzierer, Leistungs-
gement-Verantwortung u. operativen Tätigkeiten käufer, Leistungserbringer 

Dezentralisation der Ver- Holding-Strukturen, Kompetenzdelegation, 
waltungs-Organisation Agency-Bildung Leistungsaufträge 

Schlanke Verwaltung, Lean Management Partizipation, Teamwork, 
flache Hierarchien flexible Arbeitsgruppen 

Neues Personal-Manage- Strategische Führung, Personal- und Organisa-
ment Personal-Controlling tionsentwicklung, 

Anreizsysteme 

Kostenbewußtsein Finanz-Controlling Kostenrechnung 
(Standard- oder Voll-
kosten) 

Leistungs- und Wirkungs- 3-E-Konzept: Wirtschaft- Geschäftsprüfungs-
Orientierung lichkeit, Effizienz, Effekti- berichte (Audit Reports), 

vität, Preis-Leistungs-Ver- umfassende Wirksam-
hältnis ('value for money') kei ts-Prüfungen 

(Evaluationen) 

Kundenorientierung Total Quality Management Benchmarking, Quality 
Qualitätsmanagement Leistungs-Controlling Circles, Kundenbefragung 

Marktorientierung, unter- interner und externer Ranking (Vergleiche), 
nehmerisches Verhalten Wettbewerb, simulierter Competitive Testing 

Markt (Simulation), Contracting 
in/out (interne/externe 
Vergabe) 
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Daraus lassen sich nun die Beurteilungskriterien für die Besprechung 
der internationalen Reformbeispiele gewinnen. 

2 .  Internationale Reformbeispiele: 

2 . 1  Beurteilungskriterien 

Die Kurzdarstellung der internationalen Reformbeispiele erfolgt an­
hand von acht Beurteilungskriterien, wobei die ersten vier Kriterien 
eher visionäre Konzepte der neuen öffentlichen Verwaltungskultur im 
Sinne der New Public Management-Philosophie und die letzten vier Kri­
terien eher konkrete Instrumente für die schrittweise Einführung des 
wirkungsorientierten Steuerungsmodells beinhalten: 

- Neue Organisationsstrukturen, d. h. neue Regierungs- und Verwal­
tungsstrukturen inklusive Agency-Bildung und Verantwortungsdele­
gation, Trennung von Leistungsbestellern ('funders') und Leistungs­
trägern ('providers') sowie internen und externen Wettbewerbsstruk­
turen; 

- neue Steuerungsinstrumente und -mechanismen, d. h. neue Kosten-, 
Leistungs- und Wirkungsindikatoren, Auditing und Evaluation, Ziel­
vereinbarungen und Leistungsaufträge ('service level agreements'); 

- neue politische Führung und administrative Verantwortung, d. h. kla­
rere Trennung von normativen Vorgaben (Volk, Parlament), strategi­
schen Entscheidungen (Regierung) und operativen Tätigkeiten (Ver­
waltung) durch neue Rollen und Kontrollmöglichkeiten; 

- neue Produkt- und Qualitätsorientierung, d. h. individuellere Kun­
denorientierung und entsprechende Marketinginstrumente, Defini­
tion von Mindeststandards für die Produkte- und Servicequalität von 
Gütern und Dienstleistungen (Total Quality Management); 

- neue Personalführung, d. h. moderne Führungskonzepte und Manage­
menttechniken (Monitoring, Reporting) sowie neue Personal- und 
Lohnstrukturen (Vertragsrecht, Personalentwicklung, -ausbildung 
und -rekrutierung); 

- neues Finanzmanagement, d. h. neue Budgetierungstechniken und 
Rechnungsführungsprinzipien, insbesondere dezentrale Kosten- und 
Leistungsrechnung ('cost accounting'); 

- neues Leistungsmanagement, d. h. Kosten, Leistungen und Wirkun­
gen systematisch messen, vergleichen und verbessern (Benchmarking, 
Leistungscontra Hing); 

- neues Prozeßmanagement, d. h. prozeßorientierte Verfahren der Ver­
wal tungsreform ( Organisationsen twicklung). 

Einleitend erfolgt jeweils eine kurze Gesamtcharakterisierung der na­
tionalen, regionalen und lokalen Verwaltungsreformprojekte, soweit 
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diese anhand der politikwissenschaftlichen Literatur identifiziert wer­
den konnten. Das Schwergewicht der nachfolgenden Darstellung liegt 
auf der nationalen Ebene, regionale und lokale Reformentwicklungen 
werden jeweils summarisch angefügt. 

2.2 Australien: New Public Management 

In Australien diente die New Public Management-Reform ab 1982/83 
vor allem der Verbesserung der äußerst ungünstigen wirtschaftlichen 
und finanziellen Rahmenbedingungen des Staates, welche durch 'cut­
backs', d. h. durch die Senkung von Staatsquote und Personalbestand 
der öffentlichen Verwaltung in den sog. 'lean years' von 1976 bis 1983 
noch ungenügend zu beeinflussen waren. Eine bemerkenswerte Aufhol­
jagd des öffentlichen Sektors erfolgte mittels 'Private-Public-Partner­
ship' und mittels Reform des industriellen Bereichs des Zentralstaates: 
Die Reformschwerpunkte liegen hier bei der Privatisierung, der Ausla­
gerung und beim Fremdbezug industrieller Produkte sowie bei der Bin­
nenmodernisierung einzelner Verwaltungsebenen (13). 

Auf der nationalen Ebene zeigten sich neue Organisationsstrukturen 
in der Kabinettsstruktur von 1987 und in der Zusammenfassung sämtli­
cher Dienstleistungsfunktionen der nationalen Verwaltung in einem ein­
zigen, selbständigen 'Department of Administrative Services' (DAS), 
welches Bürobauten und -unterhalt, Wagenpark und EDV-Geräte usw. 
zu Marktkonditionen innerhalb und außerhalb der öffentlichen Verwal­
tung betreut. Neue Steuerungsinstrumente und -mechanismen ergaben 
sich 1984 durch die Ergänzung der Inputsteuerung übers Budget durch 
eine Outputsteuerung mittels 'specific values' und 'desired outcomes' 
(Financial Management Improvement Program FMIP). Ab 1986 mußten 
die Ministerien für die Allokation von Budgetmitteln explizite Zielset­
zungen und Outputvorgaben aufgrund einer ausformulierten Pro­
grammhierarchie (analog einem Planning Programming Budgeting 
System PPBS) vorweisen, während die öffentlichen Unternehmungen ab 
1987 eigene Leistungsindikatoren zu entwickeln hatten (Policy Guide­
lines for Statutory Authorities and Government Business Enterprises). 
Die striktere Trennung der politischen Führung und der administrativen 
Verantwortung, insbesondere auf der regionalen Ebene (States), führte 
zur umfassenden Übernahme von ökonomischem Effizienz- und Effekti­
vitätsdenken sowie von privatwirtschaftliehen Managementmodellen in 
der öffentlichen Verwaltung (sog. Managerialism) . Die neue Produkt­
und Qualitätsorientierung erfolgte vor allem durch das systematische 
Messen der finanziellen Ergebnisse und der produzierten Leistungen 
(Financial Results Orientation, Performance Measurement and Perfor­
mance Audit) (14). 

Ein neues Personal- und Finanzmanagement wurde auf nationaler 
Ebene ab 1984 mit der höheren Führungsverantwortung der Verwal­
tungsdirektoren bei Finanzen und Personal eingeführt (Management Im-
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provement beim Senior Executive Service SES), analog zum US Civil 
Service Reform Act von 1978. Ab 1987 ergaben sich durch einen redu­
zierten Zugang zum lebenslangen Beamtenstatus, durch weniger Ein­
sprachemöglichkeiten gegen eine Nicht-Beförderung sowie durch einen 
geringeren Schutz vor Zurückstufung und Entlassung auch neue Perso­
nal- und Lohnstrukturen (Public Service Legislation Streamlining Act). 
Neue Finanzierungsstrukturen, insbesondere neue Standards zur Rech­
nungsführung und Vermögensbewertung in der öffentlichen Verwaltung, 
entwickelten sich seit der Schaffung eines Government Accounting 
Standard Setting Board 1983. Die Umstellung auf ein sog. 'accrual ac­
counting and reporting', d. h. auf eine Aufwands- und Ertragsrechnung 
statt einer Ausgaben- und Einnahmenrechnung erfolgte hingegen erst 
im Rahmen des Financial Reporting 1992 der Federal Government De­
partments (15). 

Auf der regionalen Ebene haben australische Staaten - wie z. B. New 
South Wales, South Australia, Western Australia und Victoria - bereits 
ab 1976, d. h. in der 'cutback era', vereinzelt Regierungs- und Organisa­
tionsreformen, neue Steuerungsinstrumente (PPBS, Submissionswesen) 
sowie Neuerungen beim Personal- und Prozeßmanagement ('performan­
ce pay', 'scientific management') eingeführt. Auf der lokalen Ebene 
machte insbesondere der (nationale) Local Government Amendment Act 
(No. 2) von 1989 einige Vorschläge zur Kosten- und Leistungsmessung 
sowie zur Zielsetzung und -erreichung in den verschiedenen lokalen Po­
litikbereichen (16). 

2.3 Neuseeland: New Public Management 

In Neuseeland erfolgte ab 1985 eine radikale und umfassende Reform 
des öffentlichen Sektors, bei welcher der Zentralstaat massive Kosten­
senkungen und weitgehenden Fremdbezug bei den öffentlichen Gütern 
und Dienstleistungen sowie eine breite Ausgliederung (Korporatisie­
rung) und Privatisierung öffentlicher Produktions- und Handelsbetriebe 
von oben her durchsetzte (17). 

Auf nationaler Ebene ergaben sich nach 1985 neue Organisations­
strukturen durch die Ausgliederung kommerzieller Funktionen (z. B. 
Bank, Post) und die Privatisierung staatlicher Betriebe (z. B. Ölfelder, 
Kohleminen, Fluggesellschaft) im großen Stil durch den State-Owned 
Enterprises (SOE) Act 1986, das Corporatisation Program 1986 sowie 
das Privatization Program 1988/89: Dies ermöglichte die finanzielle 
Trennung von Regierungsbudget und Company-Budgets, eine größere 
Flexibilität und Verantwortung des Company-Managements sowie die 
Abgeltung gemeinwirtschaftlicher Leistungen von Unternehmen. Neue 
Steuerungsinstrumente und -mechanismen finden sich im "New Public 
Management Manifesto" des New Zealand Treasury 1987 (Hauptprinzi­
pien der Verwaltungsrevolution) und im State Sector Act 1988, nämlich 
Zielsetzungen, Planungssysteme, Performance Measurement und Input-
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Output-Effizienz-Modelle, um die Leistungsaufträge an die Verwal­
tungsdirektionen erteilen und kontrollieren zu können. Die Trennung 
von politischer Führung und administrativer Verantwortung erfolgte ge­
nerell so, daß die Minister für die Überwachung (Performance Monita­
ring), die Manager für die Leistungserbringung und Zielerreichung (Per­
formance Targeting) verantwortlich zeichnen. Neben der neuen Pro­
dukt- und Qualitätsorientierung der heute korporatisierten und privati­
sierten, früher staatlichen Unternehmungen schlug sich die verstärkte 
Kundenorientierung auch in der Bildung von speziellen Ministerien für 
Frauenfragen, Jugendfragen, Belange der Pazifischen Inseln usw. (New 
Client-Oriented Ministeries) nieder (18). 

Ein neues Personalmanagement geht seit dem State Sector Act 1988 
auf nationaler Ebene von den einzelnen Verwaltungsdirektoren aus, wel­
che die internen Führungskonzepte (Management Systems) nun selbst in 
Auftrag geben und ebenso die Anzahl und die Qualifikation ihrer Mitar­
beiter und -innen frei festlegen können. Mit der Einführung der vertrag­
lichen Beschäftigung von Verwaltungsdirektoren (maximal fünf Jahre) 
wurden hier neue Möglichkeiten für Quereinsteiger aus der Privatwirt­
schaft geschaffen. Ansätze zu einem neuen Finanzmanagement, insbe­
sondere Vorschläge zur neuen Rechnungsführung (neues Rechnungsmo­
dell) und Ansätze der Kosten- und Leistungsmessung finden sich im Sta­
tement of Public Sector Accounting Concepts (SPSAC) der New Zealand 
Society of Accountants (NZSA). Eine Verbindung von Budgetprozeß und 
Performance-Monitoring wird im Public Finance Act von 1989 (Financi­
al Management Reform in drei Schritten) aufgezeigt. Und die Financial 
Statements der Regierung enthalten seit 1992 die vollständige Umstel­
lung auf 'accrual accounting, budgeting and reporting' (19). 

Neuseeland kennt keine regionale Staatsebene, dafür sind die Reform­
beispiele auf der lokalen Ebene, insbesondere die Städte Christchurch 
und Wellington, mit ihren New Public Management-Maßnahmen umso 
bekannter geworden, weil sie die dezentrale Organisationsstruktur, die 
Kunden- und Qualitätsorientierung der öffentlichen Verwaltung sowie 
den Wettbewerb zwischen öffentlichen und privaten Anbietern nahezu 
in "Reinkultur" umgesetzt haben und den Reformprozess auch nach 
zehn Jahren weiterhin erfolgreich fortsetzen (20). 

2.4 Vereinigte Staaten von Amerika: Reinventing Government 

In den USA finden sich "marktgesteuerte, öffentliche und bürgerori­
entierte Reformstrategien" hauptsächlich auf der kommunalen Ebene, 
nur vereinzelt auf Bundesebene. In der Zentralverwaltung dominierten 
bisher Versuche mit der Programmplanung wie PPBS (Planning Pro­
gramming Budgeting System) oder ZBB (Zero Based Budgeting) sowie 
föderalistische Entflechtungsstrategien. Erst seit Beginn der Ära Clin­
ton/Gore haben die New Public Management-Reformen auch auf der 
Bundesebene Einzug gehalten, insbesondere solche zur Leistungs- und 
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Wirkungsmessung (National Performance Review) und zur Organisati­
onsentwicklung (Reengineering) . Nach dem republikanischen Wahlsieg 
in beiden Parlamentskammern im Herbst 1994 (Contract with America) 
scheinen diese Reformen durch den parteipolitischen Schlagabtausch 
bereits wieder gebremst oder sogar gefährdet zu sein (21). 

Auf der nationalen Ebene ergaben sich neue Organisationsstruktu­
ren nach 1983 durch die schrittweise Abschaffung der föderalisti­
schen Zusammenarbeit (Executive-Centered Intergovernmental Mana­
gement) von Bund und Staaten. Neue Steuerungsinstrumente und -me­
chanismen entstehen seit 1972 mit der stetigen Verbesserung - allerdings 
auch Komplizierung - der Auditing- und Evaluations-Standards bzw. 
-Verfahren durch das General Accounting Office (GAO) und seiner ver­
schiedenen Boards. Seit 1993 existiert ein neues Konzept zur Kosten­
und Leistungsmessung (Objectives of Federal Financial Reporting), um 
die Service-Performance besser und einfacher beurteilen zu können. 
Eine Trennung von politischer Führung und administrativer Verant­
wortung ist noch nicht ersichtlich, da sich die politische Diskussion vor 
allem um die föderalistische Ausgestaltung der Bundesprogramme 
dreht, d. h. um die Frage, ob der Bund bloß subventionieren oder auch 
selbst vollziehen soll. Die neue Produkt- und Qualitätsorientierung 
sollte jetzt mit dem Programm der National Performance Review 
(" to create a government that works better and costs less ") erreicht wer­
den (22). 

Ein neues Personalmanagement wurde auf der nationalen Ebene ab 
1978 durch die größere Führungsverantwortung der Direktionsvorsteher 
und durch die Einführung von Leistungslöhnen für die mittleren und 
oberen Kader (Civil Service Reform Act) eingeführt. Das Performance 
Management and Recognition System (PMRS), welches zwei bis zehn 
Prozent des Lohnes als individuellen Bonus für sehr gute Leistungen 
vorsieht (Civil Service Retirement Sponse Equity Act 1984), sowie die 
mögliche Ausdehnung des Pay-for-Performance-Systems auf den ge­
samten Civil Service (Federal Employee Pay Comparability Act 1990), 
führten auch zu neuen Lohnstrukturen in der öffentlichen Verwaltung. 
Das neue Finanzmanagement beinhaltet neben den seit 1984 laufenden 
Versuchen zur Vereinheitlichung der Rechnungsführung und Vermö­
gensbewertung in der öffentlichen Verwaltung durch das Government 
Accounting Standards Setting Board auch die Reform des Finanzmana­
gements für 'agencies' (Chief Financial Officers [CFO] Act 1990) sowie 
die Schaffung einer neuen Behörde zum Ausarbeiten der notwendigen 
Informationskonzepte und Statements für die wirkungsorientierte Ver­
waltungsführung durch Agency-Manager, Regierung und Parlament ­
doch in den meisten 'agencies' fehlt noch heute eine Kostenrech­
nung (23). 

Auf regionaler Ebene haben einzelne amerikanische Bundesstaaten 
mit großen Haushaltsdefiziten in den neunziger Jahren die Programm­
budgetierung sowie die Kosten- und Leistungsmessung eingeführt - al­
len voran ging Kalifornien mit der Proposition 13 von 1978, welches mit 

434 



Wirtschaft und Gesellschaft 21. Jahrgang (1995), Heft 3 

einer Kürzung der (lokalen) Steuereinnahmen um 25% neue Ausgaben­
kontrollen und Budgetierungstechniken erzwang. Auf lokaler Ebene 
führten auch einzelne Städte neue Budgetierungstechniken ein, so z. B. 
New York City N. Y. (Cutback Budgeting 1976), Visalia CA (Expenditure 
Control Budget 1980) oder Sunnyvale CA (Long-Term Budget 1985). Für 
eine umfassendere Umsetzung der New Public Management-Philosophie 
wurde insbesondere Phoenix AZ bekannt (24). 

2.5 Kanada: Special Operating Agencies and Public Service 2000 

In Kanada wurden auf Anregung der Zentralregierung vor allem neue 
Steuerungsinstrumente und -mechanismen, Führungskonzepte und Ma­
nagementtechniken entwickelt und dafür spezialisierte Agencies ge­
gründet. 

Auf nationaler Ebene entwickelten sich nach 1990 neue Organisati­
onsstrukturen durch die Gründung von fünf Special Operating Agencies 
(SOA's), so z. B. der Consulting and Audit Canada (CAC), welche der Re­
gierung Management-Consulting-Leistungen in den Bereichen Kommu­
nikation und Marketing, Informatik, Finanz- und Personalwirtschaft 
sowie Rechenschaftsberichte zu Marktpreisen anbietet. Neue Steue­
rungsinstrumente und -mechanismen brachten die Initiative für Increa­
sed Ministerial Authority and Accountability (IMAA) 1986 (Zielsetzun­
gen, Leistungs- und Wirkungsmessung von Programmen als Ergänzung 
der Budgetsteuerung) sowie die Studien zum Departmental Reporting to 
Parliament 1992 (höhere Relevanz, Verständlichkeit und Zuverlässigkeit 
des Reporting) mit sich (25). 

Ein neues Personalmanagement wurde nach der Gründung des Cana­
dian Centre for Management Development (CCMD) 1988 und vor allem 
ab 1989 mit dem Projekt Public Service 2000 entwickelt; letzteres will 
mit dem Wechsel "from philosophy of control to philosophy of empower­
ment" eine grundsätzlich neue Verwaltungskultur mit gänzlich anderen 
Managementprinzipien etablieren. Durch die Flexibilisierung im Perso­
nalbereich öffentlicher Verwaltungen, z. B. bei der Lohnklassifizierung 
des obersten Kaders, ergaben sich hier auch neue Lohnstrukturen. Ein 
neues Finanzmanagement entstand durch die Schaffung eines Govern­
ment Accounting Standards Setting Board 1981 sowie später durch eine 
einheitliche Rechnungsführung und Vermögensbewertung in der öffent­
lichen Verwaltung (26). 

Auf der regionalen Ebene wurden regionale Ministerien des Ministery 
of State for Economic and Regional Development (Atlantic Canada Op­
portunities Agency, Western Canadian Diversification Office) als Teilele­
mente einer generellen Verwaltungsdezentralisierung und -Verkleine­
rung in Kanada gegründet. Auf der lokalen Ebene wurden hier keine Re­
formprojekte identifiziert (27). 
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2 .6  Großbritannien: Agency-Initiative und Next Steps 

In Großbritannien erfolgte in der Ära Thatcher eine umfassende Re­
strukturierung und Redimensionierung der öffentlichen Verwaltung auf 
nationaler und lokaler Ebene, insbesondere mit der Financial Manage­
ment Initiative (FMI) 1982, der Next Steps Initiative (Agency Initiative) 
1989 und dem Local Government Act 1992. Damit führte der Zentral­
staat von oben her verschiedenste Markt- und Wettbewerbselemente zur 
Kostensenkung und Effizienzsteigerung in der öffentlichen Verwaltung 
ein, (re)privatisierte zahlreiche staatliche Betriebe - wie z. B. British 
Airways, British Leyland, British Telecom - und drängte zudem die 
Macht der lokalen Ebene stark zurück (28). 

Neue Organisationsstrukturen entstanden auf der nationalen Ebene 
ab 1988/89 mit der Agency Initiative, durch welche drei Viertel der Re­
gierung und Verwaltung zu New Executive Agencies umgestaltet werden 
sollen: 350.000 von 550.000 Beschäftigte der Zentralverwaltung (Mini­
steries, Ministery Boards, Executive Boards, Next Steps Agencies) waren 
1993 bereits in solchen oder ähnlichen Organisationsformen tätig. Die 
grundlegende Reform des National Health Service (NHS) 1989-1991 
führte zu internen Märkten und kontrolliertem Wettbewerb im Gesund­
heitswesen. Neue Steuerungsinstrumente und -mechanismen ergaben 
sich durch die neue Kostenkontrolle, Leistungsorientierung und Resul­
tatverantwortung der operativen Verwaltungsmanager (Financial Ma­
nagement Initiative 1982), die Steuerung der New Executive Agencies 
über Leistungs- und Lieferungsverträge (Agency Initiative 1989) sowie 
durch den Auftrag zur Entwicklung von Kosten- und Leistungsindika­
toren für die verschiedenen lokalen Körperschaften (Counties, in 
Schottland Regions und Districts, in London Boroughs) bis 1995 (Local 
Government Act 1992). Eine neue politische Führung und administra­
tive Verantwortung entstanden mit der Bildung von sog. 'Quangos' 
(Quasi-Autonomous Non-Governmental Organisations), welche auf 
regionaler Ebene neu eingerichtet wurden und über 'delegierte Budgets' 
zentral gesteuert werden. Eine neue Produkt- und Qualitätsorientie­
rung der öffentlichen Verwaltung wurde bereits 1982 mit der Finan­
cial Management Initiative eingeleitet (Performance Auditing/Inspec­
tion) (29). 

Auf der nationalen Ebene entstand ein neues Personalmanagement 
durch die Einführung von Management-Informations-Systemen, Mana­
gement Support and Training (Financial Management Initiative 1982), 
durch ökonomische Weiterbildungsveranstaltungen des Cabinet Office 
(OMCS) für Führungskräfte in der öffentlichen Verwaltung ab 1985 und 
das Top Management Programme am Civil Service College ab 1986 sowie 
durch Kurse zur neuen Managementphilosophie (Managing the Cascade 
of Change) ab 1992. Neue Personal- und Lohnstrukturen wurden durch 
eine kontrollierte und wirksame Personalentwicklung und -schulung 
(Manual How to Go about Evaluating Training and Development 1990) 
begleitet, in der Zentralverwaltung wurden 1988/89 dafür 6% der ge-
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samten Lohnsumme ausgegeben - fast wie in der Privatwirtschaft. Ab 
1991 wurde die Personalrekrutierungsstelle der Zentralverwaltung zur 
Agency umgestaltet und die Personalwirtschaft stark dezentralisiert; 
nur noch die höchsten Gehaltsgruppen werden weiterhin zentral rekru­
tiert. Das neue Finanzmanagement tut sich recht schwer in England, an 
Stelle einer generellen Aufwands-Ertrags-Rechnung ('acrual accoun­
ting') wurde erst ab 1993 eine Aufstellung (Capital Assets Registers) 
über die Abschreibungen und Zinskosten sämtlicher Anlagen nötig. Für 
1998 ist ein integrales 'accrual accounting' in der gesamten Zentralver­
waltung geplant (30). 

Auf der neuen regionalen Ebene wurden ab 1991 vor allem die Struk­
tur der schottischen Regionalregierung und mögliche regionale Steuer­
einnahmen diskutiert. Auf der lokalen Ebene wurden die Behörden be­
reits 1980 zum Compulsory Competitive Tendering (CCT) bei einzelnen 
öffentlichen Leistungen verpflichtet (Local Government Planning and 
Land Act), 1 988 auch zum Contracting Out (Local Government Act). 
1991 verpflichtete die nationale Ebene die Städte und Gemeinden, ein 
Reporting zuhanden der Bevölkerung durchzuführen, welches über 
Quantität, Qualität, Auswahlmöglichkeiten, Standard und Wert ('value­
for-money') der angebotenen Leistungen detailliert Auskunft gibt (Citi­
zen's Charter - Raising the Standard). Hier wurden die Ansprüche der 
Konsumenten und Konsumentinnen detailliert festgelegt und garantiert, 
obwohl sie als Bürger und Bürgerinnen auf der lokalen Ebene immer we­
niger selbst darüber bestimmen konnten. Die nationale Regierung ver­
sucht seit 1993 zudem, die verbleibende (kleine) Gemeindeautonomie 
auf der lokalen Ebene weiter zu beschränken, etwa durch die Limitie­
rung der Property Tax oder durch deren - 1993 gescheiterten - Ersatz 
durch eine sog. Poll Tax. Zuvor wurden sowohl zu kleine als auch zu 
große lokale Gebietskörperschaften umfangmäßig vereinheitlicht, und 
zwar auf eine Größe zwischen 20.000 und 100.000 Einwohner (New Po­
licy Guidelines to the Local Government Commission for England). Eine 
ähnliche Stoßrichtung verfolgte die Zentralregierung auch mit der Auf­
gaben- und Kompetenzverlagerung an die sog. 'Quangos' im Fürsorge-, 
Gesundheits- und Schulwesen (31). 

2. 7 Niederlande: Kontraktmanagement 

In den Niederlanden erfolgte die Verwaltungsreform durch eine prag­
matische Binnenmodernisierung und eine weitgehende Konzertierung 
von Staat und Gemeinden für die einzelnen Reformschritte (32). 

Auf der nationalen Ebene ergaben sich ab 1983 neue Organisations­
strukturen durch die verwaltungsinterne Delegation von Kompetenzen 
und Verantwortung an niedrigere Hierarchiestufen (Self-Management 
im Rahmen des Improvement of Performance in Government Organi­
zations) sowie durch vereinzelte Agency-Bildungen, vor allem ab 1990 
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im Bereich der Personalentwicklung. Neue Steuerungsinstrumente und 
-mechanismen zur Ergänzung der inputorientierten Budgetkontrolle, 
konkret: Leistungsvorgaben und -kontrolle im Sinne eines Contract Ma­
nagement und einer Performance Control sind bereits 1983 im Rahmen 
des Improvement of Performance in Government Organizations gefor­
dert worden (33). 

Auf der lokalen Ebene sind vor allem die Städte Tilburg und Delft mit 
ihren neuen Management- und Steuerungsmodellen hervorzuheben, 
welche ein Kontraktmanagement aufgrund konzernähnlicher Verwal­
tungsstrukturen und Steuerungsinstrumenten inklusive produktbezo­
gener Zielvorgaben und umfassender Leistungsmessungen realisiert ha­
ben (34). 

2.8  Skandinavien: Free Communes and Counties in Schweden 

In Dänemark, Norwegen, Schweden und Finnland zeichnet sich die 
Verwaltungsreform durch eine frühe regionale Harmonisierung des 
öffentlichen Rechnungswesens aus, d. h. durch einen einheitlichen skan­
dinavischen Standard (Nordic Proposal 1969) mit länderspezifischen 
Abweichungen (35). 

Neue Organisationsstrukturen ergaben sich auf nationaler Ebene 
durch die verschiedenen Agency-Bildungen in den einzelnen Ländern, 
so z. B. in Dänemark für den Bau und Unterhalt der Verwaltungsliegen­
schaften und Paläste (Palaces and Property Agency 1990) oder das Be­
schaffungswesen im öffentlichen Sektor (National Procurement Den­
mark 1992) sowie in Finnland für die EDV-, Finanz- und Personalbera­
tung (Administrative Development Agency 1987). Ein neues Finanzma­
nagement zeigte sich in Norwegen durch die Annäherung von öffentli­
cher und privater Rechnungsführung (New Accounting Recommendati­
on 1988), welche eine direkte Ermittlung von Cash Flow Statements er­
möglicht - und zwar ganz analog zur Methode des US Financial Ac­
counting Standards Board (SFAS 95) {36). 

In Schweden besteht ein genereller Reformplan zur Erneuerung bzw. 
zum Umbau des Wohlfahrtsstaates (Concerted Programme for the Rene­
wal of the Public Sector 1985), welcher externe und interne Organisati­
onsformen des Staates verändern will: Auf der Makroebene sollen ge­
plante Märkte und öffentlicher Wettbewerb zu höheren Leistungen und 
besseren Wirkungen des staatlichen Angebots - insbesondere im öffent­
lichen Gesundheitswesen - führen . Auf der Mikroebene soll ein neuer 
Typ öffentlicher Institutionen - die sog. 'Public Firm' - den Beschäftig­
ten.und Kunden mehr Wahlfreiheiten bei der Arbeitszeitgestaltung bzw. 
Produktauswahl einräumen. War 1985 bloß weniger staatliche Regulie­
rung und Kontrolle der lokalen Körperschaften vorgesehen, wurde das 
sog. 'Free Commune Principle' nach 1990 radikalisiert und auch auf die 
regionale Ebene ('Counties') ausgedehnt {37). 

438 



Wirtschaft und Gesellschaft 21. Jahrgang (1995), Heft 3 

2.9 Internationaler Vergle·ich 

Die besprochenen Verwaltungsreformen auf nationaler Ebene lassen 
sich anband der vorgestellten acht Beurteilungskriterien und der wich­
tigsten Reformschritte wie folgt miteinander vergleichen: 
e Australien, Neuseeland und Großbritannien zeichnen sich durch um­

fassende Verwaltungsreformen aus, welche auf sämtlichen Control­
lingdimensionen (Personal, Finanzen nnd Leistungen) visionäre Kon­
zepte und konkrete Instrumente beinhalten. 

e Mit der aktuellen Verwaltungsreform in den USA wird versucht, die 
neuen Konzepte der Leistungs- und Wirkungsmessung mit konkreten 
Instrumenten zu ergänzen sowie mit dem Finanz- und Personalmana­
gement zu verbinden. 

e In Kanada geht die Verwaltungsreform vor allem von den neuen 
Führungskonzepten und Managementinstrumenten für den öffentli­
chen Dienst aus, die Controllingdimensionen Finanzen und Leistun­
gen bleiben eher im Hintergrund. 

e In den Niederlanden stehen die Verwaltungsreformen auf nationaler 
Ebene im Schatten der Erfolge auf kommunaler Ebene, insbesondere 
in den Städten Delft und Tilburg. 

e in Schweden führte die Verwaltungsreform über neue Konzepte des 
öffentlichen Rechnungswesens und neue Instrumente des Finanzma­
nagements zu ganz eigenständigen Innovationen, nämlich zur 'Public 
Firm' im öffentlichen Sektor und zum 'Free Commune Principle' für 
Kommunen und Regionen. 
DiP. folgPnde Tahelle versucht diesP.n internationalen Vergleich 

nochmals übersichtlich zusammenzufassen: 

Tabelle 2: 
Vergleich der Verwaltungs-Reformen auf nationaler Ebene 

Beurteilungs- und Verglei�:hs-Kriterium: 

- Organisation: Agency-Bildungen 

- Steuerung: Leistungs- und WirkWlgsindikatort>n 

- Pol. Führung/Adm. Verantwortung: Trennung 

- Prod·Jktqualität: Kunden-Orientierung 

- Personal-Management: Vertragslöhne 

- F:nanz-Management: KostP.nre<:hnung 

- Performance-Management: BE>nchmarking 

- P::-ocess-Management: Organisations-EnLwickbng 

Legende: *) vorhanden,-) nicht vorhanden 
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3. Schlußfolgerungen 

Die internationalen Reformerfahrungen mit New Public Management 
und wirkungsorientierter Verwaltung lassen sich - im Hinblick auf kom­
mende und mögliche Verwaltungsreformen in Österreich - wie folgt zu­
sammenfassen: 
e Der Anstoß zu einer raschen und weitreichenden Verwaltungsreform 

kam meist von außen, etwa durch eine tiefe, langandauernde Wirt­
schaftskrise (im Falle Neuseelands), durch neugewählte Labour-Re­
gierungen (Australien, Neuseeland) oder konservative Regierungen 
(Großbritannien). Wenn sich die konjunkturelle Lage der Wirtschaft 
und die strukturellen Budgetdefizite der öffentlichen Hand in kurzer 
Zeit nicht wesentlich verbessern, dürften sich die Realisierungschan­
cen von New Public Management-Reformen auch in Österreich rasch 
erhöhen: Dies gilt insbesondere dann, wenn es - wie im Ausland - ge­
lingt, die neuen Verwaltungsführungsmodelle mit einem breiten par­
teipolitischen Konsens - statt mit einem Links-Rechts-Schlagab­
tausch - anzugehen und umzusetzen. 

e Die Reform der öffentlichen Verwaltung benötigt in der Regel eine 
lange Vorlaufzeit, in welcher erste Vorschläge und Konzepte für die 
Kosten-, Leistungs- und Wirkungsmessung (Indikatoren- und Kenn­
zahlensysteme), die Kasten-Leistungsrechnung sowie für neue Rech­
nungsmodelle und Budgetsysteme erarbeitet werden. Diese Grundla­
gen wurden vor allem auf der nationalen Ebene entwickelt und dort 
auch zuerst umgesetzt. Mit der rasanten Entwicklung der Informati­
onstechnologie und dem vermehrten EDV-Einsatz in der öffentlichen 
Verwaltung dürfte es auch in Österreich immer leichter fallen, die In­
strumente der wirkungsorientierten Verwaltungsführung zu ent­
wickeln und sinnvoll einzusetzen. 

e Ähnliches gilt für die Entwicklung und Einführung neuer Personal­
konzepte: Ausbildung, Entlohnung, Führung und Rekrutierung 
können in öffentlichen Verwaltungen oft nur langsam und schritt­
weise verändert werden; die Reform des Beamtenrechts, z. B. die Ab­
schaffung des Beamtenstatus von oben nach unten und nicht umge­
kehrt, gelingt meist eher schwer und spät. Dennoch bestimmen diese 
Neuerungen das Reformklima im Personalbereich und stellen eine 
wichtige Vorbedingung für weitergehende Reformen und eine neue, 
leistungsorientierte Führungskultur in der öffentlichen Verwaltung 
dar. 

e Die Federführung der Verwaltungsreform liegt - gemäß internationa­
len Erfahrungen - einerseits auf der nationalen Ebene für die Top­
Down-Reformstrategie der Dezentralisierung und Verantwortungsde­
legation, andererseits bei den großen Städten auf der lokalen Ebene 
für die Bottom-Up-Reformstrategie der Markt- und Wettbewerbsori­
entierung. Die regionale Ebene der Provinzen ist dabei eher Mitläufer 
oder Nachläufer, außer vielleicht im Fall des Staates Kalifornien/USA 
mit der Proposition 13 . 
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Die Umsetzung von New Public Management-Reformen braucht somit 
auch in Österreich eine gewisse Anlauf- und Vorlaufzeit, in welcher Re­
formschritte in den Bereichen Organisationsstrukturen und Personal­
führungskonzepte, Globalbudgets und Leistungsaufträge, Kostenrech­
nungen sowie Leistungs- und Wirkungsmessungen in entsprechenden 
Pilotprojekten parallel erfolgen können. 

Dieses pragmatische und schrittweise Vorgehen würde dann einer 
Kombination der Reformprozeßstile in Großbritannien und in den Verei­
nigten Staaten von Amerika entsprechen: Eine New Public Manage­
ment-Reform "von oben" - wie in Großbritannien - müßte also vom 
Bund ausgehen, wenn er hier die notwendige Vorreiterrolle einnehmen 
möchte; kombiniert mit einer Erneuerung des Föderalismus - wie in den 
USA - durch einen neuen Anlauf zur Reform der Aufgaben- und Fi­
nanzverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden. Erfolgreiche 
Versuche mit der wirkungsorientierten Verwaltungsführung in einzelnen 
Bundesländern, Städten und Gemeinden könnten hier zusätzlichen Re­
formdruck "von unten" erzeugen. Damit würde auch gewährleistet, daß 
sich New Public Management und wirkungsorientierte Verwaltungs­
führung mit dem Österreichischen System des Vollzugsföderalismus ver­
tragen (38) .  

Anmerkungen 

(1) Dieser Beitrag beruht auf einer Literaturstudie zum internationalen Stand der Ver­
waltungsforschung und der nationalen Verwaltungsreformen im Bereich des New 
Public Management und der wirkungsorientierten Verwaltungsführung, welche 
1994 im Auftrag des Eidgenössischen Personalamtes in Bern erstellt wurde. Erstver­
öffentlichung (mit Schlußfolgerungen für die Schweiz) in: Hablützel et al. (1995). 
Abdruck des leicht überarbeiteten und augepaßten Artikels mit freundlicher Geneh­
migung des Verlags Haupt in Bern/Schweiz. 

(2) Hill (1993) 167 ff. 
(3) Flynn (1993) 3 .  
(4) Klages (1992) 16;  Osterloh (1994) 13  f .  
(5) Mellon (1993) 25. 
(6) Hood (1990) 210 ;  Richards, Rodrigues (1993) ff. 
(7) Mellon (1993) 26 f. 
(8) Osborne, Gaebler (1992) IX f. 
(9) Gustafsson (1987) 180.  

(10) Metzen (1994) 96 ff. 
(11)  Osborne, Gaebler (1993);  Buschor (1993 und 1 995). 
(12) Haldemann (1995) 9 .  
(13) Hood, Roberts, Chilvers (1990) 141 ;  Nasehold (1994) 372 ff. 
(14) Considine (1990) 175  ff.; Mellors (1993) 23 ff.; Hede (1991) 501 ;  Keating, Holmes 

(1990) 173 .  
(15) Considine (1990) 177 ;  Lüder (1992) 4;  OECD (1993d) 25 ff. 
(16) Considine (1990) 174 f . ;  Taggart (1992) 368; Yeatman (1987) 339 ff.; Wood (1991) 

26 ff.; OECD (1991) 1 0. 
(17) Douglas (1990) 218 ;  Nasehold (1994) 372 f. 
(18) Considine (1990) 178 ;  Hood (1990) 210 ;  Lojkine (1992) 33 ff.; Scott, Bushnell, Sallee 
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Pallot (1994) 226 ff., beide in Buschor, Schedler (1994); OECD (1993d) 39 ff. 
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(22) Stever (1993) 7 1  ff.; Rist (1989) 358 ;  Van Daniker (1994) 64 f. ,  in  Buschor, Schedler 

( 1994). 
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(27) Aucoin (1988) 155 f. 
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KOMMENTAR 

Das WIFO und die 
Energiesteuer: 

Perpetuum Mobile in 
Sicht? 

THOMAS RITT 

Die im Mai veröffentlichte Studie 
des Österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (1) ,  in der die 
Auswirkungen einer Energiebesteue­
rung berechnet wurden, hat in den 
Medien ihren Niederschlag gefunden. 

Gerald Stoiber in den Salzburger 
Nachrichten: "In Österreich wurde ge­
gen eine Ökosteuer der fehlende inter­
nationale Gleichklang ins Treffen ge­
führt. Wirtschaftsforscher räumen da­
mit auf. " 

Im Standard findet sich zum Thema 
"Alleingang" noch eine Steigerung: 
"Kräftige Energiesteuer auch bei 
österreichischem Alleingang gut ver­
kraftbar" . Da will auch Die Presse 
nicht zurückstehen und setzt mit 
"Energiesteuer-Solo ist wirtschaftlich 
sinnvoll" kräftig nach. 

"Die Studie belegte für Österreich 
das, was international bereits wissen­
schaftlich erwiesen ist: Eine klug kon­
struierte Ökosteuer bremst das Wirt­
schaftswachstum nicht ab, sondern 
fördert es durch einen Investitions­
und Technologieschub nachhaltig. Sie 
gefährdet nicht Arbeitsplätze, sondern 
schafft neue; sie senkt nicht notwendi­
gerweise die Staatseinnahmen, son­
dern kann auch zum Abbau des 
Budgetdefizits beitragen. Eine steuer-

politische Wunderwaffe war gefun­
den." 

Das glaubt zumindest Klaus Grubel­
nik im profil nach der Lektüre der 
WIFO-Studie. 

Ob dieser naive Wunderwaffenglau­
be in verkürzter Recherche eines Wirt­
schaftsjournalisten zu suchen ist oder 
ob die WIFO-Studie tatsächlich so er­
staunliche Ergebnisse liefert, ist leicht 
festzustellen: 

Beides trifft zu. Einerseits hat der 
Wunderwaffenentdecker vom profil 
nur die für eine Energiesteuer am gün­
stigsten ausgefallene WIFO-Berech­
nung (von den acht berechneten Ener­
giesteuervarianten zeigen nur zwei ge­
ringe positive Effekte) zitiert, anderer­
seits kommt das WIFO zu doch sehr 
ungewöhnlichen Entdeckungen. 

Die Ergebnisse der WIFO-Berech­
nungen sind ja wirklich sensationell: 
Sogar eine relativ hohe Energiesteuer, 
deren Ertrag innerhalb von fünf Jah­
ren von 12 auf 49 Milliarden steigt, ha­
be auch bei einem Österreichischen Al­
leingang sehr geringe negative Aus­
wirkungen auf die Industrie. Sogar die 
energieintensiven Branchen wie Stahl, 
Papier und Chemie, sind nur wenig 
betroffen, obwohl die vorgesehenen 
Ausnahmen nur geringfügig und befri­
stet sind und obwohl die Kompensati­
on durch die Senkung der Lohnneben­
kosten diese gleichzeitig kapitalinten­
siven Branchen wenig entlastet. 

Waren alle Diskussionen der letzten 
Jahre umsonst, alle Befürchtungen in 
energieintensiven Bereichen, die auch 
im internationalen Wettbewerb ste­
hen, an Konkurrenzfähigkeit zu ver­
lieren, nur Theaterdonnner und ver­
gossene Krokodilstränen? 

Die Diskussionen der letzten Jahre 
hatten schon ihre Berechtigung. Die 
sensationellen WIFO-Ergebnisse haben 
ihre Ursache darin, daß auch umfang-
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reiche und mathematisch genaue Be­
rechnungen dann falsche Ergebnisse lie­
fern, wenn die zugrundeliegenden An­
nahmen nicht der Realität entsprechen. 

Das WIFO geht für seine Input-Out­
put-Analyse von einer Vollüberwäl­
zung der Kostenerhöhung durch die 
Energiesteuer aus. Allein durch diese 
Annahme, die völlig der wirtschaftli­
chen Realität widerspricht, wird der 
Alleingang bei einer hohen Energie­
steuer so unproblematisch. Die An­
nahme besagt, daß die Betriebe die 
Energiesteuer an ihre Kunden weiter­
geben können, ohne große Umsatzein­
huBen oder gar die Verdrängung vom 
Markt befürchten zu müssen. Die Un­
ternehmen werden als Preissetzer, wie 
das nur bei Monopolen zutrifft, behan­
delt. Für Betriebe, die regionale Märk­
te beliefern und der Konkurrenz nicht 
ausgesetzt sind, mag dies stimmen. 
Für die Branchen, die im Mittelpunkt 
der Diskussion über Wettbewerbs­
fähigkeit und Energiesteuer stehen, 
trifft dies in keinem Fall zu. Die Öster­
reichischen energieintensiven Betriebe 
stehen in einem harten internationalen 
Wettbewerb. Verkauft wird in den Be­
reichen Eisen, Stahl, Chemie und Pa­
pier zu Weltmarktpreisen. Diese bil­
den sich nach Angebot, Nachfrage, 
manchmal auch nach verbotenen Kar­
tellabsprachen. Die Österreichische 
Energiesteuer hat auf Weltmarktprei­
se keinen Einfluß. Nur bei einer mono­
polistischen Beherrschung der Welt­
märkte für Eisen, Stahl, Papier und 
chemische Erzeugnisse durch Öster­
reichische Produzenten wäre die WI­
FO-Annahme gerechtfertigt. Da nicht 
einmal das WIFO eine solche heraus­
ragende Marktposition der heimischen 
Betriebe ausweist, muß im Gegensatz 
zur Studie von deutlichen Marktan­
teilsverlusten der genannten Branchen 
ausgegangen werden. Dadurch sind 
die ausgewiesenen Werte für das BIP 
und die Beschäftigung deutlich nach 
unten zu korrigieren. 

Eine Antwort, welche Auswirkun­
gen ein Alleingang auf die real existie-
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rende Österreichische Wirtschaft hat, 
wurde nicht gegeben. Berechnet wur­
den Energiesteuerauswirkungen für 
eine Österreichische Industrie, die den 
Weltmarkt beherrscht. 

Auch ein anderer langjähriger 
Streitpunkt in der Energiesteuerdis­
kussion, die Verteilungswirkungen, 
wurde nicht zufriedenstellend behan­
delt. Zumindest konnten keine fal­
schen Annahmen getroffen werden, da 
die Verteilungswirkungen einer Ener­
giesteuer gar nicht behandelt wurden. 
In einem Halbsatz überlassen die 
WIFO-Forscher " die Evaluierung von 
Verteilungseffekten zukünftiger For­
schungsarbeit" .  

Abgesehen davon, daß diese Effekte 
schon recht gut und mit übereinstim­
menden Ergebnissen beschrieben sind, 
wurde, nachdem schon die Frage der 
Wettbewerbsverzerrungen beim Al­
leingang falsch beantwortet war, ein 
weiterer wichtiger Punkt in der Ener­
giesteuerdiskussion einfach ignoriert. 
Auch für die Erklärung der Simulati­
onsergebnisse wäre die Klärung der 
Auswirkungen auf die personelle Ein­
kommensverteilung wichtig. Da die 
Konsumquoten mittlerer und höherer 
Einkommensgruppen deutlich kleiner 
sind als die der unteren Einkommens­
gruppen, haben solche regressiven 
Verteilungseffekte auch negative Aus­
wirkungen auf die gesamtwirtschaftli­
che Nachfrage. Das kann auch - ohne, 
daß das WIFO darauf aufmerksam ge­
macht hat - ein wichtiger Grund für 
die in den meisten Szenarien ermittel­
ten negativen Wachstums- und Be­
schäftigungseffekte sein. 

Die wesentlichen Fragen, die mit ei­
ner Energiesteuer zusammenhängen, 
konnten durch die WIFO-Studie nicht 
beantwortet werden. Dafür liefert die 
Studie aber ein weiteres aufsehenerre­
gendes Erkenntnis: Eine richtig ange­
legte Energiesteuer habe einen deut­
lich positiven Beschäftigungseffekt. 
Das WIFO erwartet sich etwa 34.000 
Arbeitsplätze. Diese Effekte sollen 
laut WIFO dadurch zustande kommen, 



Wirtschaft und Gesellschaft 

daß die Energiesteuer durch eine Sen­
kung der Lohnnebenkosten kompen­
siert wird und ein Teil der Einnahmen 
"für die verstärkte Diffusion energie­
effizienter Technologien verwendet 
wird" .  

Der positive Beschäftigungseffekt, 
der in der Studie aufgezeigt wird, 
kann aber gerade durch die Technolo­
gieänderung zunichte gemacht wer­
den. Diese Technologieänderungen 
werden immer als ein wichtiges Ziel 
der Energiesteuer genannt. Durch ei­
nen hohen Energiepreis soll der Anreiz 
zum Energiesparen so groß werden, 
daß Produktionsprozesse umgestellt 
oder gar ganz anders angelegt werden. 
Diese erwünschte Änderung wurde in 
den Berechnungen des WIFO aber 
nicht simuliert. Da eine Berechnung 
dieses Effektes umfangreiche Ände­
rungen in der Input-Output-Matrix 
erfordern würde, hat man auf diesen 
wichtigen Wirkungszusammenhang 
einfach verzichtet. Die Annahme war, 
daß trotz einer hohen Energiesteuer 
die Produktionstechnologie gleich 
bleibt. Denn anders als in der Studie 
dargestellt, haben Unternehmer nicht 
nur die Möglichkeit, durch Kraft­
Wärmekopplung bei ihren Anlagen 
Energie zu sparen. Es ist bei einer 
deutlichen Energiepreiserhöhung 
auch mit Änderungen im Produktions­
prozeß und vorgezogenen Anlageinve­
stitionen zu rechnen. Da aber die Ar­
beitskosten meist ein Vielfaches der 
Energiekosten betragen, werden sol­
che Prozeßänderungen und Neuinve­
stitionen auch zum Verlust von Ar­
beitsplätzen führen. Wenn schon eine 
Anlage optimiert oder erneuert wird, 
dann in allen Bereichen. Dem Beschäf­
tigungsgewinn bei den Anlagenbauern 
steht ein Verlust von Arbeitsplätzen in 
allen andern Bereichen gegenüber. 

Weiters muß man von den WIFO­
Werten des Beschäftigungseffektes je­
ne negativen Auswirkungen auf die 
Beschäftigung abziehen, die sich 
durch die von den Autoren nicht 
berücksichtigten Mar ktan teilsverl uste 
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der energieintensiven Branchen im in­
ternationalen Wettbewerb ergeben 
(s. o.) .  Angesichts dieser Tatsachen ist 
es auszuschließen, daß eine Energie­
steuer nach den vom WIFO gerechne­
ten Vorgaben im Alleingang über­
haupt einen positiven Beschäftigungs­
effekt hat. Viel wahrscheinlicher ist 
das Gegenteil. 

Auch die WIFO-Schätzung der En­
ergieeinsparung und damit der C02-
Reduktion steht auf schwachen Bei­
nen. Die Energiepreiselastizitäten, 
welche für so eine Berechnung nötig 
wären, sind nicht annähernd zu ermit­
teln. 

Ein weiteres Problem ist, daß markt­
wirtschaftliche Instrumente wie eine 
Energiesteuer nur dann gut vorherzu­
sagen sind, wenn man den Markt 
kennt. In der Österreichischen Um­
weltpolitik gibt es schon ein Beispiel 
für ein marktwirtschaftliches Instru­
ment: Verpackungsverordnung. Hier 
haben die Anreize im Markt aber an­
ders gewirkt als vermutet. 

Auch bei einer Energiesteuer gibt es 
eine Reihe von Problemen mit dem 
Markt, die eine Vorhersage der Ein­
sparungseffekte sehr schwierig ma­
chen: das Nutzer-Investor-Dilemma 
im Haushalts- und Bürobereich, 
Nichtinvestition aus Kapitalarmut 
bzw. kurzem Lebenshorizont, unsiche­
re Mietverhältnisse, Monopolbereiche 
in einigen Wirtschaftsbereichen. Die 
Liste der Marktversagen welche, die 
Wirkungen einer Energiesteuer unklar 
machen, ließe sich noch fortsetzen. 
Auch eine Abschätzung von Aus­
weichverhalten, wie beim Tanktouris­
mus, das zwar den inländischen Ver­
brauch reduziert, durch vermehrte 
Nachfrage im Ausland den positiven 
C02-Effekt aber geringer ausfallen 
läßt, als es nach den inländischen Ver­
brauchswerten zu vermuten wäre, 
fehlt. 

Ein allgemeines Problem mit Vor­
hersagen ergibt sich aus den mit öko­
nomischen Berechnungen verbunde­
nen Unsicherheiten. Die in den oben 
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zitierten Pressemeldungen angespro­
chenen positiven Effekte einer Ener­
giesteuer beziehen sich auf die vom 
WIFO gerechnete Hauptvariante. Die 
angesprochenen positiven Effekte wie 
Wachstum des BIP (WIFO: +0,4%) An­
stieg der Beschäftigung (WIFO; +0 ,4%) 
Rückgang des Staatsdefizites (WIFO: 
-0,3 % )  sind nicht sehr groß. Wie das 
WIFO aus eigener langjähriger Erfah­
rung - etwa mit Prognosen des Wirt­
schaftswachstums - weiß, sollte man 
bei so niedrigen Werten vorsichtig 
sein, eine Aussage zu treffen, da auch 
nur eine geringfügige Änderung der 
Annahmen ein Ergebnis völlig verkeh­
ren kann. Erst recht, wenn die den Er­
gebnissen zugrunde gelegten Annah­
men mehr als gewagt sind. 

Der Versuch, umweltpolitisch sinn­
volle Maßnahmen auch als Lösungsan­
satz für die Arbeitsmarkt-, Wachs­
tums-, und Budgetpolitik zu verkau­
fen, ist in gewisser Weise verständlich, 
weil damit versucht wird, auch Men­
schen, die der Umweltpolitik skep­
tisch gegenüberstehen, zu überzeugen. 
Dieser Versuch ist aber weder seriös 
noch der Sache zuträglich. Einerseits 
können die positiven Auswirkungen 
nicht wirklich belegt werden, ander­
seits ist, wenn die versprochenen posi­
tiven Effekte nicht eintreten, die Ent­
täuschung nach der Einführung sehr 
groß. Weiters könnte die Erwartungs­
haltung durch eine solche Vorgangs­
weise so gesteigert werden, daß bei 
folgenden Maßnahmen in der Umwelt­
politik dann gefragt wird: "Wieviel 
Arbeitsplätze bringt das jetzt?" oder 
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"Wie wird das Wachstum dadurch ge­
steigert ?" .  

Umweltpolitik soll die Umweltqua­
lität erhöhen, und das kostet Geld. Der 
Ertrag ist eine bessere Umweltsituati­
on, für die alle bezahlen. Die Akzep­
tanz dieser Tatsache ist für die Weiter­
entwicklung der Umweltpolitik von 
entscheidender Bedeutung. Studien, 
die ein umweltpolitisches Perpetuum 
Mobile vorgaukeln sind da wenig hilf­
reich. 

Obwohl sich die Presse mit euphori­
schen Schlagzeilen überschlägt, ist 
weder eine wirtschaftspolitische Wun­
derwaffe noch ein modernes Perpetu­
um Mobile in Sicht. Vielmehr ergibt 
sich der Eindruck, daß versucht wird, 
die Energiesteuer als etwas anderes 
darzustellen, als sie ist: eine vernünfti­
ge Ergänzung der Instrumente in der 
Umweltpolitik, die ökologische positi­
ve Effekte hat und bei entsprechender 
Gestaltung auch die Sozialverträg­
lichkeit gewährleisten kann, aber auch 
Anpassungsprobleme mit sich bringt. 
Nicht mehr, aber auch nicht weniger. 

In einem kleinen Rahmen bleiben 
auch die internationalen Wettbe­
werbsverzerrungen erträglich, für eine 
große Lösung ist aber zumindest eine 
europäische Lösung zu suchen. 

Anmerkung 

(1) Makroökonomische und sektorale Aus­
wirkungen einer umweltorientierten 
Energiebesteuerung (WIFO-Studie, 
Wien 1995). 
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BÜCHER 

VERBANDSPOLITIK IN DER EU 

Rezension von: Volker Eichener, 
Helmut Voelzkow (Hrsg.), 

Europäische Integration und ver­
bandliehe Interessenvermittlung, 
Metropolis Verlag, Marburg 1994, 

615 Seiten. 

Der Schwerpunkt der sozialwissen­
schaftliehen Forschung zur verbandli­
ehen Interessenvermittlung hatte bis­
her darin bestanden, die Struktur und 
Funktion von organisierten Interessen 
zu analysieren, wobei sowohl das je­
weilige politisch-administrative Sy­
stem als auch die Verbändelandschaft 
als gegeben vorausgesetzt wurden. 
Wie sich jedoch organisierte Interes­
sen konstituieren und wie sich das Sy­
stem verhandlicher Interessenvermitt­
lung formiert, war dagegen kaum zum 
Gegenstand empirischer Forschung 
gemacht worden, fanden die Forscher 
doch zumindest in den westlichen In­
dustrienationen relativ etablierte und 
weitgehend austarierte Verbändeland­
schaften vor (1) .  

In der jüngeren Verbändeforschung 
ist die klassische Theorie der Dualität 
von Staat und Verbänden wiederholt 
in Frage gestellt worden. Sowohl in 
der US-amerikanischen Forschung als 
auch in historischen Analysen (2) und 
gegenwartsbezogenen Forschungen (3) 
sind Beispiele für eine aktive Rolle des 
Staates bei der Organisation gesell­
schaftlicher Interessen und bei deren 
Einbindung in das politisch-admini­
strative System gefunden worden. Die 

Frage nach der Genese von Interessen­
organisationen scheint sich damit im­
mer mehr zu einer Schlüsselfrage bei 
der Erklärung des Verhältnisses von 
Verbänden und Staat zu entwickeln. 

Eine Durchsicht der Literatur zur 
Europäischen Integration macht 
schnell deutlich, daß die sozialwissen­
schaftliche Forschung von einer er­
heblichen Unsicherheit im Hinblick 
auf die spezifische Natur der EU und 
ihrer Integrationsdynamik geprägt ist. 
Kontrovers ist nicht nur, wie das Eu­
ropa der Zukunft aussehen und die 
"Staatswerdung Europas" verlaufen 
sollte, sondern auch, welchen Stand 
die Gemeinschaftsbildung mittlerwei­
le erreicht hat und was für ein politi­
sches System Europa heute darstellt. 

Es mehren sich die Beiträge zu der 
Frage, von welcher Art des politischen 
Systems die EU denn nun sei. Die Rol­
len und Funktionsweisen der europäi­
schen Entscheidungsorgane (insbeson­
dere der Europäischen Kommission, 
des Ministerrates, des Europäischen 
Parlaments und des Europäischen Ge­
richtshofes) erscheinen dabei aber zu­
meist als "black boxes" .  Die sozial wis­
senschaftlichen Analysen lesen sich 
vielfach wie rechtswissenschaftliche 
Gutachten, die den europäischen Ent­
scheidungsprozeß allein aus den Rege­
lungen internationaler Verträge zu er­
klären versuchen. In dieser Perspekti­
ve erscheint die EU lediglich als eine 
vertragliche Vereinbarung souveräner 
Mitgliedsstaaten, so daß sich die poli­
tikwissenschaftliche Forschung weit­
gehend auf die Analyse der zumeist di­
vergierenden Interessenlagen der na­
tionalen Regierungen und die daraus 
resultierenden Verhandlungsprozesse 
beschränkt. Was diese Perspektive 
nicht berücksichtigt, ist, daß der eu-
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ropäische Entscheidungsprozeß weit­
aus komplexer ist, als es die Modelle 
des intergouvernementalen Verhan­
deins erahnen lassen. Zwar ist der Rat 
das oberste Beschlußfassungsorgan 
der EU; seine Souveränität wird je­
doch durch die komplexe Regelung des 
Entscheidungsverfahrens im EG-Ver­
trag vielfach gebrochen. 

Über die Struktur und Funktions­
weise der supranationalen Institutio­
nen (Regierungen der Mitgliedstaaten, 
Europäische Kommission und Eu­
ropäisches Parlament) existieren je­
doch nur vergleichsweise spärliche so­
zialwissenschaftliche Informationen. 
Wie das Innenleben der Europäischen 
Institutionen aussieht, welche sozialen 
Mechanismen und Eigendynamiken 
dort die Politikproduktion prägen, war 
in der traditionellen EU-Forschung 
kaum ein Thema. Welche Machtbalan­
cen, Konflikte und Koalitionen inner­
halb und zwischen den Europäischen 
Institutionen herrschen, ist ebenfalls 
noch Forschungsdesiderat. 

Begreift man den europäischen Ent­
scheidungsprozeß als ein komplexes 
Mehr-Ebenen-Netzwerk, so muß man 
zwangsläufig eine größere Zahl rele­
vanter Akteure in die Analyse einbe­
ziehen: Neben die im Ministerrat ver­
handelnden nationalen Regierungs­
vertreter treten insbesondere die 
Bürokratien mit ihren institutionellen 
Eigeninteressen sowie die Vertreter 
politischer Minderheitspositionen und 
nicht zuletzt die Interessenorganisa­
tionen. Angesichts der zentralen Frage 
nach der institutionellen Natur der EU 
muß es auch im Hinblick auf die ver­
bandliehe Interessenvermittlung, um 
weitere Elemente des europäischen 
Politiknetzwerks einzubeziehen, gera­
dezu kurios erscheinen, daß sich die 
keineswegs reichhaltige empirische 
Forschung allzu häufig auf eine Ana­
lyse der bestehenden formalen Ein­
flußmöglichkeiten und nicht auf die 
realen Einflüsse konzentriert. Die For­
schung orientiert sich an den formalen 
Entscheidungswegen und -regeln und 

452 

21. Jahrgang (1995), Heft 3 

nicht an der Wirksamkeit empirisch 
faßbarer Einflußkräfte. 

Wie in der Integrationstheorie insge­
samt, überwiegen auch in den Analy­
sen zur verbandliehen Interessenver­
mittlung generalisierende Aussagen: 
So ziehen die Euroskeptiker die Hand­
lungsfähigkeit der EU in Zweifel, weil 
auf europäischer Ebene noch keine 
hinreichend funktionsfähigen inter­
mediären Strukturen aufgebaut wor­
den seien (4). Diese These trifft sicher­
lich für verschiedene Bereiche zu. 
Tatsächlich leiden korporatistische 
Arrangements auf der europäischen 
Ebene nach wie vor unter ihrer gerin­
gen Handlungsfähigkeit, weil die eu­
ropäischen Dachverbände der Arbeit­
geber und der Gewerkschaften immer 
noch als weitgehend entscheidungs­
schwach eingestuft werden. 

Es gibt jedoch auch andere Beispie­
le. Vor allem in den Kernbereichen der 
Integrationspolitik der EU erweisen 
sich nicht nur die politisch-admini­
strativen Strukturen der EU, sondern 
auch die diesen Strukturen angelager­
ten Formen der verbandliehen Interes­
senvermittlung als überraschend 
handlungsfähig: So sind insbesondere 
die von den Harmonisierungsmaßnah­
men des Binnenmarktprogramms un­
mittelbar betroffenen Verbände, ins­
besondere die Wirtschaftsverbände, in 
den Brüsseler Arenen außerordentlich 
aktiv. Die Einbindung der Verbände in 
die europäische Politikformulierung 
und Politikimplementation geht auch 
weit über ein bloßes Lobbying hinaus 
und schließt - beispielsweise bei der 
Harmonisierung des Arbeits-, Um­
welt- und Verbraucherschutzes - weit­
reichend selbstregulative Kompeten­
zen ein, die den Verbänden förmlich 
übertragen worden sind. 

Da die Staatswerdung Europas im 
Sinne einer "segmentären Vergemein­
schaftung" (5) in einigen Politikfel­
dern in den letzten Jahren große 
Fortschritte gemacht hat, in anderen 
Politikfeldern jedoch weitgehend 
blockiert erscheint, bedarf es - so die 
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erste zentrale These dieses Sammel­
bandes - auch im Hinblick auf die 
Analyse der verbandliehen Interessen­
vermittlung einer Differenzierung 
nach Politikfeldern. Eine solche im 
Anspruchsniveau zunächst einmal 
"bescheidene" Analyse der verbandli­
ehen Interessenvermittlung zeigt auf, 
daß es in einigen Politikfeldern durch­
aus handlungsfähige europäische Ver­
bände oder sogar Formen einer "pri­
vate government" europäischer Ver­
bände gibt, während auch andere Poli­
tikfelder auszumachen sind, in denen 
die Verbände allenfalls lose "Foren" 
(6) bilden, die aufgrund der Dominanz 
nationaler Verbände nur einge­
schränkt agieren können. 

Die empirischen und theoretischen 
Herausforderungen der Europäischen 
Integration, die mit dem Instrumenta­
rium der herkömmlichen Integrations­
theorien nicht lösbar zu sein scheinen, 
bieten - so die zweite zentrale These 
des Bandes - der Politikfeldanalyse ei­
ne reizvolle Chance der Bewährung 
und Weiterentwicklung. Die Anwen­
dung der Politikfeldanalyse auf die 
europäische Politik kann nämlich 
eben jene Lücken schließen, die die In­
tegrationstheorie derzeit offenläßt, 
weil sie dort beobachtbare Entwick­
lungsunterschiede in den europäi­
schen Politikfeldern nicht mehr abbil­
den und verarbeiten kann. 

Mit diesem Band wird nun eine erste 
Annäherung von Integrationsfor­
schung und Politikfeldanalyse vorge­
nommen. Einerseits soll die Entwick­
lung des politisch-administrativen Sy­
stems und damit auch der vielfältigen 
Anschlußstellen für die verbandliehe 
Interessenvermittlung dargestellt wer­
den, andererseits die Struktur und 
Funktion der organisierten Interessen 
in verschiedenen Politikfeldern unter­
sucht werden. Das Thema "Europäi­
sche Integration und verbandliehe In­
teressenvermittlung" ist jedoch kei­
neswegs neu (7) .  Aber angesichts der 
erheblichen politisch-institutionellen 
Änderungen, die jüngst mit der Ratifi-
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zierung des Maastrichter Unionsver­
trages eingetreten sind, und des zwei­
fellos auch im Bereich der verbandli­
ehen Interessenvermittlung beobacht­
baren Bedeutungszuwachses europä­
ischer Politik erscheint es angebracht, 
eine neue Zwischenbilanz über die 
laufende wissenschaftliche Aufarbei­
tung des europäischen Integrations­
prozesses mit Blick auf die organisier­
ten Interessen zu ziehen. Die in diesem 
Band zusammengestellten Beiträge, 
die einen Überblick über den Stand 
der Forschung und der theoretischen 
Diskussion über die Wechselbeziehun­
gen zwischen der Europäischen Inte­
gration und der verbandliehen Inter­
essenvermittlung geben sollen, behan­
deln naturgemäß durchaus unter­
schiedliche Einzelfragen, die den spe­
zifischen Interessen und Arbeits­
schwerpunkten der Autoren geschul­
det sind. Deshalb spiegelt der vorlie­
gende Band die Schwerpunkte der so­
zial wissenschaftlichen Verbändefor­
schung und nicht unbedingt die 
tatsächliche Verbändelandschaft wi­
der. Des weiteren kann der Band auch 
nicht alle Zusammenhänge aufklären, 
die zwischen der europäischen Inte­
gration und der verbandliehen Inter­
essenvermittlung in den relevanten 
Feldern europäischer Politik bestehen. 

Der Sammelband gliedert sich in 
zwei Teile: Im ersten Teil werden 
Querschnittsthemen zur Ko-Evolution 
des politisch-administrativen Systems 
und des Systems der verbandliehen In­
teressenvermittlung im Mehr-Ebenen­
System der EU behandelt; der zweite 
Teil widmet sich dann einzelnen Poli­
tikfeldern. Die Beiträge des ersten 
Halbbandes befassen sich mit den (in 
den letzten fünfzehn Jahren gravie­
rend veränderten) politisch-institutio­
nellen Rahmenbedingungen der eu­
ropäischen Integration und der ver­
bandliehen Interessenvermittlung und 
stellen verschiedene theoretische Zu­
gänge zur empirischen Analyse der 
aufgeworfenen Thematik zur Diskus­
sion. An den Anfang dieses Teils wur-

453 



Wirtschaft und Gesellschaft 

den zwei eher integrationstheoretische 
Beiträge gestellt, welche die Rolle der 
Verbände im Integrationsprozeß theo­
retisch verorten. Klaus von Beyme 
weist in seinem Beitrag über die "Re­
naissance der Integrationstheorie" 
darauf hin, daß etwa Osteuropa demo­
kratische Requisiten brauchte, um in 
der Beitrittsbewegung eine Chance für 
die Berücksichtigung zu finden. Aber 
es sind keine ökonomischen Requisi­
ten mehr, die als Auslöser dienen - wie 
Höhe des Pro-Kopf-Einkommens, Bil­
dungsstand oder Intensität des Aus­
tausches von Bevölkerungen - sondern 
es sind eher politische Requisiten, die 
in der neuen Integrationswelle zählen. 
Akteurstheorien und elitentheoreti­
sche Ansätze sind daher Anfang der 
neunziger Jahre wieder hoch im Kurs. 
Diese einmalige Dynamik, für die es 
keinen historischen Präzedenzfall gibt, 
wird, so von Beyme weiter, vermutlich 
Zwänge zu mehr Integration verstär­
ken. In der Außenpolitik, der Sicher­
heitspolitik wie auch der Asylpolitik 
ist dies schon vor der Implementation 
von Maastricht deutlich geworden. 

Franz Traxler und Philippe C. 
Schmitter befassen sich in ihrem Bei­
trag mit den Perspektiven europäi­
scher Integration, verhandlicher Inter­
essenvermittlung und Politikformulie­
rung. Ein Hauptergebnis ihres Beitra­
ges ist, daß korporatistische Poli­
tikformulierung mit dem europäischen 
Integrationsprozeß keineswegs unver­
einbar ist. In bezug auf die Regelungs­
ebene, die regulierten Märkte, den Re­
gelungsgegenstand und die beteiligten 
Akteure zeichnen sich dabei, so die 
beiden Autoren, zwei Typen von Kon­
zertierung ab: 
a) Auf supranationaler Ebene kann 

sich Konzertierung auf Produkt­
märkte beziehen, wobei der Rege­
lungsgegenstand sektoral und/oder 
funktional hochspezifiziert ist. Die­
se Konzertierung ist im Regelfall bi­
partistisch und umfaßt dabei die zu­
ständige EU-Behörde und den (sek­
toralen) Wirtschaftsverband. 
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b) Auf nationaler (subnational-sekto­
raler) Ebene können Konzertie­
rungssysteme für die Arbeitsmärkte 
fortbestehen. Je nach Tradition sind 
sie eher hipartistisch als Koopera­
tionsplattform der Tarifverbände 
oder auch tripartistisch unter Ein­
schluß der Staatsorgane organisiert. 
Regelungsgegenstand ist hier die 
angebotskorporatistische Abstim­
mung der Arbeitsverhältnisse mit 
Erfordernissen der (nationalen) 
W ettbewerbsfähigkei t.  
Darauf folgen vier Artikel, in denen 

die Struktur und Funktion des poli­
tisch-administrativen Systems und 
damit die Anschlußstellen für ver­
bandliehe Einflußnahmen analysiert 
werden: Wolfgang Schumann unter­
sucht das politische System der Eu­
ropäischen Union als Rahmen für Ver­
bandsaktivitäten; Maurizio Bach be­
faßt sich mit Tendenzen der europäi­
schen Staatswerdung; Franeo Algiere 
und Dietrich Rometsch analysieren die 
Rolle des "Ausschußwesens" und An­
sätze für einen strukturierten Dialog, 
und Thomas König untersucht; Inter­
gouvernmentale versus supranationale 
Politikfeldstrukturen. Im Anschluß 
daran befassen sich zwei weitere 
Querschnittsbeiträge mit der perspek­
tivischen Einordnung der Entwick­
lung der europäischen Verbändeland­
schaft und ihrer Rückwirkung auf die 
nationalen Systeme verhandlicher In­
teressenrepräsen ta tion. 

Im zweiten Teil finden sich die 
Beiträge, die, nach Politikfeldern dif­
ferenziert (Regional-, Agrar-, Binnen­
markt-, Technologie-, Sozial-, Ar­
beits- und Kulturpolitik) , die Zusam­
menhänge zwischen der Europäischen 
Integration und der verbandliehen In­
teressenvermittlung durchleuchten. 

Ingeborg Tömmel untersucht in 
ihrem Beitrag die Interessenartikula­
tion und transnationale Politikkoope­
ration im Rahmen der EU und kommt 
u. a. zum Schluß, daß es weniger die 
betroffenen Akteure sind, die die In­
itiative zur Mitwirkung an europäi-
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sehen Entscheidungsprozessen ergrei­
fen, sondern es ist vielmehr umgekehrt 
in erster Linie die Kommission, die 
diese Mitwirkung über vielfältige und 
differenzierte Formen der Kooperati­
on und Kooptation systematisch orga­
nisiert. Dabei ist der Einfluß der Kom­
mission, so Tömmel weiter, auf beste­
hende Verbände, Organisationen und 
Instanzen ein zweifacher: Während ei­
nerseits "klassische" öffentliche In­
stanzen - beispielsweise Gemeinden, 
Provinzen, Regionen oder öffentliche 
Zweckverbände - stimuliert werden, 
wie Interessenvertreter aufzutreten, 
indem sie sich horizontal und grenz­
überschreitend organisieren und verti­
kal Lobbying-Funktionen wahrneh­
men, werden andererseits privatwirt­
schaftliche Akteure, aber auch Inter­
essenverbände, wie Gewerkschaften 
und Unternehmerverbände, stärker in 
die (öffentliche) Verantwortung ge­
nommen und zu Mitinitiatoren und 
-trägem der europäischen Politik ge­
macht. Damit werden sie in ihren tra­
ditionellen Funktionen der Interessen­
wahrnehmung reduziert, was für die 
Gewerkschaften eher eine Schwä­
chung ihrer Position, für die Unter­
nehmer dagegen eine Differenzierung 
der Interessenwahrnehmung beinhal­
tet. 

Klaus-Gerd Giesen befaßt sich mit 
den europäischen Großforschungsor­
ganisationen und der transnationalen 
Wissenschaftsill teressen vermi ttl ung 
und führt aus, daß hier von Anfang an 
ein komplexes System der Interessen­
durchsetzung anzufinden war, in dem 
sich nationale und europäische Ebe­
nen, staatliche und verbandliehe Ak­
teure sowie internationale Organisa­
tionen ohne sichtliche Hierarchie und 
fest definierten Status ständig kreu­
zen. Insgesamt, so Giesen, überwiegt 
der Eindruck der hochkomplexen, 
ausdifferenzierten und mehrere Ebe­
nen integrierenden Wissenschaftsin­
teressenvermittlung, deren Resultat 
die transnationale Regulation der na­
tionalen Wissenschaften und For-
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schungspolitiken, die Normalisierung 
der zwischenstaatlichen Dominanz 
bezüglich des Forschungspotentials 
sowie die Entlegitimierung alternati­
ver Forschungspfade ist. 

Klaus Holz, Roswitha Pioch und 
Georg Vobruba untersuchen die Ver­
teilungskonflikte in politischen Inte­
grationsprozessen am Beispiel des Ta­
rifkonflikts in der sächsischen Metall­
industrie: Insbesondere suchen sie in 
diesem Beitrag aufzuzeigen, welche 
tarifpolitischen Konsequenzen die in­
stitutionelle Vereinigung Deutsch­
lands hat und was sich daraus für die 
tarifpolitischen Folgen der europäi­
schen Integration ableiten läßt. Mit 
Bedeutungsverlusten von Staatsgren­
zen, so die Autoren, nehmen bisherige 
Staatsgebiete mehr und mehr Eigen­
schaften von Regionen an. Ein wesent­
licher Aspekt davon ist, daß sich Inter­
essenblöcke von Arbeit und Kapital 
entwickeln, die gemeinschaftlicher 
und damit exklusiver werden als na­
tionalstaatlich basierte Interessenver­
tretungen von Kapital oder Arbeit. 
Kapital und Arbeit in reichen Regio­
nen finden auf der Basis ihres gemein­
samen Interesses an der Erhaltung ih­
res Wettbewerbs- und Einkommens­
vorsprungs vor Kapital und Arbeit in 
armen Regionen gegen diese zusam­
men. Es besteht also kein Grund, sol­
che Gemeinschaften als primär kultu­
relles, auf gemeinsamen Traditionen, 
Mentalitäten usw. beruhendes Phäno­
men zu erklären. 

Aus der Perspektive westlicher Un­
ternehmen, denen mit der Industrie in 
den neuen Bundesländern neue Kon­
kurrenz zu erwachsen drohte, er­
scheint es allerdings durchaus als 
sinnvoll, zunächst mit einer Politik der 
Lohnkostenentlastung bis zu einem 
Zeitpunkt zu warten, zu dem diese In­
dustrie nur noch in Resten vorhanden 
war, und dann mit dem auf östliche 
Unternehmensprobleme bezogenen 
Lohnkostenargument Veränderungen 
der tarifpolitischen Spielregeln für 
ganz Deutschland zu erreichen. Dabei 
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ließen sich die Gewerkschaften als 
nützliche Idioten verwenden, indem 
man ihren Anspruch auf baldige Her­
stellung eines einheitlichen Tarifge­
bietes für ganz Deutschland erst ein­
mal weit entgegen kam und dann gute 
Chancen hatte, die Gewerkschaften 
als Verursacher des Industrie-De­
bakels öffentlich vorzuführen. Die Ge­
werkschaften wiederum hatten dieser 
Strategie - wenn es denn eine war -
wenig entgegenzusetzen. Denn zum ei­
nen erwiesen sie sich als Gefangene ih­
rer Programmatik der raschen sozia­
len Vereinheitlichung; und zum ande­
ren als Gefangene der Einsicht, daß 
die Enge der Verteilungsspielräume in 
erster Linie durch die Währungsunion 
und daher politisch verursacht und zu 
verantworten ist; nach Ansicht der 
Autoren eine ebenso zutreffende wie 
tarifpolitisch folgenlose Einsicht. 

Zur eingangs gestellten Frage, was 
aus tarifpolitischen Konflikten im ver­
einigten Deutschland für die Zukunft 
der Tarifpolitik im sich integrierenden 
Europa abzuleiten ist, führen die Au­
toren aus, daß die Ausbildung grenz­
überschreitender Produktionsfakto­
renmärkte die entscheidende Heraus­
forderung für die auf nationalen Gren­
zen basierenden Tarifvertragssysteme 
darstellt. Dies ist jedoch nur dann der 
Fall, wenn ein deutlicher Druck auf 
Vereinheitlichung der Tarifvertrags­
bedingungen im ganzen (übernationa­
len) Tarifvertragsgebiet besteht. Das 
kann sein und ist auch explizites Pro­
gramm des EG-Vertrages, muß aber 
nicht sein. Die Autoren weisen in die­
sem Zusammenhang darauf hin, daß 
diverse Formen solcher Mobilitätsko­
sten, die nicht zugleich mit den Gren­
zen reduziert werden können, die Mo­
bilität innerhalb der EG begrenzen 
werden. Dies wird vermutlich den 
Faktor Arbeit deutlicher betreffen als 
den Faktor Kapital, der bereits jetzt 
eine erhebliche Mobilität innerhalb 
der EG aufweist. 

Abschließend wird in dem Beitrag 
darauf hingewiesen, daß Mobilität in-
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nerhalb der (erweiterten) Bundesrepu­
blik Deutschland wohl mit vergleichs­
weise geringeren Mobilitätskosten be­
lastet ist. Des weiteren hat sich auch 
gezeigt, daß sich die Mobilität in 
Grenzen hält und Lohnunterschiede 
dabei keine wichtige Rolle spielen. Es 
kommt also weder zu Massenwande­
rungen von Arbeitskräften noch star­
ken Wanderungen von Kapital. 

Zusammenfassend bleibt anzumer­
ken, daß allen an der Europäischen 
Integration und verbandliehen Inter­
essenvermittlung Interessierten die­
ser Sammelband, dessen Beiträge auf 
einer Tagung der Friedrich-Ebert­
Stiftung diskutiert worden sind, un­
eingeschränkt empfohlen werden 
kann. 

J osef Schmee 
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EUROPÄISCHE UNION UND 
TRANSNATIONALE ARBEITS­

BEZIEHUNGEN 

Rezension von: Wolfgang A. Dietz, 
Christiane Glatthaar, Das Räderwerk 

der Europäischen Kommission: 
Strukturen, Zuständigkeiten, Ent­

scheidungswege, Adressen, 
Economica-Verlag, Bonn 1994, 
2 .  Auflage, 209 Seiten, öS 287 ,-; 

Wolfgang Leeher, 
Hans-Wolfgang Platzer (Hrsg.) ,  

Europäische Union - Europäische 
Arbeitsbeziehungen? Nationale 

Voraussetzungen und internationaler 
Rahmen, 

Bund-Verlag, Köln 1994, 389 Seiten, 
DM 49,90.  

Das Buch von W. A. Dietz und Ch. 
Glatthaar will dazu beitragen, die Or­
ganisation der Europäischen Kommis­
sion durchschaubarer und verständli­
cher zu machen. 

Im ersten Abschnitt werden die EU­
Organe vorgestellt und das Zusam­
menwirken der Europäischen Kom­
mission mit anderen EU -Organen dar­
gestellt. Da dieser Teil nur 2 8  Seiten 
umfaßt, ist dies nur skizzenhaft mög­
lich. 

Die folgenden 130  Seiten beinhalten 
ein ausführliches Organigramm der 
Europäischen Kommission. Die ver­
schiedenen Aspekte der Kommission 
als Kollegialorgan werden beschrie­
ben, der Bestellungsmodus und die 
Aufgaben des Präsidenten, der übri­
gen Mitglieder der Kommission und 
der Kabinette der Kommissare erläu­
tert, ebenso jene der einzelnen Gene­
raldirektionen. 

Der dritte Abschnitt ist den Moda­
litäten des Lobbyings in Brüssel ge­
widmet. Auf diesen zehn Seiten kön­
nen freilich nur Teilaspekte behandelt 
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werden. Am Ende des Buches sind -
für den Österreichischen Leser weniger 
relevant - Adressen von möglichen 
Kontaktstellen in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgelistet. 

Dieses Buch ist als Band 1 0  der Rei­
he "Unternehmenspraxis in der EU" 
des Economica-Verlags erschienen. 
Der Praxisbezug ist jedoch gering, und 
Gruppen, die nicht Unternehmensin­
teressen vertreten, werden weitgehend 
ignoriert. Die Problematik von Orga­
nigrammen der Europäischen Kom­
mission liegt in der Tatsache, daß sich 
Dienststellen häufig ändern und somit 
die Aktualität nicht gewährleistet ist. 
(Die Kommission bietet inzwischen 
eine On-Line Datenbank namens 
"IDER" an, um diesem Problem zu be­
gegnen.) Das "Räderwerk der Eu­
ropäischen Kommission" bietet jedoch 
eine übersichtliche Gliederung der 
Kommission und ermöglicht einen er­
sten Einblick in die Zuständigkeiten 
und den Lobbying-Spielraum der bzw. 
in der Kommission. Ohne Vorkennt­
nisse über die Europäische Union ist 
das Buch jedoch nur schwer zu lesen. 
Um ein erfolgreiches Lobbying-Kon­
zept zu erstellen, bedarf es weiterer 
Kenntnisse über die diversen formel­
len und informellen Entscheidungs­
prozesse in der Europäischen Union. 

Ein umfangreiches organisatori­
sches und institutionelles Geflecht 
entsteht in den Bereichen der europäi­
schen Sozialpolitik und der Arbeitsbe­
ziehungen. 

Im Zusammenhang mit der politi­
schen, wirtschaftlichen und sozialen 
Integration Europas erhebt sich die 
Frage, ob nicht die Institutionen der 
nationalen Arbeitsbeziehungen in den 
EU-Ländern rasch an Bedeutung ver­
lieren werden, weil europaweite Rege­
lungen an ihre Stelle treten. 

Der von Wolfgang Lecher, wissen­
schaftlicher Referent am Wirtschafts­
und Sozialwissenschaftlichen Institut 
(WSI) in Düsseldorf, und Hans-Wolf­
gang Platzer, Professor an der Fach­
hochschule Fulda, herausgegebene 
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Band setzt sich mit dieser Fragestel­
lung auseinander. 

Inwieweit ein System europäischer 
Arbeitsbeziehungen entstehen kann, 
hängt offensichtlich davon ab, ob die 
Akteure ein Regelungsinteresse haben 
und, wenn ja,  sie dazu fähig sind, kol­
lektive Regelungen auf dieser Ebene 
zu organisieren. 

Das Regelungsinteresse der Akteure 
wird vor allem durch die Machtver­
hältnisse auf dem Arbeitsmarkt, aber 
auch durch die Wettbewerbsverhält­
nisse auf den Produktmärkten beein­
flußt. Aus dem Ressourcenvorsprung 
der Arbeitgeber, den Möglichkeiten 
der Substitution von Arbeit durch Ka­
pital und der größeren Mobilität des 
Kapitals resultiert eine Machtasym­
metrie auf dem Arbeitsmarkt. Folglich 
entsprechen individuelle rechtliche 
Regelungen des Arbeitsverhältnisses 
dem Interesse des Arbeitgebers, wäh­
rend den Arbeitnehmern an kollekti­
ven Regelungen gelegen sein muß. 

Weiters ist es für die Gewerkschaf­
ten wesentlich, die zunehmende Mobi­
lität des Kapitals jeweils mit einer 
Ausdehnung ihrer Verbandsdomäne 
zu beantworten, da jene Arbeits­
marktpartei einen strategischen Vor­
teil besitzt, deren Aktionsradius einen 
größeren Teil des Arbeitsmarktes ab­
deckt. Somit besteht für bloß national 
agierende Gewerkschaften die Gefahr, 
durch transnational agierende Unter­
nehmungen gegeneinander ausgespielt 
zu werden. Diesem Interesse der Ge­
werkschaften an einer europaweiten 
Regelung der Arbeitsbeziehungen 
steht spiegelbildlich ein entsprechen­
des Desinteresse der Arbeitgeber ge­
genüber. 

Eine Präferenz von Arbeitgebern für 
kollektive Regelungen auf dem Ar­
beitsmarkt kann sich jedoch aus spezi­
fischen Wettbewerbsverhältnissen auf 
Produktmärkten ergeben. Auf der Be­
triebs- bzw. Unternehmensebene sind 
Arbeitgeber u. U. zu kollektiven Rege­
lungen bereit, um "Produktivitätsko­
alitionen" mit der Belegschaft einzu-
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gehen und daraus Wettbewerbsvortei­
le gegenüber konkurrierenden Unter­
nehmungen zu ziehen. Derartige Rege­
lungen bieten überdies aus der Sicht 
des einzelnen Arbeitgebers den Vor­
teil, daß sie keine verbandliehe Orga­
nisierung voraussetzen. Daher sind 
Ansätze zu europaweiten Arbeitsbe­
ziehungen auf dieser Ebene am weite­
sten fortgeschritten (freiwillig einge­
richtete Informationsausschüsse in 
transnationalen Konzernen; Euro-Be­
triebsräte laut jüngst beschlossener 
EU-Richtlinie). 

Auf der Branchenebene kann die At­
traktivität von kollektiven Regelungen 
aus Arbeitgebersicht u. U. in der Ein­
dämmung der Lohnkonkurrenz und in 
der Senkung von Transaktionskosten 
begründet sein. 

Ein Arbeitgeberinteresse an europa­
weiten kollektiven Regelungen besteht 
somit allenfalls auf der Mikro- und der 
Mesoebene, nicht jedoch auf der Ma­
kro-, d. h. der gesamtwirtschaftlichen 
Ebene. Im großen und ganzen domi­
niert auf der Arbeitgeberseite die Prä­
ferenz für individuelle rechtliche Re­
gelungen des Arbeitsverhältnisses. 

In Anbetracht dieses Unterschieds 
in den Regelungsinteressen zwischen 
Arbeitgebern und Gewerkschaften 
kommt der Organisationsfähigkeit der 
Akteure eine wesentliche Bedeutung 
für die Realisierung europaweiter Ar­
beitsbeziehungen zu. 

Ein grundlegendes Problem der Or­
ganisationen der Arbeitgeber wie der 
Arbeitnehmer besteht darin, daß sich 
mit der Größe einer Interessengruppe 
das Trittbrettfahrer-Phänomen ver­
stärkt und die Schwierigkeiten des in­
ternen Interessenausgleichs und der 
verbandliehen Zielformulierung zu­
nehmen. 

Auf der Arbeitgeberseite ist die Or­
ganisierung der Produktmarktinteres­
sen von jenen der Arbeitsmarktinter­
essen zu unterscheiden. Während die 
Arbeitsmarktinteressen für alle Un­
ternehmen generalisierbar sind, rich­
ten sich die Produktmarktinteressen 
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eines Unternehmens in der Regel ge­
gen andere Unternehmungen. Organi­
sationspolitisch haben diese Unter­
schiede in vielen Ländern zu einer 
funktionalen Spezialisierung im Ver­
bändewesen geführt: Einerseits beste­
hen Wirtschaftsverbände, die aus­
schließlich Produktmarktinteressen 
repräsentieren, und andererseits Ar­
beitgeberverbände, die nur Arbeits­
marktinteressen vertreten. 

Im Vergleich zu den USA weisen die 
Arbeitsmarktparteien in den westeu­
ropäischen Ländern ein hohes Maß an 
Assoziationsfähigkeit, gemessen am 
Organisationsgrad, auf. Dies bildet 
grundsätzlich eine günstige Ausgangs­
basis für den Aufbau organisierter Ar­
beitsbeziehungen auf der EU-Ebene. 
Auf der Arbeitgeberseite besteht je­
doch insofern eine Repräsentations­
lücke, als es zwar branchenspezifische 
Wirtschaftsverbände, aber keine bran­
chenbezogenen Arbeitgeberverbände 
auf europäischer Ebene gibt. 

Die entscheidende Schwachstelle 
liegt in der unzureichenden Kontroll­
fähigkeit der europaweiten Verbände: 
Weder die betreffenden Arbeitgeber­
verbände noch die betreffenden Ge­
werkschaftsverbände verfügen derzeit 
über die Voraussetzungen zur internen 
Kompromißbildung und verbindlichen 
Durchsetzung gegenüber den eigenen 
Mitgliedern. Ohne hinreichende Kon­
trollfähigkeit der europäischen Ver­
bände aber kann sich ein autonomes 
Regelungssystem der Arbeitsbezie­
hungen auf der Basis von Euro-Tarif­
verträgen nicht entwickeln. Letzteres 
setzt nämlich voraus, daß einmal ge­
fundene Kompromisse gegenüber den 
eigenen Mitgliedern verbindlich 
durchgesetzt werden können. Die er­
forderliche Kontrollfähigkeit könnte 
wohl nur durch staatlich garantierte 
Sanktionsgewalt erreicht werden. 

Zurückzuführen ist diese Schwäche 
der europäischen Verbände nicht al­
lein auf die größere Komplexität eines 
gesamteuropäischen Interessenaus­
gleichs, sondern auch auf die erhebli-
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chen Unterschiede in der Organisati­
onsstruktur und politischen Kultur 
der nationalen Mitgliedsverbände und 
den Ressourcenvorsprung vieler Mit­
gliedsorganisationen gegenüber den 
europäischen Spitzenverbänden. 

Die bestehenden nationalen Struk­
turen der gewerkschaftlichen Organi­
sationen und der Arbeitgeberverbände 
sowie die nationalen Arbeitsbeziehun­
gen bieten somit ungünstige organisa­
torische und institutionelle Vorausset­
zungen für die Europäisierung der Ta­
rifpolitik. Die beiden Herausgeber 
nennen in ihrer Einführung (S. 29 f) 
folgende gewichtige Unterschiede 
zwischen den nationalen Organisati­
onsstrukturen der Gewerkschaften in 
den EU-Ländern: 
- zentralisierte gegenüber dezentrali­

sierten Organisationen; 
- Einheitsgewerkschaften gegenüber 

Richtungsgewerkschaften; 
- stark voneinander abweichende Or­

ganisationsgrade der Gewerkschaf­
ten; 

- Kooperations- gegenüber Konflikt­
orientierung; 

- Kollektivverhandlungsfähigkeit der 
nationalen Dachverbände: Nicht 
alle im EGB vertretenen nationalen 
Dachverbände sind berechtigt, 
selbst Kollektivverträge abzu­
schließen; zwei der größten, DGB 
und TUC, sind dies nicht. 
Zudem sind die institutionellen Un­
terschiede zwischen den nationalen 
Arbeitsbeziehungen erheblich, und 
zwar im Hinblick auf 

- die dominante Tarifvertragsebene 
(Gesamtwirtschaft, Branche, Regi­
on, Unternehmen, Betrieb) ;  
die Dualität (Gewerkschaften und 
Betriebsräte) oder die Eindimensio­
nalität (nur Gewerkschaften) in der 
Vertretung der Arbeitnehmerinter­
essen; 

- den Grad der Verrechtlichung der 
Ar bei tsbeziehungen. 
Auf den letztgenannten Aspekt 

weist insbesondere L. Fulton in seinem 
Beitrag über das britische System der 
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Kollektivverhandlungen hin (S. 85 f) . 
Nur Teile jener Bestimmungen briti­
scher Tarifverträge, welche die Ar­
beitsbedingungen des einzelnen Arbeit­
nehmers festlegen, können gerichtlich 
eingeklagt werden. Die nicht individu­
ell bezogenen Bestimmungen des Tarif­
vertrages liegen gänzlich außerhalb des 
Rechtssprechungsprozesses. Dies be­
deutet, daß europaweite Tarifverträge 
unter den gegenwärtigen rechtlichen 
Bedingungen in Großbritannien keine 
bindende Wirkung hätten. 

Fulton weist außerdem darauf hin, 
daß der Anteil jener Arbeitnehmer, de­
ren Arbeitsbedingungen durch einen 
Branchentarifvertrag (im Gegensatz 
zu Unternehmens- und Betriebstarif­
verträgen) geregelt werden, im letzten 
Jahrzehnt deutlich zurückging. Die 
Anwendung europäischer Rahmenver­
träge auf der Ebene der Branchen wä­
re in Großbritannien auch durch die­
sen Umstand behindert. 

K. Armingeon ("Die Fortdauer der 
Unterschiede zwischen den nationalen 
Systemen der Arbeitsbeziehungen in 
Europa") akzeptiert die These, wo­
nach die Chancen für Kollektivverträ­
ge auf europäischer Ebene mit dem 
Ausmaß der strukturellen Gleichför­
migkeit der nationalen Arbeitsbezie­
hungen steigen. Gegenwärtig sind die 
Unterschiede zwischen den nationalen 
Systemen der Arbeitsbeziehungen so 
groß, daß die Höhe der Koordinations­
kosten ein wesentliches Hindernis für 
europaweite Tarifverträge darstellt. 

Armingeon nennt u. a. folgende Ur­
sachen für die zeitliche Beständigkeit 
der Institutionen und Organisationen, 
welche die nationalen Arbeitsbezie­
hungen gestalten (S. 165  ff): 
- Die Funktion von Institutionen liegt 

darin, stabile Regeln für soziales 
Handeln aufzustellen. Sie müssen 
daher eine gewisse Resistenz ge­
genüber veränderten wirtschaftli­
chen, sozialen und anderen Bedin­
gungen besitzen. 

- Die Unsicherheit über die Entwick­
lung der äußeren Einflüsse und die 
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Sicherheit, die mit bestehenden In­
stitutionen verbunden ist, stellen 
gute Gründe für eine zögerliche An­
passung von Institutionen dar. 
Hinzuzufügen ist, daß die Errich-

tung völlig neuer Institutionen einen 
langwierigen und sehr kostspieligen 
Prozeß mit ungewissem Ausgang dar­
stellt. 

Aus den obigen Überlegungen zu 
den Regelungsinteressen und der Or­
ganisationsfähigkeit folgt, daß den po­
litisch-administrativen Organen der 
EU theoretisch eine Schlüsselrolle in 
der künftigen Gestaltung der europäi­
schen Arbeitsbeziehungen zufallen 
könnte. Aufgrund der Variabilität und 
Disparität der europäischen Institu­
tionen, die sich in Hinkunft eher noch 
verstärken wird, mangelt es der EU 
aber an jener Steuerungskapazität, 
welche die Erstellung eines kohären­
ten Rechtsrahmens europäischer Ar­
beitsbeziehungen erforderte. Es be­
steht daher wenig Aussicht auf eine 
politisch -administrative Hilfestellung 
für den Aufbau europaweiter Regelun­
gen. Dies schließt punktuelle Fort­
schritte in materiellen sozialpoliti­
schen Fragen und prozeduralen 
Aspekten der Arbeitsbeziehungen 
(z. B. Euro-Betriebsrat, Sozialer Dia­
log) nicht aus. Die Schwerfälligkeit 
dieser Schritte beweist die institutio­
nelle Schwäche der EU. 

Gesamteuropäische Regelungen des 
Arbeitsmarktes könnten aber durch­
aus auch ohne den Abschluß von Euro­
Tarifverträgen durch die Spitzenver­
bände zustande kommen. Es könnte 
ein entscheidender Schritt zur Eu­
ropäisierung der Arbeitsbeziehungen 
sein, wenn es den nationalen Gewerk­
schaften auf der Basis der in den ein­
zelnen Ländern bestehenden, flächen­
deckenden Tarifverhandl ungssyste­
men gelänge, ihre Tarifpolitik gesamt­
europäisch zu akkordieren. Leeher 
und Platzer weisen auf diese Option 
hin (S. 32} .  

Eine derartige Akkordierung ist 
prinzipiell auch ohne einen mit Sank-
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tionsmöglichkeiten ausgestatteten 
EGB möglich, nämlich durch eine eu­
ropäische Variante des "pattern bar­
gaining ". Die gesamteuropäische Re­
gulierung des Arbeitsmarktes wäre 
unter diesen Bedingungen ein komple­
xes Muster transnationaler Koordinie-
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rung, das sich auf informelle, überlap­
pende Kooperationsnetzwerke ge­
werkschaftlicher Organe der verschie­
denen Verhandlungsebenen der Mit­
gliedsländer stützen würde. 

Florian Steininger, Martin Mailberg 



Wirtschaft und Gesellschaft 

VEBLEN UND SEINE MODERNEN 
EPIGONEN 

Rezension von: Norbert Reuter, Der 
Institutionalismus. Geschichte und 

Theorie der evolutionären Ökonomie, 
Metropolis-Verlag, Marburg 1 994, 

460 Seiten, DM 59,80 .  

In der von der Orthodoxie der Neo­
klassik beherrschten Lehre der moder­
nen Nationalökonomie genießt die 
"reine Theorie" unzweifelhaft den 
höchsten Ruf. Es sind deren Pioniere, 
die von ihren wissenschaftlichen Kol­
legen am meisten mit Ruhm und Ehre 
bedacht werden. Und das, obwohl die 
meisten Forschungsarbeiten, im Inter­
esse der logischen Konsequenz, sich in 
oft übertriebenen Abstraktionen erge­
hen, auf Kosten realitätsbezogener 
Materie. Bei dieser Beschäftigung mit 
der von Albert so treffend benannten 
"Astronomie der Güterbewegungen" 
wird dann der Realität höchstens der 
Status eines etwas uninteressanten 
Sonderfalls zugestanden. Institutio­
nen und soziale Einrichtungen werden 
dabei in die ceteris-paribus-Voraus­
setzungen gezwängt, deren Erfor­
schung der klaren Linie und Abgren­
zung eines bestimmten Problems Ab­
bruch tun würde. 

Diejenigen Forscher, welche diesen 
vorbestimmten Pfad der neoklassi­
schen Tugenden verlassen und ihre 
Untersuchungen den Institutionen (im 
weitesten Sinne) widmen, sehen sich 
nicht selten Vorwürfen der Theorielo­
sigkeit oder gar Theoriefeindlichkeit 
ausgesetzt. Das war und ist das 
Schicksal der US-amerikanischen In­
stitutionalisten wie Veblen, Mitchell, 
Commons und Ayres sowie ihrer mo­
dernen Epigonen. Man hat ihnen be­
stenfalls Aufmerksamkeit als Kritiker 
einiger anfälligerer Aspekte des neo-
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klassischen Programms geschenkt. 
Angesichts der Bewertungskriterien 
des vorherrschenden wissenschaftli­
chen Paradigmas haben ihre positiven 
Beiträge jedoch kaum angemessene 
oder ernsthafte Anerkennung gefun­
den. (Die Periode des N ew Deal ist 
wohl eine Ausnahme.) Dagegen hat die 
"neue institutionelle Ökonomie" (u. a.  
von Buchanan, Coase, Furubotn, 
North, Williamson), der Lehre der 
neoklassischen Orthodoxie weniger 
antithetisch gegenüberstehend, deren 
Schutzgürtel gegenüber der älteren 
Tradition sogar noch verstärkt. 

Von dieser Perspektive her gesehen 
ist das im folgenden rezensierte Werk 
Norbert Reuters nicht nur eine will­
kommene Ergänzung der dogmenge­
schichtlichen Literatur, sondern auch 
ein relevanter Beitrag zu den in den 
letzten zwei Jahrzehnten sich verstär­
kenden methodologischen Diskussio­
nen in der Nationalökonomik. 

In seinem Werk widmet sich Reuter 
der Aufgabe, den besonders im deut­
schen Sprachraum ein "Schattenda­
sein" führenden Institutionalismus ei­
ner "genetisch-systematischen" Unter­
suchung zu unterziehen und ihn als "ei­
genständige und von anderen Richtun­
gen der Ökonomie abgrenzbare wirt­
schaftswissenschaftliche Theorie dar­
zustellen" (S. 25,  391} .  Obwohl sich da­
bei das Hauptaugenmerk auf die Klas­
siker Veblen, Mitchell, Commons und 
Ayres richtet, werden die Entwick­
lungslinien bis zu den Beiträgen der 
zeitgenössischen Vertreter gezogen. 

Die neunteilige Monographie be­
ginnt mit einer Abgrenzung zu ande­
ren institutionalistischen Richtungen, 
insbesondere der schon erwähnten 
neuen institutionalistischen Ökono­
mie. Dem folgt ein kurzer Überblick 
über die hundertjährige Geschichte 
des Institutionalismus und seines 
geistesgeschichtlichen Hintergrundes 
an den Beispielen des amerikanischen 
Pragmatismus (Peirce, Dewey), der 
deutschen Historischen Schule und 
des darwinistischen Evolutionismus. 
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Die beiden zweifellos wichtigsten 
Abschnitte des Buches (Teile vier bis 
sieben) behandeln die institutionali­
stische Kritik an der neoklassischen 
Wirtschaftslehre und, von besonderer 
Bedeutung, die positiven theoreti­
schen und methodologischen Leistun­
gen des Institutionalismus. Reuter ist 
darum bemüht, den Leser mit den An­
strengungen Veblens, Mitchells und 
Commons um ein aussagungskräftige­
res und explikatorisch realistischeres 
Lehrgebäude vertraut zu machen. Da­
bei liegt die Betonung auf dem kom­
plexen, holistischen und evolutionären 
Charakter des volkswirtschaftlichen 
Erkenntnisobjekts, den sich ständig 
ändernden Beziehungen zwischen In­
dividuum und Institutionen innerhalb 
des evolutiven sozialen und kulturel­
len Rahmens und darauf, wie, aus die­
ser besonderen Problemstellung, die 
Institutionalisten ihre Kritik an den 
neoklassischen Prämissen und dem 
kapitalistischen Gesellschaftssystem, 
als durch das überlieferte Lehrgebäu­
de legitimiert, ableiten. 

Diese Kritik führt von einer Ableh­
nung des rationalistisch-hedonisti­
schen Menschenbildes und des damit 
bedingten automatisch-optimierenden 
Marktmechanismus zur Forderung so­
zialer Reformen, um die observierten 
gesellschaftlichen Verzerrungen des 
auf unangemessenen privaten Macht­
und Eigentumskonstellationen beru­
henden ungezügelten Kapitalismus zu 
beseitigen. In ihrer Ablehnung der von 
der Neoklassik bekundeten Wertneu­
tralität betrachten die Institutionali­
sten derartige Entwicklungen als Be­
einträchtigung individueller Freiheit 
und als Hindernis zur Verbesserung so­
zialer Wohlfahrt. Im Kontext institu­
tionalistischer Kapitalismuskritik be­
handelt Reuter auch die Konjunktur­
theorien Veblens, Mitchells und Ayres. 

Den unbestritten wertvollsten Bei­
trag leistet der Autor jedoch im sieb­
ten und weitaus längsten Teil seiner 
Monographie: "Die positive Wirt­
schaftslehre des Institutionalismus. "  
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Auch der kritischste Leser wird hier 
angesichts der Ausführungen zugeben 
müssen, daß Anschuldigungen wie die 
der Theorielosigkeit oder Theorie­
feindlichkeit den Institutionalisten ge­
genüber doch fehl am Platze sind. Es 
handelt sich hier nur um eine andere 
Art der Theorie, die man vielleicht als 
weitläufig verwandt mit anschauli­
cher Theorie bezeichnen kann. Varia­
blen wie Technik, Instinkte (Triebe) 
und Institutionen werden endogeni­
siert, wirtschaftliche Macht und Ei­
gentumsrechte werden zu strategi­
schen Bestandteilen wirtschaftlicher 
Transaktionen, Preistheorie wird 
durch eine Sozialwerttheorie ersetzt 
und die theoretischen (wenn auch 
nicht so sehr praktischen) Möglichkei­
ten einer demokratischen Wirtschafts­
planungstheorie erörtert. 

Es folgt dann noch eine kurze Dis­
kussion der Aussichten auf eine Koali­
tion des Institutionalismus mit den 
verschiedenen Zweigen des Keynesia­
nismus im Interesse eines "modernen 
theoretischen Interventionismus" ,  
während eine Schlußbilanz über den 
Stand und die Erfolgsaussichten des 
Institutionalismus im ausgehenden 
zwanzigsten Jahrhunderts das Thema 
des letzten Kapitels bildet. 

Angesichts der Breite des Materials 
in Reuters mit einem ausgezeichneten 
Literaturverzeichnis versehenen Buch 
ist es natürlich unmöglich, eine kriti­
sche Detailrezension zu geben. So soll, 
erstens, nur kurz auf die offensichtlich 
positiven Aspekte des Werkes hinge­
wiesen werden, dem dann eine Diskus­
sion einiger sich aus der Sicht dieses 
Rezensenten ergebenden Probleme 
folgt. 

Wie schon oben angemerkt, liegt die 
Stärke Reuters in der ausführlichen 
Darstellung der positiven Beiträge des 
Institutionalismus, welche, ob der kri­
tischen Stellung dieser Richtung ge­
genüber, meist eine grobe Vernachläs­
sigung erfahren haben. Dem Rezens­
enten ist kein deutschsprachiges Werk 
bekannt, das in dieser Hinsicht ähn-
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lieh erfolgreich ist. So zerstört es zum 
Beispiel viele der vorherrschenden 
Mißverständnisse über den angeblich 
untheoretischen Charakter des insti­
tutionellen Schrifttums, indem gezeigt 
wird, wie Institutionen zu wahren Va­
riablen werden, welche, durch Evolu­
tion und Veränderlichkeit gekenn­
zeichnet, im gesellschaftlichen Ent­
wicklungsprozeß das Verhalten und 
die Aktivitäten von Individuen und 
Gruppen beeinflussen. Besonders von 
der wirtschaftspolitischen Perspektive 
her ist eine derartige Orientierung 
sehr attraktiv. 

Es bietet sich dann auch die Frage 
an, ob eine so gestaltete "Theorielosig­
keit" nicht weniger schwerwiegend ist 
als die in der Wissenschaft zuweilen 
praktizierte "Wirklichkeitsfeindlich­
keit' ' .  Reuters Anliegen ist auch, zu­
mindest indirekt, dahingehend gelun­
gen, indem wertbetonte Aspekte der 
Neoklassik (in Lakatos Sprache der 
metaphysische Kern des Forschungs­
programms) bloßgestellt werden. Die 
Institutionalisten bekennen sich ja 
ausdrücklich zu einer normativen 
Wissenschaft, während man in der 
neoklassischen Ökonomie noch immer 
weitgehend an der künstlichen (und 
oft unberechtigten) Unterscheidung 
zwischen positiver und normativer 
Analyse festhält. 

Und schließlich zeigt uns der Verfas­
ser den Reichtum historischer und 
zeitgenössischer Literaturbeiträge zu 
einer gemeinsamen Geistesrichtung 
(wenn auch nicht einer vollkommenen 
einheitlichen Theorie), die der Auf­
merksamkeit der an Dogmengeschich­
te und Methodenlehre Interessierten 
oder einfach von so manchem durch 
die moderne Volkswirtschaftslehre 
Verwirrten und Unbefriedigten lohnen 
würde. Ob man dabei den Institutio­
nalismus als Schule oder Paradigma 
(Reuters Wahl) betrachtet, ist eine et­
was müßige, weil semantisch bedingte 
Frage. 

Die sich aus der Lektüre für diesen 
Rezensenten ergebenden Probleme be-
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ziehen sich in der Hauptsache auf die 
Zukunft des hier behandelten Institu­
tionalismus und dessen Stellung in­
nerhalb der Disziplin der Wirtschafts­
wissenschaften, besonders gegenüber 
der Neoklassik und der neuen institu­
tionellen Ökonomik. Von dieser Warte 
sieht es nämlich gar nicht danach aus, 
als ob die angedeutete Liaison mit den 
verschiedenen Keynesianern so erfolg­
versprechend ist, jedenfalls doch nicht 
so sehr, daß es als eine ernsthafte Be­
drohung der neoklassischen Hegemo­
nie angesehen werden kann. 

In gewisser Hinsicht erscheint es als 
Ironie, daß ein Versuch um die Ortsbe­
stimmung des Institutionalismus und 
eine Vorhersage über seine Zukunft 
von wissenschaftssoziologischen Be­
trachtungen abhängt und, zumindest 
indirekt, als eine für die prozessuale 
Analyse der institutionalistischen 
Theorie geeignete Aufgabe angesehen 
werden kann, wobei diese bei Reuter 
aber leider vermißt werden. Das Pro­
blem der neoklassischen Hegemonie 
ist immerhin eine Frage der Macht und 
hat mit der "Qualitätskontrolle" in­
nerhalb der wirtschaftswissenschaftli­
chen Disziplin zu tun. Diese Kontrolle 
wird über "Spielregeln" ausgeübt, 
durch welche Verfahren und "Institu­
tionen" wie Berufungen, Studienplä­
ne, Assistentenstellen, Redigierung 
von wissenschaftlichen Journalen 
usw. bestimmt werden. 

Reuter betont zwar die "zeremoniel­
le Einkapselung" als Bestimmung in­
stitutioneller Rigidität; und es ist lo­
benswert, daß Institutionalisten wie 
Reuter die analytischen Unterschiede 
zwischen zeremoniellem und instru­
mentellem Handeln als theoretischen 
Fortschritt preisen, aber warum läßt 
man dann diesen Fortschritt un­
genützt und zieht daraus keine Folge­
rungen bei der Besprechung der Zu­
kunftsaussichten der eigenen Geistes­
richtung? Die ökonomische Neoklassik 
hat immerhin eine nicht zu unter­
schätzende Flexibilität gegenüber 
eventuell gefährlichen wissenschaftli-
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chen Konkurrenten gezeigt. Gegen­
wärtig werden interne Kritiker oder 
potentielle Abtrünnige sich wohl eher 
dem neo-österreichischen oder neu-in­
stitutionalistischen Paradigma als 
dem traditionellen Institutionalismus 
zuwenden. Es reicht also einfach 
nicht, wie Reuter es tut, das eigene 
Lehrgebäude als das verheißungsvoll­
ste hinzustellen. 

In diesem Zusammenhang sollte 
auch noch gesagt werden, daß in An­
betracht der starken zeremoniellen 
Einkapselung (bei der Neoklassik) und 
der von den Wirtschaftsplanungsvor­
schlägen (ganz egal wie demokratisch 
sie in der institutionalistischen Theo­
rie auch sein mögen) ausgehenden ne­
gativen rhetorischen Signalen die Ri­
ten des Marktes doch mit größter 
Wahrscheinlichkeit die Oberhand be­
halten werden. 

Damit sind wir bei einem weiteren 
Problem des rezensierten Werks. Bei 
der Lektüre gewinnt man des öfteren 
einen Eindruck von Reuter als eines 
etwas unkritischen und unflexiblen 
Fürsprecher des Institutionalismus. 
Parteinahme als solche ist nicht unbe­
dingt eine Schwäche, aber die Dar­
stellung hier dürfte so manche An­
strengungen erschweren, den Institu­
tionalismus über die Position einer 
permanenten Antithese herauswach­
sen zu lassen. Ein gutes Beispiel dafür 
liefern die der wohl gefährlichsten 
Konkurrenz, der neuen Institutio­
nenökonomik, gewidmeten Seiten. 
Die Betonung liegt eindeutig auf Ab­
grenzung, eine wissenschaftlich nicht 
sehr verheißungsvolle Variante des 
territorialen Imperativs. So werden 
nicht nur die oft erheblichen Diffe­
renzen innerhalb der neuen Richtung 
(neoösterreichische, neoklassische, 
spieltheoretische Variationen) über­
gangen, sondern auch ein Dialog hin­
sichtlich der nicht unbedeutenden 
analytischen und methodologischen 
Berührungspunkte (wie z. B. die Rolle 
des Staats, die Komponente Macht, 
prozessuale Analyse, Interessengrup-
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pen usw.) ausgeschlossen. Die Fronten 
verhärten sich, und das kann dem tra­
ditionellen Institutionalismus nur 
zum Nachteil gereichen. Ich meine, 
das im gleichen Jahr wie Reuters 
Werk erschienene Buch von Maleolm 
Rutherford (Institutions in Econo­
mics) schlägt in dieser Hinsicht doch 
einen viel erfolgversprechenderen 
Kurs ein. 

Dieselbe etwas unglückliche Ab­
grenzungsposition vertritt Reuter 
auch bei seiner Besprechung der deut­
schen Historischen Schule, was natür­
lich besonders im deutschsprachigen 
Raum von Interesse sein sollte. Ohne 
auf die sich anbietende Detailkritik 
einzugehen, soll hier nur folgendes be­
merkt sein. Generell ist die Bewertung 
Schmollers durch Veblen einfach nicht 
korrekt dargestellt, wie nur kurz ge­
zeigt werden soll. Das gilt für Reuters 
Bezugnahme auf Veblens methodolo­
gisches Manifest ("Why is Economics 
not an Evolutionary Science?") wie 
auch für die Zitate aus der Rezension 
des ersten Bandes von Schmollers 
Grundriß ("Gustav Schmoller's Eco­
nomics") .  Während Veblen natürlich 
schwerwiegende Vorbehalte gegen die 
Historische Schule vorbringt, richten 
sich diese jedoch vorwiegend gegen die 
ältere Tradition Roschers ("romantic" ,  
"Hegelian metaphysics" ,  theoretisch 
"barren") .  Und Veblen ist hier voll­
kommen unzweideutig! Schon im er­
sten Aufsatz sagt er: "Much of the 
work of the Historical School . . .  and 
that of its later exponents (sie ! )  espe­
cially is too noteworthy to be pas­
sed over in silence . . . .  " Und in der 
Schmollerrezension finden wir seine 
unterschiedlichen Bewertungen der 
älteren und jüngeren Generation ganz 
explizit. So betont er Schmollers Ab­
lehnung der hedonistischen Psycholo­
gie, seine Betrachtung des Menschen 
als sozial und historisch bedingtes W e­
sen, sein genetisches und evolutori­
sches Vorgehen, die darwinistische 
Darstellung " of the origin, growth, 
persistence and variation of instituti-
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ons . . .  But his striking and characteri­
stic merits lie in the direction of a 
post-Darwinian causal theory of the 
origin and growth of species in institu­
tions. "  Veblen bricht jedoch mit 
Schmoller über dessen ökonomische 
und soziale Wertungen und Reformei­
fer. Dazu muß aber noch festgestellt 
werden, daß zum einen Schmollers 
Stellung Werturteilen gegenüber weit­
aus differenzierter ist, als von Reuter 
hingestellt, und zum anderen ist Ve­
blens Ethik der Effizienz nicht unbe­
dingt wertfreier als Schmollers Ethik 
der Gerechtigkeit. 

Schmollers Theorie der Triebe, so 
wichtig für die historische Theorie 
(und auch von Veblen beachtet) wie 
Veblens Instinkte für seine institutio­
nelle Analyse, wird überhaupt nicht 
erwähnt; und den Erfolg der histori­
schen Schule in Deutschland auf die 
große Depression von 1873 zurückzu­
führen, ist doch wissenschaftlich gese­
hen äußerst unbefriedigend. 

Ähnlich undifferenzierte, aber für 
das Werk als ganzes nicht so wichtige 
Äußerungen und Quellenhinweise 
findet man auch gegenüber Marshall 
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(S. 105 ,  1 19, 293) und Adam Smith 
(S. 1 1 2 ,  1 5 1 ,  294),  die wohl aus Verse­
hen oder Flüchtigkeit über die von er­
sterem behandelten ethischen und 
evolutorischen Probleme sowie die von 
letzterem ausführlich entwickelten 
Kriterien tugendhaften Verhaltens 
hinwegtäuschen. Auch hier könnte 
man die rigide abgrenzende Partei­
nahme verantwortlich machen. 

Trotz all dieser kritischen Anmer­
kungen soll man nicht die Vorteile des 
schon oben gepriesenen Buches aus 
den Augen verlieren. Die Wissenschaft 
lebt doch vom Dialog und der Dialek­
tik der Argumente. Übrigens bereitet 
die Association for Evolutionary Eco­
nomics, die organisationeHe Heimat 
des traditionellen Institutionalismus, 
einen ausführlichen "survey article " 
für das Journal of Economic Literatu­
re, dem Flaggschiff der American Eco­
nomic Association, vor, und trägt hof­
fentlich zum größeren gegenseitigen 
Verständnis und Respekt sowie zum 
Abbau der oft künstlichen intradiszi­
plinären Grenzlinien bei. 

Horst K. Betz 
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INSTITUTIONEN UND KRISEN 
DER WIRTSCHAFT 

Rezension von: Hansjörg Siegentha­
ler, Regelvertrauen, Prosperität und 
Krisen, J. C. B .  Mohr (Paul Siebeck), 

Tübingen 1993,  258 Seiten, öS 1 . 1 55,-. 

Es scheint, daß sich in der National­
ökonomie wieder ein relevanter theore­
tischer Umbruch anbahnt. Man kann 
annehmen, daß er im Zusammenhang 
mit der triumphalen Renaissance der 
Neoklassik steht. Diese war als Folge 
der Unfähigkeit des Keynesianismus ­
oder der Keynesianer - erfolgt, die zeit­
genössischen ökonomischen Probleme, 
wie sie sich vor allem in der "Stagflati­
on" ausdrückten, zu lösen. Heute 
scheint die neoklassisch inspirierte 
Wirtschaftspolitik vor ähnlichen Pro­
blemen zu stehen. Ihre Ablöse wird ge­
genwärtig einerseits dadurch gebremst, 
daß sich die Wirtschaft der USA noch 
immer relativ gut entwickelt, anderer­
seits deshalb, weil zu ihr keine attrakti­
ve Alternative existiert. 

Dennoch scheint es, als ob die Zeit 
ihrer kaum bestrittenen Geltung zu 
Ende ginge, vor allem im theoretischen 
Bereich. Natürlich hat es nicht an Kri­
tik der neoklassischen Annahmen ge­
mangelt, doch gelang es dieser Kritik 
nie, einigermaßen geschlossene theo­
retische Alternativen zu entwickeln. 
Im Gegenteil, der Keynesianismus mu­
tierte zur neoklassischen Synthese, 
welche den mikroökonomischen An­
satz unverändert übernahm. Erst in 
jüngerer Zeit scheinen sich neue, um­
fassendere theoretische Alternativen 
zu entwickeln. 

Die Transaktionenökonomie erwei­
terte den Kostenbegriff auf eben jenen 
der Transaktionen. Die "Neue Institu­
tionenökonomie" führt diesen Ansatz 
in die Richtung weiter, nach welchen 
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Regeln sich die Transaktionen vollzie­
hen und wodurch ihre Kosten be­
stimmt werden. Die Antwort lautet: 
durch das Netz der Institutionen 
(Rechtssystem, Konventionen). Damit 
wird aber auch die Annahme der voll­
ständigen Information und des zweck­
rationalen Verhaltens fallengelassen, 
sondern eine eingeschränkte Rationa­
lität unterstellt, die auch im hohen 
Maße durch allgemeine Erfahrungen 
und Usancen bestimmt wird. 

Die Überlegungen zur Qualität des 
Netzwerks von Institutionen und Or­
ganisationen, die " governance "­
Struktur einer Volkswirtschaft, erlau­
ben auch Aussagen über die wirt­
schaftliche Entwicklung, sei es über 
den Zeitpunkt der Industrialisierung, 
sei es über die Unterschiede der Län­
der im Einkommensniveau. Dies sind 
Probleme, zu welchen die neoklassi­
sche Wachstumstheorie sehr wenig 
beizutragen vermag, in ihrer neuesten 
Ausprägung allenfalls durch Lernen 
und technischen Fortschritt. 

Neben der "Neuen Institutionenöko­
nomie" bemüht sich auch die "evo­
lutionäre Wirtschaftstheorie" vom 
Gleichgewichtsparadigma loszukom­
men und - wie ihr Name sagt - vor al­
lem den dynamischen Aspekt der 
Wirtschaft ins Zentrum ihrer Überle­
gungen zu stellen, doch kennt sie vor­
erst noch viele unterschiedliche Aus­
prägungen und erreicht bei weitem 
nicht die theoretische Geschlossenheit 
der Neuen Institutionenökonomie. 
Freilich überschneiden sich manche 
Forschungsbereiche, etwa in der Fra­
ge , wie und wodurch sich Institutionen 
ändern, so daß wahrscheinlich beide 
Forschungsrichtungen voneinander 
profitieren werden. 

Vor diesem Hintergrund ist auch die 
Arbeit Siegenthalers zu sehen, welche 
man als eine Weiterführung der ge­
nannten Ansätze zu einer Konjunktur­
oder Krisentheorie bezeichnen könnte. 

Der Autor beginnt seine Studie mit 
einer ausführlichen Diskussion der ko­
gnitiven Voraussetzungen wirtschaftli-
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chen Handelns, wobei er explizit auf 
Forschungsergebnisse der einschlägi­
gen Wissenschaften - Psychologie, So­
ziologie - zurückgreift. Die Rationa­
lität des Wirtschaftssubjektes ist nicht 
nur durch die limitierten Informatio­
nen und kognitiven Möglichkeiten der 
Informationsverarbeitung beschränkt 
(bounded rationality nach Simon) , son­
dern wird auch durch "kognitive Re­
gelsysteme" geprägt. Darunter ver­
steht der Autor " . . .  die Gesamtheit al­
ler Regeln der Selektion, der Klassifi­
kation und der Interpretation von In­
formationen, über die ein Aktor ver­
fügt. An diese Regeln ist er gebunden, 
wenn er Wissensbestände ergänzt und 
wenn er mit ihnen umgeht, von ihnen 
ist die Rationalität seines routinemäßi­
gen Informationsverhaltens abhän­
gig" .  Diese Regelsysteme internalisiert 
das Wirtschaftssubjekt durch soziales, 
"fundamentales" Lernen. Sie sind 
durch hohe Stabilität gekennzeichnet. 
Nur unter dieser Voraussetzung kön­
nen sie ihre Funktion erfüllen. 

Phasen mit stabilen kognitiven Re­
gelsystemen sind freilich keine solchen 
einer Stagnation. Im Gegenteil, die 
mentale Sicherheit der Wirtschafts­
subjekte veranlaßt diese zu hoher in­
vestiver und innovativer Tätigkeit. 
Diese "Strukturperioden" ,  also solche 
mit unveränderter Regelstruktur, 
zeichnen sich durch rasches Wirt­
schaftswachstum und damit auch mit 
beträchtlichen Änderungen der Wirt­
schaftsstruktur aus. 

In gewissen Abständen - der Autor 
sieht Perioden von 1 5  bis 30 Jahren ­
geht jedoch das Vertrauen in das gege­
bene kognitive Regelsystem verloren, 
weil die Akteure den Eindruck erhal­
ten, es würde neuen Anforderungen 
nicht mehr gerecht. Die dadurch ent­
stehende Unsicherheit zieht Konse­
quenzen für die Wirtschaftslage nach 
sich. "Individuelle Aktoren bleiben ra­
tional handelnde Nutzenmaximierer, 
aber es wird für sie unklar, was denn 
nun überhaupt noch nützlich ist. " Die 
Investitionen gehen zurück, die Geld-
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nachfrage bleibt jedoch infolge gestie­
gener Liquiditätspräferenz hoch, da­
her auch die Zinssätze; Arbeitslosig­
keit ist die Folge. Der Autor spricht 
von "Problemphasen" .  

Diese können erst wieder überwun­
den werden, wenn sich ein neues, den 
gegebenen Herausforderungen ange­
messenes kognitives Regelsystem her­
ausgebildet hat. Dies ist ein Prozeß, 
dessen gesellschaftlichen Charakter 
der Autor betont. Nunmehr vollzieht 
sich wieder ein Prozeß fundamentalen 
Lernens der Wirtschaftssubjekte, der 
letztlich in eine neue Phase der Stabi­
lität, eine Strukturperiode, einmündet. 

Es muß nicht betont werden, daß 
dieses Grundschema von Siegenthaler 
ausführlich entwickelt wird und eine 
Fülle von Anregungen vermittelt. 
Dennoch ist die Studie wohl als theo­
retischer Entwurf zu verstehen. Eine 
empirische Prüfung der Hypothesen 
kommt im Text nur ansatzweise vor, 
weil der Autor vermeint, daß diese 
Aufgabe über den Rahmen des Werkes 
hinausginge. Der Leser kommt da­
durch zuweilen trotz vieler plausibler 
Überlegungen in Schwierigkeiten, 
weil auch der Autor das Ziel seiner 
Studie nicht ganz klärt. 

Zwar spricht er eingangs von einer 
"theoriegeleiteten Konjunkturge­
schichte" ,  doch stellt sich im Laufe der 
Arbeit heraus, daß davon keine Rede 
sein kann, da zyklische Schwankungen 
viel kürzer sind als die vom Autor ins 
Auge gefaßten Zeiträume und sich, 
auch seiner Meinung nach, während 
der "Strukturperioden" vollziehen 
können. Offensichtlich bietet der theo­
retische Ansatz Siegenthalers Er­
klärungsmöglichkeiten für tiefergrei­
fende Einbrüche der Wirtschaftsent­
wicklung. Das aber ist schon eine ganz 
wesentliche Erkenntnis und Erweite­
rung unseres Wissensstandes. Siegen­
thaler hat damit, ob er das nun so woll­
te oder nicht, einen bedeutenden Bei­
trag zur Weiterentwicklung der Neuen 
Institutionenökonomie geleistet. 

Felix Butschek 
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LITERATURÜBERSICHT ZUR 
ÖKONOMIE DER 

WIEDERVEREINIGUNG 

Rezension von: Rainer Schwarz, 
Chaos oder Ordnung? Einsichten in 

die ökonomische Literatur zur Trans­
formationsforschung, Metropolis­
Verlag, Marburg 1995,  1 7 1  Seiten. 

Etwa fünf Jahre nach der großen 
Umwälzung in Osteuropa und der 
deutschen Wiedervereinigung ist die 
Literatur zu diesem Thema nahezu 
unüberschaubar geworden. 

Eine Literaturübersicht wie die von 
Rainer Schwarz vorgelegte Schrift 
"Chaos oder Ordnung?" bietet hier mit 
ihren "Abstracts" wesentlicher Arti­
kel bis etwa 1 993 eine wertvolle Orien­
tierungshilfe. Schwarz erläutert zu­
nächst ordnungstheoretische monetä­
re Ansätze zur Erklärung der Trans­
formation, widmet einen besonderen 
Abschnitt den Vergleichen zur deut­
schen Währungsreform von 1 948 und 
gruppiert dann seine Übersicht nach 
ausgewählten makroökonomischen 
und institutionellen Themenfeldern 
der Transformation, wie Währungs­
problematik, Wettbewerbsfähigkeit, 
Privatisierung, Sequenzing und Pro­
gnoseversuche. 

Der Natur eines Literaturüber­
blickes entspricht es natürlich, daß 
dabei bestimmte Aspekte immer wie­
der in fast gleichlautenden Formulie­
rungen referiert werden müssen. So 
wird in den Vergleichen zur Wäh­
rungsreform von 1948 mehrfach fest­
gehalten, daß 1 948 die Exportkraft 
Westdeutschlands durch einen günsti­
gen Wechselkurs gekräftigt wurde, 
während die ostdeutsche Wirtschaft 
am 1. Juli 1990 einen Aufwertungs-
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schock von 400 bis 500 Prozent ver­
kraften mußte. 

"Während 1 948 die Industriepro­
duktion in Westdeutschland daher 
binnen eines halben Jahres um mehr 
als 50 Prozent anstieg, ist sie in Ost­
deutschland trotz massiver Subventio­
nen zunächst einmal um 50 Prozent 
gesunken. "  (H. Schmieding) . Natür­
lich waren 1 948 marktwirtschaftliche 
Grundstruktur und privates Unter­
nehmertum weitgehend intakt und nur 
von den Regulativen der NS-Diktatur 
überdeckt, was auch in der Literatur 
öfters hervorgehoben wird (und den 
Vergleich in seiner Gültigkeit stark re­
duziert). Die Westdeutschen hatten 
1948 zudem keine Möglichkeit, abzu­
wandern - was sich hier 1 990 bei offe­
nen innerdeutschen Grenzen abge­
spielt hätte, wären die ostdeutschen 
Einkommen über einen "realistische­
ren" Wechselkurs entsprechend der 
Situation in Tschechien oder Ungarn 
auf ein Siebentel bis ein Zehntel der 
westdeutschen Einkommen fixiert 
worden, kommt in der Literaturüber­
sicht allerdings nur am Rande zur 
Sprache. 

Rainer Schwarz bemüht sich zwar, 
die durchgearbeitete Literatur mit 
großer Fairneß in ihrem Grundgehalt 
wiederzugeben, bringt aber auch - vor 
allem in der Diskussion des Eucken­
schen Ansatzes und in seinen "Schluß­
betrachtungen" - seine eigenen Auf­
fassungen zum Ausdruck: So lobt 
Schwarz vor allem Euckens Warnun­
gen vor "unrealistischem Doktrinaris­
mus" ,  hebt hervor, daß die Liberalisie­
rung des Außenhandels der Bundesre­
publik und die Einführung der 
Währungskonvertibilität ein langjäh­
riger, gradualistischer Prozeß waren. 
Auch eine gewisse Sympathie für eine 
"Weichwährungslösung" mit mögli­
cherweise längerfristigem Übergang 
bis zur endgültigen Wiedervereini­
gung scheint gelegentlich durch. 

Auch ein sehr ausführliches Zitat 
von N oe erscheint ganz nach dem Ge­
schmack von Schwarz. Noe verweist 
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darauf, daß - zu Ludwig Erhards Zei­
ten! - aus Kriegswirtschaftsbetrieben 
entstandenes industrielles Bundesver­
mögen (VEBA, Viag, Lufthansa, VW 
etc.) zunächst mit viel Geld aus der 
Bundeskasse zu wettbewerbsfähigen 
Einheiten entwickelt wurde und dann 
erst höchst graduell privatisiert wur­
de. Ein neues industrielles Bundesver­
mögen sei "die letzte Chance, den un­
verzichtbaren industriellen Kern der 
DDR-Wirtschaft durch die nächsten 
Jahre zu bringen" .  

Was die (absehbaren) katastrophalen 
Folgen der Währungsunion auf die 
DDR-Wirtschaft betrifft, kann sich 
Schwarz natürlich auf Autoritäten wie 
Graf Lambsdorff und den ehemaligen 
Bundesbankpräsidenten Pöhl stützen. 
Daß (nach L. Hoffmann) die Ex­
DDRler bis 1993 vermutlich etwa 100 
Milliarden DM für (West-)PKW ausga­
ben - was in etwa ihren Sparguthaben 
entsprach, die sie in die Währungs­
union einbrachten - ist ebenso als Indiz 
einer gewissen Irrationalität der ge­
wählten Transformationslösung, die 
einen "Kaufrausch" begünstigte, anzu­
sehen. Dennoch wäre hier vielleicht 
manches soziologisch und politolo­
gisch differenzierter zu argumentieren: 
Es gibt auch wirtschaftliche Unsinnig­
keiten, die politisch Sinn machen. 

Auch in seiner "Schlußbetrachtung" 
präzisiert Schwarz hierzu unter ande­
rem, daß die westdeutsche Währungs­
konvertibilität de facto 1953 (und voll­
ständig 1958) erzielt wurde, und daß 
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die Teilprivatisierung von VW erst 
1960 erfolgte. Dies kontrastiert er mit 
dem "Bilderbuch der heutigen ord­
nungstheoretischen Apologeten der 
Transformation" , die sofort auf knap­
pes Geld, Privatisierung, Gewerbefrei­
heit, freie Preise und Liberalisierung 
des Außenhandels drängen - wobei 
Schwarz nicht ohne Ironie feststellt, 
einer der Hauptvertreter dieser fünf 
Prinzipien, Jeffrey Sachs, habe bei der 
Weltbankkonferenz 1994 in "bemer­
kenswerter Kehrtwendung" einen 
"starken Staat" (in Rußland) gefor­
dert, der von den reichen Industrie­
staaten zu finanzieren sei. 

Das unprätentiöse kleine Büchlein 
von Schwarz ist ein nützlicher Ar­
beitsbehelf, das die ökonomische Lite­
ratur zur Wiedervereinigung bis etwa 
1993 gut erschließt. Vielleicht wäre es 
noch interessanter geworden, hätte 
der Autor ausführlicher und expliziter 
die Gelegenheit wahrgenommen, seine 
eigenen Themen deutlich zu machen. 
Dabei währen sicherlich auch die typi­
schen Differenzen zwischen der Lage 
der DDR und jener in den anderen 
Reformländern (auf die sich etwa 
Kornais Transformationsüberlegun­
gen vorrangig beziehen) stärker her­
auszufiltern gewesen, als dies in der 
vorliegenden Publikation möglich 
war. Eine "tschechische Option" wäre 
der DDR politisch und ökonomisch 
vermutlich jedenfalls kaum offenge­
standen. 

Robert Schediwy 
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PARADIGMENWECHSEL IN DER 
TECHNOLOGIEPOLITIK 

Rezension von: Georg Aichholzer, 
Gerd Schienstock (Hrsg.), Technology 

Policy. Towards an Integration of 
Social and Ecological Concerns, 

Walter de Gruyter, Berlin/New York 
1994, 4 1 8  Seiten, DM 188 ,-. 

Ausgangspunkt der Überlegungen 
in diesem Sammelband ist der in 
technologiepolitisch/wissenschaftlichen 
Kreisen zur Legende gewordene 
"Sundqvist Report" der OECD im 
Jahr 1988 ("New Technologies in the 
1 990s").  Darin wird ein radikaler Pa­
radigmenwechsel in der Technologie­
politik gefordert. Die OECD-Studie 
geht davon aus, daß der technische 
Fortschritt kein - wie bis dahin ange­
nommen - von außen vorgegebener, 
also exogener Faktor ist, sondern ein 
von der Gesellschaft beeinflußbarer 
endogener Faktor. Dies besagt nichts 
anderes, als daß der technische Fort­
schritt gestaltbar ist, und weil er ge­
staltet werden kann, auch die sozialen 
und ökologischen Folgen abgeschätzt 
werden müßten. 

Ein wesentlicher Aspekt innerhalb 
des "sozialen Faktors" einer Innova­
tion ist die Frage der Einbindung der 
Beschäftigten bei Implementierung 
neuer Technologien im Unternehmen. 
Spätestens seit dem SPRINT-Work­
shop im Dezember 1 994 in Luxemburg 
ist die Einbindung von Arbeitnehmern 
und -innen in betriebliche Innova­
tionsprozesse wieder einmal zum Ge­
genstand ernsthafter Diskussion ge­
worden. Die Arbeitnehmereinbin­
dung, wie sie heute diskutiert wird, 
hat relativ wenig mit früheren "Uto­
pien" wie "Demokratie am Arbeits-
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platz" oder Partizipation schlechthin 
zu tun. Vielmehr beruht sie auf der Er­
kenntnis, daß Innovation keine rein 
technische Determinante ist, sondern ­
ganz im Gegenteil - mit zunehmender 
Automatisierung im Betrieb die orga­
nisatorische Innovation immer wichti­
ger wird. Hiebei dürfte es für das Un­
ternehmen von Vorteil sein, die unmit­
telbar Betroffenen, also die Beschäf­
tigten, in den Implementierungsprozeß 
einzubeziehen, oder wie Richard Bad­
harn in seinem Beitrag treffend formu­
liert: "sophisticated and flexible tech­
nology requires sophisticated and fle­
xible users" .  

Gemeint ist damit nicht nur höhere 
Qualifikation, sondern auch höhere 
Motivation und Verantwortung. Auch 
die Redewendung "no CIM without 
HIM" geht in diese Richtung. Badharn 
stellt hierzu konkrete Überlegungen 
an. Seiner Meinung nach ist die Einbe­
ziehung von Beschäftigten bzw. ihren 
Vertretern wesentlich für den Innova­
tionsprozeß im Betrieb. Dazu bedarf es 
allerdings staatlicher Hilfestellungen 
sowohl auf finanzieller als auch auf 
gesetzlicher Ebene. Beispielsweise 
sollten Arbeitnehmervertreter die 
Möglichkeit erhalten, die Dienste von 
externen Technologieberatern in An­
spruch zu nehmen, sich auf dem Ge­
biet der Innovation weiterzubilden, 
innerhalb der Arbeitszeit Vorschläge 
auszuarbeiten u. a. m. Darüber hinaus 
sollte der Staat auch gewerkschafts­
nahe bzw. gewerkschaftseigene Insti­
tutionen finanzieren, die den Arbeit­
nehmervertretern Information, Aus- u. 
Weiterbildung, Beratung u. ä. bieten 
können. Weiters sollte die staatliche 
F & E- und Investitionsförderung von 
Unternehmen an eine Verpflichtung 
zur Einbeziehung der Beschäftigten 
geknüpft werden. 

Derartige Überlegungen werden 
auch derzeit in Österreich angestellt. 
Im Rahmen des Innovations- u. Tech­
nologiefonds (ITF) existiert bereits seit 
einiger Zeit ein Modell zur Einbin­
dung der Beschäftigten in den betrieb-
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liehen Innovationsprozeß. Im Bereich 
der Förderung der Anwendung neuer 
Technologien (flexible Automation) 
werden Förderungen nur dann verge­
ben, wenn die Beschäftigten bzw. der 
Betriebsrat in den Innovationsprozeß 
entsprechend eingebunden wurden. 
Auf Initiative von ÖGB und Bundesar­
beitskammer wurde erst kürzlich - un­
ter Federführung des BMwA und des 
BMöWV - eine ITF-Arbeitsgruppe ini­
tiiert, die sich mit der Umsetzung wei­
terführender Überlegungen, wie zum 
Beispiel einer Förderung der Betriebs­
räteberatung im Innovationsfall, be­
faßt. 

Überhaupt geht der Trend der "neu­
en" Technologiepolitik mehr in Rich­
tung einer Forcierung der sogenannten 
"software" .  So hat der Stellenwert der 
diffusions- bzw. transferorientierten 
Technologiepolitik zweifellos - auch 
in Österreich - an Bedeutung gewon­
nen. Begriffe wie Technologieanwen­
dungsförderung, F & E-Infrastruktur­
förderung u. a. m. sind auch in Öster­
reich keine Fremdwörter mehr, wenn 
auch die dafür zur Verfügung stehen­
den Mittel eher sehr bescheiden sind. 
Bei uns dominiert nach wie vor die 
"traditionelle" Forschungsförderung 
(obwohl auch diese international gese­
hen keinen hohen Stellenwert ein­
nimmt). 

Der Feststellung, daß die Rahmen­
bedingungen, welche Technologiedif­
fusion behindern oder fördern, von 
größerer Bedeutung sind als die direk­
te oder indirekte Forschungs- und 
Technologieförderung, kann nur zuge­
stimmt werden. Allerdings sind Ein­
flüsse von zum Beispiel mangelhaft 
qualifiziertem Personal oder Manage­
ment bzw. einer der Technologie nicht 
augepaßten Arbeitsorganisation kaum 
quantifizierbar, und in internationa­
len Vergleichen arbeitet man mit 
"facts" ,  die jedem Land einen gewis­
sen Stellenwert zuordnen, eine quali­
tative Aussage jedoch vermissen las­
sen. Dennoch sagen quantitative An­
gaben, wie zum Beispiel die Höhe der 
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Mittel , die ein Staat bereit ist, für For­
schung und Technologie auszugeben, 
einiges über deren Stellenwert in ei­
nem bestimmten Land aus; genauso 
wie die entsprechenden Ausgaben der 
Wirtschaft etwas über den Stellenwert 
von Forschung und technologischer 
Entwicklung in den einzelnen Unter­
nehmen aussagen. Insofern ist es be­
rechtigt, die eher unterdurchschnittli­
che Position Österreichs sowohl bei 
den wirtschaftsbezogenen For­
schungsförderungsausgaben der öf­
fentlichen Hand als auch bei den 
F & E-Ausgaben des Unternehmens­
sektors zu beklagen. Im Expertenent­
wurf des Technologiepolitischen Kon­
zeptes der Bundesregierung (1994) 
spielt der Begriff "Diffusionsorientie­
rung" bereits eine tragende Rolle. Als 
zentrale Bestimmungsgröße der "Ad­
optionsfähigkeit" werden darin die 
Management-, Strategie- und Organi­
sationskapazitäten der Unternehmen, 
das Ausmaß firmeninterner Innovati­
onsaktivitäten, die Qualifikation der 
Beschäftigten und die Fähigkeit, ex­
terne Ressourcen im Innovationspro­
zeß zu nutzen (Netzwerkfähigkeit), ge­
nannt. 

Auch Charles Edquist, kein Unbe­
kannter in der technologiepolitischen/ 
wissenschaftlichen Szene, geht näher 
auf die Bedeutung der Diffusion in der 
Technologiepolitik ein. Er unterschei­
det dabei zwischen der Angebots- und 
der Nachfrageseite. Wie Badharn be­
tont auch er die Strategie des Techno­
logietransfers und stellt dabei das 
schwedische Modell der "technical 
attaches" , die in den technologisch 
führenden Staaten Büros betreiben 
und die Aufgabe haben, Kenntnisse 
über neueste technologische Entwick­
lungen im Ausland in Schweden zu 
verbreiten, vor. Diese angebotsseitige 
Maßnahme soll den schwedischen Un­
ternehmen zeigen, welche Technola­
gien weltweit verfügbar sind (oder zu­
mindest existieren) .  Darüber hinaus 
sollten die heimischen Firmen zu Ko­
operationen mit technologisch führen-
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den ausländischen Unternehmen an­
geregt werden. Laut Edquist stammt 
der Großteil der neuen Schlüsseltech­
nologien, die in Schweden verfügbar 
sind, aus dem Ausland. Auch Badharn 
betont, daß insbesondere kleinere 
Volkswirtschaften die Strategie der 
technologischen Adoption gegenüber 
der technologischen Führerschaft be­
vorzugen (zwangsläufig - müßte man 
hinzufügen; weiters muß noch ange­
merkt werden, daß Schweden, im Un­
terschied zu Österreich, über große 
multinationale Konzerne verfügt, die 
durchaus imstande sind, neue techno­
logische Entwicklungen auch umzu­
setzen) und daher nationale Fähigkei­
ten auf dem Gebiet der Evaluierung 
(und Auswahl), Anpassung und (Wei­
ter-)Entwicklung ausländischer Tech­
nologien gefördert werden. Badharn 
nennt diesen Prozeß "socio-economic 
innovation" . Für Edquist hat daher 
eine diffusionsorientierte Technolo­
giepolitik einen höheren Stellenwert 
als die traditionelle F & E-Förderung, 
wobei er aber gleichzeitig durch­
blicken läßt, daß diese Art von Tech­
nologiepolitik möglicherweise ohne 
größere staatliche Hilfestellung ("by 
itself" )  funktionieren kann. 

Ein wesentlicher Punkt in der in die­
sem Werk stattfindenden Diskussion 
ist daher der Stellenwert der (traditio­
nellen) Forschungs- und Technologie­
förderung. Generell läßt sich sagen, 
daß die Sinnhaftigkeit der "traditio­
nellen" projektbezogenen Beihilfen 
grundsätzlich nicht bestritten wird, 
jedoch eine gewisse Neuorientierung 
(Paradigmenwechsel) festgestellt und 
auch empfohlen wird (siehe Diskus­
sion weiter oben). 

Als weiterer wesentlicher Punkt, so­
wohl die Diffusion als auch Forschung 
und technologische Entwicklung be­
treffend, wird die Nachfrage des öf­
fentlichen Sektors gesehen - vor allem 
auch in Kombination mit Gesetzen, 
Steuern und Förderungen, womit auch 
die private Nachfrage beeinflußt wer­
den kann (Edquist führt hier zahlrei-
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ehe Beispiele an). Sieht man von der 
militärischen Nachfrage ab, muß an 
dieser Stelle angemerkt werden, daß 
aufgrund der heutigen Ausschrei­
bungsbedingungen in der Europäi­
schen Union und der rasant zuneh­
menden Privatisierung öffentlicher 
Unternehmen in zahlreichen europäi­
schen Ländern der Spielraum dieser 
Politik ziemlich eng geworden ist und 
auch immer enger wird. In Österreich 
ist die Diskussion um Versäumnisse in 
der öffentlichen Beschaffungspolitik 
(Bahn, Post) gerade aktuell. Viele eu­
ropäische Länder sicherten ihre Inter­
essen durch langfristige Verträge, 
Normenpolitik u. ä. ab. In Österreich 
geschah dies nicht - zumindest nicht 
im erforderlichen Ausmaß. Das Auf­
brechen geschützter Märkte - bedingt 
durch EWR und EU - brachte daher 
Teilbereiche der Österreichischen In­
dustrie in (teilweise erhebliche) 
Schwierigkeiten. 

Das Buch "Technology Policy" bie­
tet mit seinen zahlreichen Beiträgen 
zu verschiedenen Ansätzen in der 
Technologiepolitik ein breites Diskus­
sionsspektrum, das sich nicht auf Fra­
gen der Technologiefolgenabschät­
zung/Ökologie beschränkt (wie der 
Untertitel vermuten ließe), sondern 
generell viele wesentliche Fragen der 
Technologiepolitik anschneidet und 
zum Teil sehr ausgiebig diskutiert. 
Dabei werden auch zahlreiche natio­
nale Technologiepolitik-Systeme/ 
-Modelle präsentiert und wird letzt­
lich auch auf die Besonderheit Öster­
reichs als Land, wo die Technologie­
politik von den Sozialpartnern mitge­
prägt wurde, eingegangen: Die Rolle 
der Österreichischen Sozialpartner 
wird vom Autorenkollektiv Aichhol­
zer, Martinsen und Melchior 
grundsätzlich als wichtige und positi­
ve Ergänzung zu Regierungspolitik 
und Marktmechanismus gesehen. 
Bemängelt wird jedoch der verspätete 
aktive Einstieg der Sozialpartner in 
die Technologiepolitik (erst ab Mitte 
der achtziger Jahre) und das im Ver-
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gleich zu anderen Aktionsfeldern der 
Sozialpartner, wie zum Beispiel der 
Einkommenspolitik, relativ geringe 
Engagement. Dazu muß allerdings ge­
sagt werden, daß erstens die Sozial­
partner wesentlich zur Initiierung der 
Fundamente der heutigen Österreichi­
schen Forschungs- und Technologie­
politik - wie zum Beispiel der Grün­
dung des Forschungsförderungsfonds 
für die gewerbliche Wirtschaft - bei­
getragen haben und zweitens in den 
sechziger und siebziger Jahren die 
Forschungs- und Technologiepolitik 
generell nicht den Stellenwert der 
heutigen Zeit hatte. Die Aktivitäten 
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der Sozialpartner waren in erster Li­
nie industriepolitisch motiviert - also 
auf Wachstum und Beschäftigung be­
zogen. Auch hier hat ein Umdenkpro­
zeß stattgefunden, welcher aber kei­
neswegs im Gegensatz zu den bisher 
verfolgten Zielen steht. Überlegungen 
und Aktivitäten in Richtung einer In­
tegration von sozialer und ökologi­
scher Orientierung in die Technologie­
politik kamen vor allem aus Kreisen 
der Österreichischen Wissenschaft, die 
damit sowohl den Sozialpartnern als 
auch der Regierung wichtige Impulse 
lieferten. 

Miron Passweg 
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IBM, ODER: WIE SCHWER SICH 
EIN KOLOSS MIT SCHNELLEN 

ENTSCHEIDUNGEN TUT 

Rezension von: Charles H. Ferguson, 
Charles R. Morris, Computerschlach­

ten - Überlebensstrategien in der 
weltweit wichtigsten Industrie, 

Campus Verlag, Frankfurt/Main, 
298 Seiten, öS 531 ,-. 

Das vorliegende Werk erschien 1993 
mit dem Titel "Computer Wars" in den 
USA, 1 994 in der Übersetzung von 
Margit Popp und mit einem Nachwort 
von Susanne Müller-Zantop in Euro­
pa. Es ist kein wissenschaftliches 
Werk, sondern beruht auf der offen­
sichtlich umfassenden Kenntnis der 
Autoren über die Computerindustrie 
in Amerika und einer Fülle von Inter­
views, anhand derer die Autoren die 
Geschichte rekonstruieren und in der 
Folge eine optimale Gewinnstrategie 
für die Computerunternehmen zu ent­
wickeln versuchen. 

Etwas abweichend vom Titel steht 
über weite Strecken des Buches IBM 
im Mittelpunkt, vor allem die Ent­
scheidungen im Zusammenhang mit 
dem PC-Bereich. Alle anderen Markt­
teilnehmer werden quasi vor diesem 
Hintergrund behandelt. 

Aber es tut dem Buch keinen Ab­
bruch, seine Botschaft an dieser - im 
erzählerischen Sinn des Wortes - Ge­
schichte "aufzuhängen" .  Beim Lesen 
wird man im Nu in die faszinierende, 
aufregende und spannende Welt der 
schnellstlebigen Branche unserer In­
dustriegesellschaft versetzt. Man 
meint, direkt von den Entscheidungen 
oder Unterlassungen der handelnden 
Personen betroffen zu sein und steht -
angeregt durch die scharfsinnigen 
Analysen der beiden Autoren - der 
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Fülle von Fehlentscheidungen diverser 
IBM-Manager fassungslos gegenüber. 

Die beiden Autoren beherrschen 
ihren Stoff und verstehen ihn auch 
faszinierend zu erzählen. Nicht um­
sonst gelten sie in Amerika zu den 
führenden Analytikern der Hochtech­
nologiebranche und betätigen sich er­
folgreich als Berater vieler westlicher 
Spitzenunternehmen und Autoren 
mehrerer Bücher. 

Ferguson und Morris analysieren die 
Entwicklung unter folgenden Annah­
men: Nach ihren Angaben beschäftigt 
die Computerindustrie in den USA 
mehr als 400.000 Menschen und setzt 
weltweit mehr als 200 Mrd. US-Dollar 
um, die Elektronikindustrie insgesamt 
übrigens rund 800 Mrd. US-Dollar. 
Sie gehen davon aus, daß die Compu­
terindustrie aber nicht nur ein enorm 
wichtiger Bereich ist. Ferguson und 
Morris - und darüber läßt sich wohl 
trefflich streiten - meinen darüber 
hinaus, daß die gesamte Wettbewerbs­
fähigkeit eines Landes von der Lei­
stungsfähigkeit seiner Computerindu­
strie abhängt: "Ein Versagen bei Com­
putern bedeutet ein Versagen auf allen 
Gebieten. "  

Meiner Ansicht nach ist das eine 
übertriebene Sicht der Bedeutung die­
ser Branche und eine Unterschätzung 
der Bedeutung der globalen Welthan­
delsvernetzung, aber auch von globa­
ler technologischer Vernetzung, Tech­
nologietransfer und Technologiedif­
fussion. Dies ist eine ebensolche Über­
schätzung eines bestimmten Sektors 
wie die einiger österreichischer Exper­
ten, die meinen, die Österreichische 
Wettbewerbsfähigkeit wird vorrangig 
von einer verstärkten Teilnahme 
Österreichs an diversen Raumfahrt­
programmen bestimmt. 

Nun aber zum eigentlichen Inhalt 
des Buches. Es gliedert sich in drei 
große Teile, die in sich in mehrere Ka­
pitel unterteilt sind. Vom logischen 
Aufbau her beginnt man beim Beson­
deren ("Der Niedergang von IBM") 
und leitet vornehmlich anhand dieses 
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Beispiels allgemeine Strategieempfeh­
lungen für Unternehmen und sogar 
Politikempfehlungen ab. Dies ist wis­
senschaftlich nicht gerade unanfecht­
bar - aber das war wohl auch nicht die 
Absicht. 

Die IBM-Geschichte beginnt etwa 
mit dem Rückzug von Tom Watson jr. 
aus der Unternehmensleitung im Jahr 
1970 und dem Aufstieg von Frank 
Cary zum Vorstandsvorsitzenden und 
John Opel zum Aufsichtsratsvorsit­
zenden bzw. mit der Entscheidung der 
Unternehmensleitung, eine brandneue 
Technologiegeneration mit einem Pro­
jekt einzuführen, das sie F/S oder "Fu­
ture Systems" nannten. Damit sollte 
der damals für IBM typische 5jährige 
Entwicklungszyklus bei den Main­
frame-Computergenerationen verlas­
sen werden. Ursachen dieser Entschei­
dung waren die weltweite Rezession, 
rückläufige Gewinnmargen bei IBM 
und drastische Prognosen der Ent­
wicklung des Computermarktes, wie 
er sich damals darstellte. Daher wollte 
IBM mit F/S den Computermarkt ver­
ändern und den Computer zu einem 
allgegenwärtigen Hilfsmittel machen. 

Aber F /S war zu ehrgeizig, ver­
schlang eine Unmenge Ressourcen, 
verhinderte die "normale" Weiterent­
wicklung des damaligen " System 370"  
und war letztlich ein Mißerfolg. Viele 
der Arbeiten und Ideen, die damals, 
Anfang der siebziger Jahre, bearbeitet 
wurden, gehören erst heute zum neue­
sten Stand der Technik oder sind gar 
noch im Laborstatus. Der Mißerfolg 
des FIS-Projektes war nach Ansicht 
der Autoren zum erheblichen Teil für 
tiefgreifende Einstellungsänderungen 
im Management verantwortlich. Die 
Macht ging langsam an die einzelnen 
Geschäftsbereiche über, die eindeutige 
Interessen an eingeführten Methoden 
und Produkten - und an den mit ihnen 
dokumentierbaren Erfolgen und Ver­
käufen - hatten. Bei F /S geschah es 
das letzte Mal, daß versucht wurde, so­
eben etablierten Produkten mit eige­
nen neuen Produkten Konkurrenz zu 
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machen und sie durch eine zentral ge­
steuerte Technologieinitiative heraus­
zufordern. 

Trotz der formellen Übernahme der 
Verantwortung durch die einzelnen 
Geschäftsbereiche blieb aber der ur­
sprüngliche zentrale Managementap­
parat bestehen. Die Folge war eine 
Paralysierung, das Entstehen einer 
Koordinierungs- und Beratungsma­
schinerie und der Übergang von stra­
tegischem Vorgehen zu einer V erwal­
tung der Prozesse. "Erstmalig duldete 
IBM Nieten und Speichellecker an der 
Spitze" - so brachte es einer der frühe­
ren Topmanager in einem der Inter­
views drastisch zum Ausdruck. Fergu­
son/Morris sprechen von einem heim­
lichen Vietnam für IBM. 

Dargestellt werden die Folgen dieser 
Entscheidungsschwächen an einigen 
Technologien, deren Einsatz bzw. Ver­
wertung verschleppt wurde: etwa dem 
qualvollen hin und her bei einer der 
bedeutendsten Technologien der jüng­
sten Computergeschichte, der RISC­
Technologie, die IBM als erste besaß, 
aber zwanzig Jahre lang ineffektiv 
verwertete. 

Ein Wermutstropfen, gerade bei der 
Lektüre dieses Teils des vorliegenden 
Buches, ist eine wahre Flut von techni­
schen Begriffen, abstrakten Produkt­
namen und anderen Bezeichnungen, 
die schon als solche den "Nicht-Insi­
der" überaus fordern, aber noch ver­
stärkt werden durch fehlende, verspä­
tete oder schwer verständliche Er­
klärungen der Begriffe. 

So erfährt man über den Begriff 
RISC vorerst nur, daß er die Abkür­
zung des Begriffs "Reduced Instruc­
tion Set Computing" und einen neuen 
Denkansatz in der Computerkon­
struktion darstellt. Erst Seiten später 
(S 23) wird näher darauf eingegangen 
(auch für Laien?) : " . . .  konzentrierte 
sich John Cocke auf die Konstruktion 
schnellerer Prozessoren . . .  stellte da­
bei fest, daß die wachsende Komple­
xität der Instruktionssätze einen be­
trächtlichen Teil der Verarbeitungs-
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zeit verschlang und die Rechnerlei­
stung bedenklich herabsetzte. Cocke . . .  
richtete nun sein ganzes Augenmerk 
auf den Instruktionssatz. Wenn er ihn, 
so fand er heraus, erheblich verein­
fachte und so abstimmte, daß jede In­
struktion in nur einem Taktzyklus 
ausgeführt würde, könnten Computer 
viel schneller laufen. Anstatt einer 
komplexen Instruktion wie "Fahre zur 
Ecke, halte beim Stoppschild und bie­
ge dann ab" arbeitet ein RISC-Prozes­
sor mit einer Folge von einfachen In­
struktionen, die in einem Zyklus aus­
geführt werden können: "Fahre, fahre, 
halte, biege ab, fahre. "  - Man beachte 
an dieser Passage die auch sonst ab 
und zu auffallende mangelhafte Über­
setzung. 

Leider erfährt man auch relativ we­
nig über die Geburtsstunde des PC, 
abgesehen davon, daß die Hoca-Raton­
Gruppe (ein IBM-Forschungszentrum) 
" . . .  diese harmlose kleine Box in einem 
Blitzprojekt zusammengeschustert 
hatte" und dies nur möglich war, weil 
sie keiner der anderen Produktgrup­
pen in die Quere kam. Umso mehr 
wird aber in der Folge über eine endlo­
se Reihe fehlerhafter oder mangelhaf­
ter Entscheidungen im Zusammen­
hang mit dem PC-Bereich berichtet, 
die zur Folge hatten, daß IBM die Kon­
trolle sowohl über den Markt als auch 
über die technologische Entwicklung 
verlor, welche an Microsoft, Intel und 
die Klonen-Hersteller wie etwa Com­
paq ging. Ausführlich und sehr span­
nend wird die Entwicklung der Bezie­
hungen zu Intel und Microsoft darge­
stellt. Nebenbei sei erwähnt, daß eine 
der Voraussagen der Autoren im Ab­
schnitt über die zwiespältigen Bezie­
hungen IBMs zu Microsoft, nämlich, 
daß "Bill Gates alle Chancen hat, der 
reichste Mann zu werden, den es je auf 
der Welt gegeben hat" ,  bereits einge­
troffen ist. 

Mit dem Debakel des neuen PS/2 
PCs und der OS/2-Software war Ende 
der achtziger Jahre klar, daß IBM die 
Kontrolle über alle vier wichtigen PC-
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Standards verloren hatte, das heißt 
den Mikroprozessor, das Betriebssy­
stem, den Bus und das Grafiksystem. 
Der Anteil des Unternehmens am PC­
Markt rutschte beständig von rund 50 
Prozent im Jahr 1 984 auf etwa 1 5  Pro­
zent im Jahr 1992 ab - und dies bei ei­
nem immer wichtiger werdenden dy­
namischen Markt, der den Bereich der 
Mainframes bei weitem in den Schat­
ten stellte. 

Im zweiten Teil des Buches werden 
die nach Ansicht der Autoren relevan­
ten Mitspieler um die Vorherrschaft 
auf dem Computermarkt der neunzi­
ger Jahre besprochen. Diese lassen 
sich demzufolge grob in drei Gruppen 
einteilen: die großen westlichen Un­
ternehmen, die von Beginn an den 
Großrechnermarkt beherrschten (z. B. 
IBM, DEC), die j apanischen Elektro­
nikkonzerne (Fujitsu, Hitachi, Toshi­
ba, NEC) , und die Unternehmen, wel­
che die Autoren die "dritte Kraft" 
nennen (Microsoft, Intel, Sun, Ado­
be . . .  ) und oftmals im kaliforniseben 
Silicon Valley ansässig sind. 

Genau dieser Gruppe geben die Au­
toren aufgrund ihrer Strategie die be­
sten Chancen im Wettbewerb um die 
Computerindustrie. Nach einer Skizze 
der elementaren Strategieelemente der 
drei Wettbewerbsgruppen und einer 
Analyse der grundlegenden Anforde­
rungen und besonderen Eigenheiten 
des Computermarktes kommen sie 
zum Schluß, daß gerade der " Silicon­
Valley-Unternehmenstyp" am besten 
mit den Erfordernissen in Überein­
stimmung zu bringen ist. 

Wie erklären sie diese Vermutung? 
Der entscheidende Kampf um die 

Vorherrschaft spielt sich im Computer­
bereich um einen Komplex von Stan­
dards und Regeln ab, der Architektur 
genannt wird. Um diese Standards und 
Regeln baut sich ein umfassendes Sy­
stem von entsprechenden Hard- und 
Softwareprodukten auf. Ein paar An­
bieter legen dabei die Standards und 
Protokolle fest, nach denen sich die an­
deren richten müssen - sie kontrollie-
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ren bestimmte spezifische Teile der Ar­
chitektur des Gesamtsystems. Alle an­
deren Zulieferer sind in der Rolle von 
Gebrauchsgüterherstellern. 

Ein modernes Computernetzwerk 
setzt sich aus mehreren Ebenen zu­
sammen, nämlich dem Netzwerk 
selbst, den an das Netzwerk ange­
schlossenen Computern und Periphe­
riegeräten (wie z. B. Drucker) , und 
zum dritten den Komponenten und 
Subsystemen in den Computern und 
Peripheriegeräten. Das Gesamtsystem 
ist im Prinzip offen und modular auf­
gebaut. Die entscheidenden Standards 
sind nicht von internationalen oder 
staatlichen Normgebern festgesetzt, 
sondern sind das entscheidende Wett­
bewerbsfeld und werden letztlich von 
Privatunternehmen kontrolliert. Bei 
PCs zum Beispiel kontrollieren Micro­
soft mit seinem DOS-Betriebssystem 
und Intel, das die meisten der xx86-
Mikroprozessoren liefert, zwei der be­
deutenderen Architekturstandards. 

Dieses Wettbewerbsumfeld defi­
niert, und da haben die Autoren unbe­
streitbar recht, völlig andere Erfolgs­
kriterien als der Wettbewerb in Berei­
chen, deren Standards staatlicherseits 
vorgegeben oder in langwierigen inter­
nationalen Verhandlungen festgelegt 
werden (z. B. Faxnorm und Fern­
sehnormen) . Anders als beim Wettbe­
werb am Gebrauchsgütermarkt, wo ei­
ne solide, kostengünstige Herstellungs­
technologie entscheidend ist, zählt am 
Computermarkt die Kontrolle von Ar­
chitekturen durch schnelle Innovation, 
Konzeptualisierung und flexibles De­
sign, neben einem gerütteltem Maß an 
solider Grundlagenforschung. Beson­
ders die ersten Punkte werden im Ver­
gleich von den neuen, kleinen Unter­
nehmen des "SilikonValley-Typs" er­
füllt, welche nahezu ausschließlich in 
den USA anzutreffen sind. 

Da Ferguson/Morris davon ausge­
hen, daß sich in Zukunft manche der 
Eigenschaften der Computerindustrie 
zusehends auch in die Gebrauchsgü­
terindustrie übertragen werden (im-
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mer mehr Chips in Fernsehgeräten, 
Autos . . .  ), sagen sie der amerikani­
schen Industrie bei entsprechendem 
strategischen Verhalten gute Chancen 
gegen die j apanische Industrie voraus. 
Konsequenterweise wird daher der 
zukünftige Erfolg dadurch bestimmt, 
wie weit es gelingt, das Silicon-Valley­
Modell auch in den entsprechenden 
Geschäftsbereichen der "alten" Un­
ternehmen zu implementieren und mit 
den Erfordernissen schlanker Produk­
tion zu koppeln. 

Um die ausführlichen und sich teil­
weise bereits wiederholenden Aus­
führungen der Autoren zu diesem Mo­
dell zumindest der Idee nach darzu­
stellen, seien einige Stichworte ge­
nannt: Wie es im Wettbewerb zentral 
um die Beherrschung einer Architek­
tur geht, so soll auch die Unterneh­
mensorganisation danach aufgebaut 
sein: als Zentrum die Kerndesign- und 
-entwicklungsgruppe, die den Archi­
tekturstandard festsetzt und kontrol­
liert und so klein wie nur irgend mög­
lich gehalten werden soll; darum her­
um entsprechende Satellitengruppen, 
die über möglichst genau definierte 
Schnittstellen parallel ein Spektrum 
an weiteren Entwicklungsarbeiten ab­
decken. Es entsteht eine natürliche 
Hierarchie gemäß der Bedeutung und 
Leistung der Entwicklungsgruppen. 
Außerhalb der eigentlichen Projektar­
beit gibt es nur wenige Mitarbeiter, die 
gewöhnlich als Handlanger der Ent­
wicklungsarbeit eingesetzt werden. 
Rang, Amt, Alter, Status, Prestige sind 
völlig gleichgültig - alles ist der Lei­
stung untergeordnet. Dies soll wohl 
auch eine der Hauptbotschaften des 
Buches sein! Dahingehend auch die 
Empfehlung an alle Personalabteilun­
gen, schmackhaft gemacht am Beispiel 
Microsoft: Entlohnung an Rentabilität 
oder Aktienkurse koppeln. Folge: Tau­
send Microsoft-Mitarbeiter sind Wert­
papiermillionäre (offen gelassen wird, 
ob in Schilling oder Dollar); Mitarbei­
ter der Entwicklungsprojekte beurtei­
len sich alle sechs Monate gegenseitig: 
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die fünf Prozent mit der niedrigsten 
Bewertung werden gefeuert ! 

Im dritten und letzten Teil des Bu­
ches werden die Aussichten und Chan­
cen der verschiedenen Technologien 
und Akteure eingeschätzt. Es ist hier 
nicht der Platz , um die Marktspekula­
tionen im einzelnen darzustellen 
(HDTV, Videospiele, Multimedia . .  .) 
bzw. zu kommentieren. Kurz zusam­
mengefaßt wird nach Ferguson/Mor­
ris, ebenso wie bei anderen Autoren, 
die Informationstechnologieindustrie 
eine weiter schnell wachsende sein 
und in immer weitere Bereiche hinein­
wachsen (Stichwort: Unterhaltungse­
lektronik). Sie wird einem halsbreche­
rischen technologischen Wandel un­
terworfen sein und sich dadurch auf 
die etablierten, pfründebesitzenden 
Unternehmen, deren Marktanteile auf 
einer Technologiegeneration von ge­
stern beruhen, extrem zerstörerisch 
auswirken. 

In diesem Zusammenhang machen 
sie sich konkrete Gedanken über die 
Zukunft von IBM und dessen optimale 
Organisationsstruktur aber auch 
stichwortartig über die einzuschlagen­
den Strategien der anderen amerika­
nischen Unternehmen auf diesem Ge­
biet. Erstaunlicherweise sehen die Au­
toren beim Wettbewerb der Compu­
terfirmen zwischen Amerika und Ja­
pan nicht die j apanischen Computer­
hersteller als größte Bedrohung, son­
dern eher Nintendo, Sega und Sony, 
die sich besser auf die Kontrolle von 
Software und Architektur verstehen. 
Nur am Rande kommen bei den Be-
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trachtungen die Europäer vor, die bei 
keiner der tragenden Computertech­
nologien eine wirkliche Rolle spielen. 
Die Autoren dürften aus dieser Sicht 
Recht haben, auch wenn Susanne Mül­
ler-Zantop in einem Nachwort ver­
sucht, die Ehre der europäischen Com­
puterindustrie zu retten. Ihr Versuch 
stützt sich sehr weitgehend auf Unter­
nehmen, die bestimmte Produkte recht 
erfolgreich entwickeln, anwenderspe­
zifische Software schreiben, oder gar 
reine Assemblingfirmen sind (Vobis, 
Escom). Ferguson/Morris analysieren 
im Kern allerdings die Bedeutung der 
Beherrschung von Architekturen für 
die Wettbewerbsfähigkeit - speziell 
für die Renditeentwicklung. 

Insgesamt gesehen würde ich mei­
nen, daß das Buch vor allem für Leser 
interessant ist, die ein gewisses com­
putertechnisches Vorverständnis mit­
bringen, ein Interesse an Firmenbio­
graphien haben und ein Fable für 
Strategiespiele. In dieser Hinsicht ist 
die Arbeit sicherlich vor allem auch 
für Manager anregend und lehrreich. 
Über weite Strecken hat man tatsäch­
lich den Eindruck eines Seminarteil­
nehmers, der mehr darüber erfährt, 
wie er am besten die eigenen (Unter­
nehmens-)Stärken auf Kosten der an­
deren umsetzt, wobei die menschli­
chen Aspekte ausschließlich als Ein-
satzkapital gesehen werden 
"Schlachten" müssen eben gewonnen 
werden! Mag sein, daß die Autoren 
tatsächlich die Wirklichkeit beschrei­
ben. 

Roland Lang 
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BRASILIEN: DIE WIRTSCHAFT­
LICHE KRISE DER GEGENWART 

UND IHRE HISTORISCHEN 
WURZELN 

Rezension von: Tulio Halperin 
Donghi, Geschichte Lateinamerikas. 

Von der Unabhängigkeit bis zur 
Gegenwart, Suhrkamp Taschenbuch 

st 2327,  Frankfurt am Main 1994, 
840 Seiten, öS 272 ,-; 

Manfred Wöhlcke, Brasilien. 
Diagnose einer Krise, Beck'sche Reihe 
BsR 1076,  München 1994, 160 Seiten, 

öS 155 ,-. 

Halperin Donghi, Universitätspro­
fessor in Berkeley, gliedert seine um­
fassende Geschichte Lateinamerikas 
in drei Teile: Der erste skizziert die 
Entwicklung der Kolonialreiche sowie 
deren Konsequenzen. Der zweite trägt 
den Titel "Die neokoloniale Ordnung" 
und behandelt den Zeitraum von den 
Unabhängigkeitskriegen bis 1930 .  Bis 
in die Mitte der achtziger Jahre führt 
der dritte Teil. Jedes der Kapitel in 
den drei Teilen enthält sowohl Aus­
führungen zu allgemeinen strukturel­
len Veränderungen als auch Abschnit­
te, die sich mit den einzelnen Ländern 
befassen. 

Mit Brasilien, jenem Land, das im 
Rahmen dieser Doppelrezension im 
Vordergrund steht, beschäftigen sich 
exklusiv rund neunzig Seiten des Ta­
schenbuchs. Dabei liegt der Schwer­
punkt auf der politischen Geschichte, 
weniger auf der Wirtschaftsgeschichte. 

Im 1 7 .  Jahrhundert lag das wirt­
schaftliche Zentrum Brasiliens in der 
Zuckerwirtschaft des Nordostens (Ba­
hia, Pernambuco). Die Zuckerrohr­
plantagen beruhten auf der Institution 
der Sklaverei. Der Fortbestand letzte­
rer bis ins späte 19 .  Jahrhundert ver-
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hinderte die Entstehung einer Mittel­
schichte aus bäuerlichen und hand­
werklichen Produzenten, bremste den 
technischen Fortschritt und führte zur 
Herausbildung oligarischer Herr­
schaftsstrukturen: Sowohl im Nord­
osten als auch in Rio de Janeiro ent­
stand eine auf der Zuckerwirtschaft 
basierende Feudalgesellschaft (S. 82) .  
Die Plantagenbesitzer waren die poli­
tisch einflußreichste Gruppe im kolo­
nialen Brasilien und behielten auch 
nach der Unabhängigkeit eine wichti­
ge Position. 

Die Zuckerwirtschaft des Nord­
ostens erlebte ihre Blüte zwischen 
1550 und 1650.  Gleichzeitig mit dem 
Auftreten der englischen, französi­
schen und niederländischen Konkur­
renz von den Antillen begann ab 1654 
der langfristige ökonomische Nieder­
gang der N ordostregion. 

Mit der Entdeckung von Gold (1698) 
und später von Diamanten in Minas 
Gerais verlagerte sich der wirtschaft­
liche Schwerpunkt Brasiliens. Zwi­
schen 1740 und 1770 erreichte der 
Gold- und Diamantenrausch seinen 
Höhepunkt. Die Folgen davon waren 
eine Einwanderungswelle aus dem 
Mutterland und ein erneuter Auf­
schwung des Sklavenimports. Der Zu­
zug europäischer Siedler mit nur we­
nigen Sklaven führte in Minas Gerais 
zu einer höheren Bevölkerungsdichte, 
einer komplexeren und ausgeglichene­
ren Sozialstruktur und der Entwick­
lung eines relativ dynamischen Bin­
nenmarkts, welcher die regionalen 
Bauern und Handwerker sowie die 
Viehzüchter aus dem Süden des Lan­
des (Rio Grande do Sul) begünstigte. 
Zur Ausbildung eines Manufakturwe­
sens kam es jedoch nicht, da die portu­
giesischen Einwanderer kaum techni­
sches und organisatorisches Know­
how mitbrachten. 

Seit dem Methuen-Vertrag von 1703 
bildete Brasilien als portugiesische 
Kolonie einen Bestandteil des briti­
schen Handelsimperiums. Handelsver­
träge in den Jahren 1 8 1 0  und 1827 
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sicherten britischen Importen die 
Meistbegünstigung. Der Bedarf Brasi­
liens an industriellen Waren wurde im 
18 .  und 19 .  Jahrhundert somit über­
wiegend durch Importe aus Groß­
britannien abgedeckt. 

Die Exportzyklen des Zuckers und 
des Goldes hinterließen nur wenige 
positive, langfristig bedeutsame Ent­
wicklungseffekte. Der Großteil der 
Gewinne floß nach Portugal bzw. nach 
Großbritannien; die Großgrundbesit­
zer und Händler verwendeten die Ex­
porterlöse für den Import von Luxus­
waren. 

Entwicklungseffekte ganz anderer 
Art zeitigte die Ausdehnung der Kaf­
feewirtschaft im Laufe des 19 .  Jahr­
hunderts. Während die erste Phase des 
Kaffeezyklus in Rio de Janeiro noch 
auf der Sklavenarbeit beruhte, erfolg­
te die Expansion der Kaffeeplantagen 
in Säo Paulo im letzten Viertel des 
Jahrhunderts unter Heranziehung 
freier Lohnarbeit europäischer 
hauptsächlich italienischer - Einwan­
derer: Nach dem von Großbritannien 
durchgesetzten Verbot des Sklavenim­
ports (1851 )  wurde Sklavenarbeit im­
mer weniger rentabel, und 1888 setz­
ten die Abolitionisten die Aufhebung 
der Sklaverei durch. Die Verknappung 
der Arbeitskräfte veranlaßte den Staat 
zur Förderung der Immigration, die in 
den achtziger Jahren massiv einsetzte. 

Die Plantagenbesitzer unterteilten 
die Anbauflächen in kleine Parzellen, 
die europäische Landarbeiter bewirt­
schafteten, wofür sie außer ihrem 
Lohn einen Teil der Ernte erhielten 
(S. 344). Die Wachstumsdynamik der 
Kaffeewirtschaft in Säo Paulo bewirk­
te den raschen Ausbau eines Eisen­
bahnnetzes. Unabhängige Kleinbau­
ern versorgten die Region mit allen 
benötigten Agrarprodukten: Die Nah­
rungsmittelproduktion und jene agra­
rischer Rohstoffe für die Weiterverar­
beitung stiegen noch wesentlich 
schneller als die Kaffeeproduktion. 

Diese breitgefächerte, dynamische 
Agrarentwicklung bildete die Grund-
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lage für die Industrialisierung von Säo 
Paulo, die in den 1870er und 1880er 
Jahren begann. Kaffeepflanzer inve­
stierten ihre Gewinne in industrielle 
und gewerbliche Betriebe, gleichzeitig 
sicherten die Exporterfolge des Kaf­
feesektors den entstehenden Konsum­
güterindustrien (Textilien, Beklei­
dung, Schuhe, Getränke, Bier, Tabak) 
einen wachsenden Absatzmarkt. Die 
italienischen Einwanderer stellten ei­
nen Großteil der Industrieunterneh­
mer, Handwerker und Arbeiter. Die 
Überbewertung der Währung erleich­
terte den Import von Maschinen, und 
hohe Zölle schützten die jungen Indu­
strien. 

Um 1913  erreichte Säo Paulo bei 
einfachen Konsumgütern bereits einen 
hohen Selbstversorgungsgrad. Infolge 
der politischen Dominanz der traditio­
nellen Agraroligarchien in den übri­
gen Landesteilen blieben die Moderni­
sierung der Landwirtschaft und die 
Industrialisierung allerdings weitge­
hend auf Säo Paulo beschränkt. 

Das Wachsturn der Kaffeexporte 
und der Aufschwung der Industrie 
gingen weiterhin Hand in Hand. Das 
Jahrzehnt vor dem Ersten Weltkrieg 
und die zwanziger Jahre sahen Wellen 
der Ersatz- und Erweiterungsinvesti­
tionen in der Industrie, wobei die Ka­
pazität für Kapitalgüterimporte durch 
die steigenden Exporterlöse des Kaf­
feesektors geschaffen wurde. In den 
zwanziger Jahren begann zudem der 
Aufbau einer inländischen Produkti­
onsgüterindustrie (Metall, Zement) . 

Das Jahr 1930 stellt sowohl in der 
politischen als auch in der Wirt­
schaftsgeschichte Brasiliens eine Zä­
sur dar. 

Die "Alte Republik" ( 1889-1930) 
war eine Honoratiorendemokratie, in 
der die patriarchalische Herrschaft 
ungebrochen fortlebte: Die ein­
flußreichsten Gruppen in den einzel­
nen Staaten (Zuckerbarone im Nord­
osten, Kaffeepflanzer in Säo Paulo 
usw.) bildeten die "Republikanische 
Partei" ,  welche die Politik beherrschte 
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(S. 399) .  1930 putschte eine Koalition 
unzufriedener regionaler Interessen 
unter der Führung von G. Vargas aus 
Rio Grande do Sul. Vargas errichtete 
in der Folge ein autoritäres Regime, 
das sich zeitweilig auch auf die untere 
städtische Mittelschicht und die Indu­
striearbeiterschaft stützte. 

Die Weltwirtschaftskrise bewirkte 
einen drastischen Rückgang des Ex­
portvolumens und der Exportpreise. 
Die staatlichen Interventionen zugun­
sten des Kaffeesektors wirkten in die­
ser Phase als antizyklisches Instru­
ment der Nachfragestabilisierung: 
"Huge stocks of coffee were built up 
and about 80 million bags were dest­
royed in a ritual of political realism 
that lasted more than a decade. " 
(Celso Furtado) Infolge der Aufrecht­
erhaltung der inländischen Nachfrage 
erholte sich die Industrieproduktion 
bereits ab 1931  und verzeichnete in 
der Folge hohe Wachstumsraten, wel­
che auf der vollen Auslastung der in 
den zwanziger Jahren installierten 
Kapazitäten beruhten. Insbesondere 
in den Produktionsgüterindustrien 
schritt die Importsubstitution voran. 

Die Periode von 1945 bis 1962 war 
von außerordentlich hohen Wachs­
tumsraten gekennzeichnet. Die rasche 
Senkung der Importkoeffizienten in 
den Industriezweigen galt als Erfolgs­
indikator. Ein abgestuftes Wechsel­
kurssystem und die Zölle wurden als 
Instrumente der importsubstituieren­
den Industrialisierung verwendet. In 
der Phase bis 1 955 ermöglichte der er­
neute Kaffeexportboom den Ersatz 
der abgenutzten, veralteten und den 
Aufbau neuer Produktionsanlagen 
durch Kapitalgüterimporte. Ab 1955 
verfielen jedoch die Terms of Trade. 
Der massive Zustrom ausländischen 
Kapitals in der Form von Direktinve­
stitionen und Krediten brachte den 
Ausweg aus der Krise der Zahlungsbi­
lanz und der Industrialisierungsstra­
tegie. 

Die industrielle Bilanz der Nach­
kriegsepoche fiel zum Teil eindrucks-
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voll aus: Die durchschnittliche jährli­
che Wachstumsrate der Industriepro­
duktion belief sich im genannten Zeit­
raum auf über neun Prozent. Während 
die Importsubstitution im Konsumgü­
ter- und Produktionsgüterbereich be­
reits vor 1 945 stattgefunden hatte, be­
traf sie danach vor allem den Kapital­
gütersektor. 

Zwischen 1962 und 1967 stagnierte 
das Pro-Kopf-Einkommen. Die unmit­
telbare Ursache dieser Stagnation war 
die politische Krise, welche das Ende 
der populistischen Ära Brasiliens mar­
kierte. Präsident Gaulart (196 1-64) 
suchte eine Verbreiterung der Basis 
des populistischen Regimes herbeizu­
führen (S. 626 f) . Seine tiefgreifenden 
Reformprojekte (Landreform, Legali­
sierung der Bauernorganisationen, 
Wahlrecht für Soldaten und Analpha­
beten) stießen auf den erbitterten Wi­
derstand der Agraroligarchie und des 
Militärs. Mit dem Putsch des Jahres 
1964 begann die mehr als zwei Jahr­
zehnte dauernde Militärherrschaft. 

Aber unter den politischen Ursachen 
wurden einige strukturelle Gründe der 
wirtschaftlichen Krise sichtbar: An­
fang der sechziger Jahre war es nicht 
mehr möglich, den Importkoeffizien­
ten des industriellen Sektors weiter zu 
senken. Die Abhängigkeit von Impor­
ten moderner Kapitalgüter bestand 
fort; infolge der Vernachlässigung 
nichtagrarischer Exporte waren die 
Mittel zur Finanzierung letzterer aber 
nicht ausreichend. Und ausländische 
Direktinvestitionen blieben während 
der politischen Krise aus. 

Die Wirtschaftspolitik der Militär­
regierungen zielte zunächst auf die 
makroökonomische Stabilisierung, 
insbesondere die Senkung der Inflati­
on, ab. Damit sollte ein für ausländi­
sche Investoren attraktives Investiti­
onsklima geschaffen werden. Die 
neue, von der Dreierallianz aus Staat, 
ausländischen transnationalen Kon­
zernen und nationalen Unternehmern 
getragene Wachstumsstrategie beruh­
te in erster Linie auf Direktinvestitio-
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nen internationaler Konzerne, staatli­
cher Investitionstätigkeit, Exportdi­
versifizierung und Umverteilung der 
Einkommen nach oben. 

Der Stagnation Mitte der sechziger 
Jahre folgte das "Brasilianische Wirt­
schaftswunder" der Jahre 1967 bis 
1974.  Die j ährlichen Wachstumsraten 
des BIP lagen zwischen 9 und 14 Pro­
zent. Der Boom läßt sich auf einen 
Nachholeffekt und die wachstumsför­
dernde Wirtschaftspolitik zurück­
führen. Der dramatische Anstieg der 
Industrieproduktion (14,5 Prozent 
p. a.)  bewirkte eine höhere Auslastung 
der Kapazitäten und induzierte Er­
weiterungsinvestitionen. Das Produk­
tionswachstum konzentrierte sich auf 
die Bereiche der Kapital- und Produk­
tionsgüter sowie jene der dauerhaften 
Konsumgüter. Die gesamtwirtschaftli­
che Bruttoinvestitionsquote stieg von 
2 1  Prozent (1959) auf 32 Prozent 
(1974). Ermöglicht wurde dies durch 
den Zustrom von Auslandskapital, 
Kapitalmarktreformen und die massi­
ve Investitionstätigkeit des Staates, 
sowohl im Infrastruktursektor als 
auch in den verstaatlichten Industrien 
(Schwerindustrie , Petrochemie ,  Berg­
bau). Transnationale Konzerne trugen 
rund zehn Prozent der Industrieinve­
stitionen bei, aber ihre faktische Be­
deutung war irrfolge der Dominanz in 
dynamischen Industriezweigen (Ma­
schinen, Fahrzeuge, Chemikalien) und 
der Schlüsselstellung in bezug auf die 
industriellen Ein- und Ausfuhren we­
sentlich größer. Die Förderung der Ex­
porte verarbeiteter Produkte durch 
schrittweise Abwertungen, steuerliche 
Anreize und Subventionen verringerte 
die Abhängigkeit Brasiliens von Pri­
märgüterausfuhren. 

Fernando Henrique Cardoso, der ge­
genwärtige Präsident Brasiliens, da­
mals ein international bekannter Ver­
treter der Dependenz-Theorie, zog es 
angesichts der Wachstumserfolge sei­
nes Landes vor, nicht mehr von abhän­
giger, sondern von "assoziierter Ent­
wicklung" zu sprechen. Während des 
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Wachstumsschubs nahmen allerdings 
die wirtschaftlichen und sozialen Un­
gleichgewichte zu, wobei die Maßnah­
men der Militärs diese verschärften 
und ihre strukturellen Ursachen ze­
mentierten. 

Darüber hinaus änderte der Boom 
wenig an der grundlegenden Verletz­
barkeit der brasilianischen Wirtschaft 
gegenüber den Schwankungen der 
weltwirtschaftliehen Konjunktur und 
der Rohstoffpreise. Brasilien fehlte 
nach wie vor ein moderner, internatio­
nal wettbewerbsfähiger Kapitalgüter­
sektor und ein seinen Anforderungen 
entsprechendes Bildungssystem. Der 
Aufschwung und die Diversifizierung 
der Exporte (der Anteil der Industrie­
produkte überstieg fünfzig Prozent) 
gingen einher mit dem noch rapideren 
Anstieg der Importe von Kapitalgü­
tern und Zwischenprodukten, welche 
durch ausländische Investitionen oder 
Kredite finanziert werden mußten. 

Die außenwirtschaftliche Anfällig­
keit wurde nach dem ersten Ölpreis­
schock augenfällig. Die reichlich zur 
Verfügung stehenden Kredite zu nied­
rigen Zinssätzen milderten allerdings 
die Folgen der drastisch verteuerten 
Energieimporte und verhalfen Brasili­
en in der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre zu einem erneuten Wachstums­
schub mit jährlichen Wachstumsraten 
des BIP zwischen fünf und acht Pro­
zent. Im Unterschied zu den anderen 
lateinamerikanischen Ländern nutzte 
Brasilien die Verschuldung zum Aus­
bau des Produktionsapparates. 

Mit den wirtschaftlichen, sozialen 
und politischen Entwicklungen in 
Brasilien während der achtziger und 
frühen neunziger Jahre beschäftigt 
sich M. Wöhlckes Band "Diagnose ei­
ner Krise" .  

Irrfolge des zweiten Ölpreisschocks, 
der Verdoppelung des internationalen 
Zinsniveaus und der drastischen Ver­
schlechterung der Austauschbezie­
hungen spitzten sich die Inflations-, 
Zahlungsbilanz- und Verschuldungs­
probleme zu. Die als Antwort darauf 
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gestaltete restriktive Politik verstärk­
te den Konjunktureinbruch 198 1/2 , 
den tiefsten seit 1929.  Der Zusammen­
bruch der internationalen Zahlungs­
fähigkeit Brasiliens konnte Ende 1982 
nicht verhindert werden, die Militär­
regierung mußte sich an den IWF wen­
den, welcher der Wirtschaftspolitik ei­
ne Reihe von Auflagen machte: u. a .  
Subventionsabbau, antiinflationäre 
Lohnpolitik, Importdrosselung, Ex­
portförderung. 

Tatsächlich erwirtschaftete Brasili­
en ab 1983 erhebliche Handelsbilanz­
überschüsse, die in einigen Jahren 
mehr als zehn Milliarden US-Dollar 
betrugen (siehe Wöhlcke S. 74) . Aller­
dings waren diese Überschüsse weni­
ger das Ergebnis verbesserter interna­
tionaler Wettbewerbsfähigkeit der 
Exportindustrie als der sich abfla­
chenden Einkommensentwicklung, 
der hohen Zölle und nichttarifären 
Hindernisse, welche die Importe stark 
dämpften. Ein auf dem Exportsektor 
basierendes Wachstum blieb illu­
sionär, denn die Exportquote der bra­
silianischen Volkswirtschaft lag bei 
rund zehn Prozent. 

Die befürchteten sozialen Konse­
quenzen des vom IWF inspirierten Sa­
nierungsprogramms wurden deutlich 
spürbar, aber der Schuldenberg wuchs 
dennoch weiter. 1987 sah sich die de­
mokratisch gewählte Regierung Sar­
ney gezwungen, ein Moratorium für 
den Schuldendienst zu verkünden. 
Dieser Schritt verschlimmerte jedoch 
nur die Situation. 1 988 suchte die Re­
gierung erneut eine Normalisierung 
der Beziehungen zu den internationa­
len Finanzinstitutionen und trat in 
Verhandlungen über günstigere Kon­
ditionen für die Schuldenrückzahlung. 
In den folgenden Jahren entschärfte 
sich das Verschuldungsproblem deut­
lich (S. 81 ) .  

Die Gratwanderung zwischen Hy­
perinflation und schwerer Rezession 
des von 1990 bis 1992 regierenden po­
pulistischen Präsidenten Collor de 
Mello, welcher letztlich wegen Kor-
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ruption des Amtes enthoben wurde, 
mißlang gründlich: Das durchschnitt­
liche Pro-Kopf-Einkommen fiel in 
dieser Zeit auf den Stand von 1978 
zurück, die Inflationsrate lag 1992 bei 
1 .000 Prozent. 

Erst mit dem Stabilisierungspro­
gramm "Plano Real" des damaligen Fi­
nanzministers und nunmehrigen Präsi­
denten Cardoso erfolgten ab Mitte 
1994 wesentliche Fortschritte bei der 
Inflationsbekämpfung. Neben dem Ab­
bau des Haushaltsdefizits und der 
Deindexierung der Wirtschaft setzt 
dieses Programm auf den Wechselkurs 
als nominalen Anker. Im Juli 1994 
wurde der Real als neue Währung ein­
geführt und an den Dollar gekoppelt. 
Der inflationssenkende Effekt des Sta­
bilisierungsplans übertraf alle Erwar­
tungen: Die Preissteigerungsrate sank 
von monatlich 45 Prozent im Juli 1994 
auf 0 ,8  Prozent im Jänner 1995.  Der 
längerfristige Erfolg bei der Inflations­
bekämpfung wird vor allem davon ab­
hängen, ob es dem Präsidenten gelingt, 
die politischen Widerstände gegen eine 
nachhaltige Senkung des staatlichen 
Haushaltsdefizits zu überwinden. 

Nicht selten wird in der Diskussion 
externen Ursachen die Schuld an den 
wirtschaftlichen und finanziellen Pro­
blemen der brasilianischen Wirtschaft 
in den achtziger Jahren, dem "verlore­
nen Jahrzehnt" ,  zugewiesen. Wöhlcke 
jedoch legt überzeugend dar, daß die 
Entwicklungsdefizite des Landes 
nicht in erster Linie auf externe Fak­
toren zurückzuführen seien. "Wenn 
seitens der brasilianischen Elite zum 
Beispiel die externe Verschuldung ge­
genwärtig als eines der entscheiden­
den Entwicklungshemmnisse hervor­
gehoben wird, so werden dahinter ger­
ne eigene Versäumnisse versteckt, die 
mit der Verschuldung nichts zu tun 
haben, zum Beispiel Defizite in bezug 
auf die Durchführung einer Agrarre­
form, die Nivellierung der Einkom­
mensverteilung . . .  " (S. 15) 

Das Resümee lautet somit: Obwohl 
es objektive externe Entwicklungs-
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hemmnisse gibt, "fallen die internen 
Faktoren entschieden stärker ins Ge­
wicht" .  (S. 1 17) Zu letzteren zählt 
Wöhlcke insbesondere das hohe Bevöl­
kerungswachstum, fehlerhafte bzw. 
von Sonderinteressengruppen domi­
nierte wirtschafts- und finanzpoliti­
sche Entscheidungen, überhaupt den 
Mangel an "good governance "  und po­
litischer Moral der Eliten. 

Die Qualität der nationalen Wirt­
schaftspolitik entscheidet zu einem 
ganz erheblichen Maß darüber, inwie­
weit eine vorausschauende oder scha­
densbegrenzende Anpassung an Ände­
rungen der externen Rahmenbedin­
gungen möglich ist. In der brasiliani­
schen Wirtschaftspolitik spiegelten 
sich alle Defizite wider, die auch in 
anderen Politikbereichen festzustellen 
waren (S. 82):  mangelnde Kontinuität, 
Neigung zur Improvisation, unzurei­
chende Vorsorge, Interventionismus, 
Bürokratismus, Klientelismus und 
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Korruption. Die gesellschaftliche Elite 
verfolgte traditionellerweise eine 
Strategie der Privilegienverteidigung 
und zeigte ein geradezu "klassisches 
Desinteresse am Wohl der ganzen Na­
tion" .  (S. 99) Manchen Beobachter 
muten daher auch die ohnehin sehr 
vorsichtigen Versuche des derzeitigen 
Präsidenten, einige dieser Privilegien 
zu beseitigen, als aussichtloser Kampf 
gegen Windmühlenflügel an. 

Wöhlcke gelingt es, die Zusammen­
hänge zwischen den verschiedenen Po­
litikbereichen anschaulich zu machen. 
Sein Band ist nicht nur den mit Brasi­
lien oder Lateinamerika befaßten Le­
sern, sondern allen entwicklungspoli­
tisch Interessierten zu empfehlen. Und 
dem Suhrkamp-Verlag sei dafür ge­
dankt, eine einführende Geschichte 
Lateinamerikas zu einem erschwingli­
chen Preis vorgelegt zu haben. 

Michael Mesch 
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BEDÜRFNISSE 
IN DER ÖKONOMIE 

Rezension von: Stephan Wirz, 
Vom Mangel zum Überfluß. 

Die bedürfnisethische Frage in der 
Industriegesellschaft, Aschendorff, 

Münster 1993,  DM 48,-. 

Obwohl die Befriedigung menschli­
cher Bedürfnisse im Mittelpunkt wirt­
schaftlichen Handeins steht, findet die 
Beschäftigung mit Bedürfnissen in der 
ökonomischen Theorie bislang allen­
falls am Rande statt. Bedürfnisse wer­
den in ihrer jeweiligen Erscheinungs­
form in der Regel als Gegebenheiten 
behandelt, die keiner weiteren theore­
tischen Begründung bedürfen. Dar­
über hinaus geht die Ökonomie bis 
heute von einem grundlegenden Span­
nungsverhältnis zwischen knappen 
Ressourcen bzw. Gütern einerseits und 
unbegrenzten Bedürfnissen anderer­
seits aus. Unter solchen Voraussetzun­
gen konnte der Marktmechanismus 
überzeugend als das Instrument vor­
gestellt werden, welches Nachfrage 
und Angebot optimal miteinander in 
Übereinstimmung zu bringen in der 
Lage ist. 

Die Frage, inwieweit das Entstehen 
von Industriegesellschaften mit ihrem 
exponentiell steigenden Produktions­
potential eine Neuorientierung der 
ökonomischen Theorie notwendig 
macht, wurde bislang nur von einigen 
" Outsidern" der Ökonomie, zur Zeit 
beispielsweise von John K. Galbraith, 
gestellt. Insofern vermag es fast schon 
nicht mehr zu überraschen, wenn sich 
nun ein Theologe dieses von den Öko­
nomen so sträflich vernachlässigten 
Themas annimmt. Wie aus dem Vor­
wort hervorgeht, handelt es sich bei 
der vorliegenden Arbeit um eine von 
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der Katholisch-Theologischen Fakul­
tät der Universität München ange­
nommene Dissertation. Dies spiegelt 
sich allerdings in den beiden ersten 
Kapiteln durchaus nicht wider; der 
theologische Charakter wird erst im 
dritten und letzten Kapitel offensicht­
lich, dort jedoch um so deutlicher. 

Im ersten Kapitel untermauert Wirz 
die These, daß erst mit dem Wandel 
von der vorindustriellen Mangel- zur 
industriellen Überflußgesellschaft die 
Bedürfnisbefriedigung sich zu einem 
ethischen Problem entwickelt hat. Die 
Produktivität der vorindustriellen Ge­
sellschaft war zunächst noch so ge­
ring, daß es gerade gelang, die elemen­
taren Bedürfnisse der Menschen nach 
Nahrung, Kleidung und Wohnung zu 
befriedigen. (S. 8) 

Vor diesem Hintergrund entstand 
die Bevölkerungstheorie von Thomas 
R. Malthus, derzufolge es wegen des 
stärkeren Anstiegs der Bevölkerung 
im Vergleich zur Nahrungsmittelpro­
duktion notwendigerweise zu periodi­
schen Hungersnöten kommen muß, die 
das Gleichgewicht zwischen Bevölke­
rungsgröße und Nahrungsmittelpro­
duktion wieder herstellen. Diese als 
"Naturgesetz" verstandene Bevölke­
rungstheorie macht deutlich, daß die 
folgenden gigantischen Produktions­
steigerungen nicht einmal annähernd 
von den frühen Vertretern der Ökono­
mie für möglich gehalten worden wa­
ren. Wirz betont zu Recht, daß die vor­
herrschende niedrige Produktivität, 
die mit entsprechend niedrigen Ein­
kommen einherging, keinen Spielraum 
ließ für die Befriedigung von Bedürf­
nissen, die über die elementaren hin­
ausgingen. Natürliche Knappheiten 
regelten also die Art der Bedürfnisbe­
friedigung, so daß sich ethische Fragen 
gar nicht erst stellten. 

Mit der sich als Resultat der indu­
striellen Revolution herausbildenden 
Industriegesellschaft änderte sich die­
ser Zustand radikal. Wirz schreibt 
hierzu: "Die Industrialisierung hat 
nicht nur die Fesseln der persönlichen 
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Abhängigkeit gesprengt, sie hat auch 
das malthusianische Los einer am Exi­
stenzminimum darbenden Menschheit 
von den Industriegesellschaften abge­
wandt." (S. 18) Zutreffend stellt der 
Autor heraus, daß mit der Industriali­
sierung auch die Einkommen stiegen, 
während gleichzeitig die Preise für 
viele Produkte, insbesondere für Nah­
rungsmittel, fielen, so daß der Ent­
scheidungsspielraum für die Einkom­
mensverwendung wuchs. Dies regte 
wiederum die Produzenten an, mit 
neuen Produkten neue Bedürfnisse zu 
generieren. (S. 3 1) 

Mit dieser künstlichen Nachfrage­
schaffung tritt für Wirz das Problem 
der Bestimmung eines sittlichen und 
verantwortlichen wirtschaftlichen 
Handelns in die Welt. Hatte Adam 
Smith noch die einfache Devise vorge­
geben, daß, wenn nur jeder seinem Ei­
gennutz folge, er automatisch das Ge­
meinwohl fördere, geht Wirz von der 
Überlegung aus, daß sich Nutzen- und 
Gewinnmaximierung zwar bestens für 
die Operabilität von Wirtschaftsmo­
dellen eigneten, sie für ethische Legi­
timierung des Wirtschaftens und der 
Bedürfnisbefriedigung aber un­
brauchbar seien. Als Leitkriterium für 
einen ethischen Umgang mit Bedürf­
nissen hält er demgegenüber fest, daß 
ihre spezifische Befriedigung nur dann 
als sittlich gerechtfertigt gelten kann, 
wenn sie sich " (  . . .  ) als human angemes­
sen, sozial- und umweltverträglich er­
weist" .  (S. 33)  

Bevor Wirz im dritten Kapitel 
Grundzüge einer eigenen Bedürfnis­
ethik zu umreißen versucht, wendet er 
sich zunächst ausgesuchten Autoren 
zu, die sich der bedürfnisethischen 
Frage in der Industriegesellschaft ex­
plizit gewidmet haben. Als Beispiel für 
frühe Vertreter einer bedürfniskriti­
schen und -differenzierenden Sicht­
weise geht Wirz auf die Theorien von 
Adam Müller für die sozialromanti­
sche und von Marx und Engels für die 
sozialrevolutionäre Sicht ein. Wäh­
rend diese beiden theoretischen An-
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schauungen eint, daß sie noch unter 
den Bedingungen einer allgegenwärti­
gen Mangelwirtschaft formuliert wor­
den waren, thematisierten die übrigen 
vorgestellten Autoren bereits die Pro­
bleme einer sich entfaltenden "Über­
flußgesellschaft" .  Namentlich werden 
hier die beiden amerikanischen Öko­
nomen John K. Galbraith und Vance 
Packard und die drei deutschen Auto­
ren Erich Egner, Herbert Marcuse und 
Erich Fromm behandelt . 

Über alle vorhandenen Unterschiede 
in ihren theoretischen Analysen hin­
weg unterstellt Wirz den acht Autoren 
ein gemeinsam vertretenes "geschlos­
senes Bedürfnissystem" .  (S. 150) Hier­
mit meint der Autor, daß sie die "Be­
dürfnisoffenheit" wie auch die grund­
sätzliche sittliche Befähigung der 
Menschen, mit ihren Bedürfnissen ver­
antwortlich umzugehen, in Frage 
stellten und sie sich deshalb - mehr 
oder weniger explizit - alle selbst zur 
"sittlichen Instanz" aufgeschwungen 
hätten, was unabsehbare Gefahren be­
inhalte: "Wohin die Infragestellung 
der sittlichen Befähigung des Men­
schen in letzter Konsequenz führt, 
zeigt bzw. zeigte sich im 20.  Jahrhun­
dert in den kommunistischen Staa­
ten. " (S. 157)  Mit diesem Satz werden 
alle genannten Autoren ohne nähere 
Differenzierungen in eine Entwick­
lungslinie gestellt, die letztlich im To­
talitarismus endet. 

Hier liegt eine grundsätzliche und 
folgenschwere Fehlinterpretation vor. 
Ausgenommen Müller, dessen Einbe­
ziehung wegen seines antiaufkläreri­
schen und obrigkeitsstaatliehen An­
satzes ohnehin etwas willkürlich er­
scheint, bestreitet keiner der ange­
führten Autoren die grundsätzliche 
sittliche Befähigung der Menschen; sie 
erkennen aber die Schwierigkeiten, 
die sich dem einzelnen stellen, sittliche 
Urteile in einer strukturell unsittli­
chen Welt zu fällen. 

Gerade weil sich bei Wirz eine 
kenntnisreiche Darstellung der be­
dürfnistheoretischen Analysen der be-
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handelten Autoren findet, überrascht 
es, wenn er ihnen umstandslos eine 
"Infragestellung der Bedürfnisoffen­
heit" und ein "geschlossenes Bedürf­
nissystem" unterstellt. Das Anliegen, 
in der einen oder anderen Weise zwi­
schen "wahren" und "falschen" Be­
dürfnissen unterscheiden zu wollen, 
kann nicht, wie Wirz es pauschal tut, 
als im Ansatz totalitär, notwendiger­
weise früher oder später in Totalitaris­
mus bzw. Kommunismus endend, cha­
rakterisiert werden. Mit der schon bei­
nahe naiv anmutenden "Alternative" ,  
"dem einzelnen Menschen die Ent­
scheidung zu überlassen" (S. 155),  fällt 
Wirz sogar weit hinter den Reflexions­
stand der von ihm kritisierten Autoren 
zurück. War es doch gerade deren An­
sinnen zu belegen, daß die Menschen 
durch unterschiedliche Mechanismen 
und Verfahren im Rahmen kapitalisti­
scher Strukturen hochgradig manipu­
lierbar sind, sie also gerade nicht die 
Freiheit zur Entscheidung haben, son­
dern ihnen diese erst ermöglicht wer­
den muß. Dazu bedarf es aber der Her­
stellung entsprechender Strukturen, 
um deren konkrete Ausgestaltung sie 
allesamt gerungen haben. Mit Ausnah­
me von Müller ging es ihnen jedoch 
nicht um die Installierung autoritärer 
Instanzen, die "richtige" und "fal­
sche" Bedürfnisse definieren, sondern 
um die Durchsetzung von mehr Mit­
sprachemöglichkeiten, mehr Einsich­
ten in gesamtgesellschaftliche Zusam­
menhänge, letztlich mehr Demokratie 
und mehr Bildung, um Manipulation 
und Bevormundung zunächst erken­
nen und dann abstellen zu können. 

Wirz sieht nicht, daß, einmal die 
Tendenz zur Manipulation menschli­
chen Verhaltens und menschlicher Be­
dürfnisse erkannt, geradezu die Not­
wendigkeit besteht, zwischen "richti­
gen" und "falschen" Bedürfnissen zu 
unterscheiden. Eine generelle Ableh­
nung solcher Differenzierungsansätze 
muß notwendigerweise in einen orien­
tierungslosen Positivismus führen, 
dem jedes sich artikulierende Bedürf-
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nis und jedes menschliche Verhalten 
als "richtig" gilt. So überrascht es 
dann auch nicht, wenn Wirz als Kriti­
ker dieser Ansätze Milton Friedman 
anführt (S. 157) ,  den führenden Kopf 
jener marktradikalen, auf dem neo­
klassischen Ansatz beruhenden wirt­
schaftswissenschaftlichen Schule, der 
zu den führenden Beratern des ehema­
ligen chilenischen Diktators Pinochet 
gehörte und der für dessen menschen­
verachtende Wirtschaftspolitik ver­
antwortlich zu machen ist. 

Die Vehemenz, mit der Wirz die An­
sätze der behandelten Autoren aus 
Ökonomie, Philosophie, Psychologie 
und Soziologie zurückweist, und die 
Sicherheit, mit der er sie kollektiv als 
"Irrweg" (S. 158) verwirft, läßt eine 
besonders überzeugende Alternative 
erwarten, die Wirz für das dritte Kapi­
tel ("Grundzüge einer Bedürfnis­
ethik") (S. 159-198) ankündigt. Die 
hier festgehaltenen Gedanken vermö­
gen jedoch nicht annähernd die theo­
retische Tiefe der zuvor behandelten 
Autoren zu erreichen. Was nämlich in 
diesem Kapitel niedergelegt ist, erin­
nert im Duktus an eine moralisch er­
bauliche Sonntagspredigt, womit, 
nachdem im vorangegangenen nichts 
an eine theologische Arbeit erinnert 
hat, dies nun um so stärker nachgeholt 
wird - leider nicht zu Nutz und From­
men eines gesteigerten theoretischen 
Ertrages. 

Die von den vorgestellten Autoren in 
unterschiedlicher Weise mit Macht-, 
Herrschafts- und Interessenfragen 
verwobene These von der Manipulier­
barkeit menschlicher Bedürfnisse 
wird gar nicht mehr als Problem the­
matisiert; der unablässige Wandel der 
Bedürfnisse aber empfängt den Segen 
einer "offenen Bedürfniswelt" ,  der 
nun fälschlicherweise eine angeblich 
"stationäre Bedürfniswelt" eines Mül­
ler, Marx, Egner, Fromm, Galbraith, 
Packard, Marcuse und Fromm gegen­
übergestellt wird. (S. 167 f) 

An dieser Stelle wird deutlich, daß 
Wirz völlig in der dichotomischen 
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Frontstellung " offen-dynamisches" 
versus "geschlossen-statisches" Be­
dürfnissystem gefangen ist, obwohl 
letzteres die Vorstellungen der unter­
suchten Autoren nicht auf den Begriff 
zu bringen vermag. Der Versuch, zwi­
schen "richtigen" und "falschen" bzw. 
"lebensfördernden" und "lebensfeind­
lichen" Bedürfnissen zu unterschei­
den, kann nicht als "statisch" bezeich­
net werden. Die Problematik des "in­
stitutionalisierten Menschen" ,  der ge­
sellschaftliche Institutionen vorfindet 
und von ihnen geformt wird, fegt Wirz 
unter Hinweis auf die sittliche Befähi­
gung der menschlichen Vernunft vom 
Tisch, die schließlich "Abbildung der 
ewigen Vernunft Gottes" (S. 1 72)  sei. 
Damit zeigt sich, daß Wirz sich von 
den kritisierten Autoren darin unter­
scheidet, daß er "im Vertrauen auf 
Gott" den Menschen größere Selbstbe­
stimmungsmöglichkeiten zugesteht, 
die sie in die Lage versetzen, "sittlich" 
zu handeln. Die Menschen seien näm­
lich keineswegs nur jene willenlosen 
Befehlsempfänger, wie sie vor allem 
Packard charakterisiert habe. (S. 1 76) 

Ganz scheint Wirz seinen Aus­
führungen aber selbst nicht zu trauen, 
stellt er doch abschließend einen Ka­
talog zusammen, der zeigen soll, was 
es heißt, "das Gute zu tun und das 
Böse zu lassen" .  (S. 172)  Dazu bedarf 
es seiner Meinung nach der Einhal­
tung der Kriterien der "humanen An­
gemessenheit" ,  der "Sozialverträg­
lichkeit" und der "Umweltverträg­
lichkeit" ,  die für Konsumenten, Pro­
duzenten, öffentlichkeitswirksame 
Organisationen, Medien und den Staat 
gleichermaßen gelten müssen. Auch 
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wenn man den dargelegten "frommen 
Wünschen" problemlos zustimmen 
kann, bleibt nicht nur die Frage offen, 
was diese Kriterien im konkreten Falle 
bedeuten sollen, sondern auch die Fra­
ge, was geschehen soll, wenn die Pro­
duzenten sich nicht an das geforderte 
Gebot der "Wahrhaftigkeit der Infor­
mation" (S. 178)  halten, wenn die zu­
nehmend unter profitwirtschaftlichen 
Konditionen agierenden Medien nicht 
zu einer "human angemessenen Ge­
staltung und Befriedigung der Bedürf­
nisse motivieren" (S. 1 79), wenn der 
Staat sich nicht "zur Produktion öf­
fentlicher Güter" (S. 183)  verpflichtet 
fühlt, wenn der Konsument partout 
keinen "human angemessenen Kon­
sumstil" (S. 1 9 1) praktizieren will etc. 
Da dies alles Fragen sind, die im Zen­
trum der Theorien von Marx, Egner, 
Galbraith, Packard, Marcuse und 
Fromm stehen, wird man auch in Zu­
kunft auf diese Autoren, wenn es um 
die Genese, den Wandel und die Legi­
timation von Bedürfnissen geht, nicht 
verzichten können. 

Der Verdienst von Wirz liegt zwei­
fellos in dem Umstand, daß er die ver­
nachlässigte Diskussion über die be­
dürfnisethische Frage in der Indu­
striegesellschaft aufgegriffen und 
Beiträge unverzichtbarer Autoren in 
die Diskussion zurückgerufen hat. Die 
Arbeit zeigt eindringlich, wie wichtig 
es ist, daß diese Debatte von der Öko­
nomik und den anderen Sozialwissen­
schaften aufgegriffen und weiterge­
führt wird. Sie gehört nicht an den 
Rand dieser Disziplinen, sondern in 
ihr Zentrum. 

Norbert Reuter 
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Neuerscheinung 

Sozialpartnerschaft und Arbeitsbeziehungen 
in Europa 

Herausgegeben von Michael Mesch im Auftrag des Arbeitskreises 
für ökonomische und soziologische Studien, MANZ, Wien 1995, 
318 Seiten, öS 420,-. 

Inhalt 

Michael Mesch, Arbeitsbeziehungen in Westeuropa: ein Resümee 

Teil 1: Tendenzen der nationalen Arbeitsbeziehungen seit 1980 

Claus Schnabel, Entwicklungstendenzen der Arbeitsbeziehungen in 
der Bundesrepublik Deutschland seit Beginn der achtziger Jahre. 
Eine Analyse unter besonderer Berücksichtigung der Arbeitge­
berseite 

Reinhard Bispinck, Stabil oder fragil? Die bundesdeutschen Ar­
beitsbeziehungen im Umbruch 

Janine Goetschy, Major Developments and Changes in French Indu­
strial Relations since 1980 

Jesper Due, J0rgen Steen Madsen, Carsten Stmby Jensen, Major 
Developments in Danish Irrdustrial Relations since 1980 

Franz Traxler, Entwicklungstendenzen in den Arbeitsbeziehungen 
Westeuropas. Auf dem Weg zur Konvergenz? 

Alois Guger, EU-Integration, Arbeitsbeziehungen und Lohnpolitik 

Teil II: Die Entwicklung des Sozialen Dialogs in der Europäischen 
Union 

Franz Traxler, Philippe C .  Schmitter, Arbeitsbeziehungen und 
europäische Integration 

Otto Jacobi, Der Soziale Dialog in der Europäischen Union 
Dirk Buda, Auf dem Weg zu europäischen Arbeitsbeziehungen? Zur 

Perspektive des Sozialen Dialogs in der Europäischen Union 
Thorsten Schulten, "Europäische Betriebsräte" - Stand und Per­

spektiven einer europaweiten Regulierung der Arbeitsbeziehun­
gen auf der Ebene transnationaler Konzerne 

Frank Friedrich, Die Rolle der Industrie- und Handelskammern im 
europäischen Sozialen Dialog 

Gerhard Heinrich, Sozialer Dialog - Die Position der UNICEF 

MANZ Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, 
A-1014 Wien, Kohlmarkt 16. 
Express-Bestellservice (0 222) 531 61 555; Telefax (O 222) 531 61 455. 
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Neuerscheinung 

Faktorproduktivität im internationalen Vergleich 

Reihe Wirtschaftswissenschaftliche Tagungen der Arbeiterkam­
mer Wien, Band 3 ,  114  Seiten. 

Inhalt 

Vorwort 

Franz R. Hahn, Faktorproduktivität nach Wirtschaftssektoren im 
internationalen Vergleich: Belgien, Deutschland, Niederlande, 
Österreich und Schweden 

Kommentare zur Studie von Franz R. Hahn 

Wolfgang Gerstenberger, Wie hilfreich sind mesoökonomische Pro­
duktivitätsanalysen für die Wirtschaftspolitik? 

Willern Molle, International comparison of factor productivities per 
sector 

Franciscus J osefus Meyer zu Schlachtern, Determinants of produc­
tivity in the light of a recent study by OECD 

Auslieferung: Verlag ORAC, 1050 Wien, Schönbrunner Straße 59-6 1 

Preis: öS 198,-
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Neuerscheinung 

Das Kommunalsteuer-Handbuch 

Das Handbuch wendet sich an die mit der Einhebung und Prüfung 
der Kommunalsteuer betrauten Mitarbeiter in den Gemeinden so­
wie an die Steuerpflichtigen selbst. 

Die Kommentierung des Gesetzestextes ist daher praxisgerecht 
aufbereitet, Regelungen aus angrenzenden Gesetzesmaterien sind 
ebenso miteinbezogen wie höchstgerichtliche Erkenntnisse. 

Themenschwerpunkte sind: 
e Die Einführung der Kommunalsteuer und ihre wirtschaftlichen 

Auswirkungen 
- Die volkswirtschaftliche Wirkungsweise der Kommunalsteuer 
- Indikatoren für die Aufkommensentwicklung der Kommunal-

steuer 
e Gesetzliche Bestimmungen und deren Erläuterungen 

- Gesetzliche Grundlagen, Begriffe der Kommunalsteuer 
(Dienstnehmer, Unternehmen); Steuergegenstand; zur Be­
triebsstätte, Bemessungsgrundlage, Zerlegung und Zuteilung, 
Steuerbefreiung, Zuständigkeiten des Finanzamtes etc. 

e Das Abgabeverfahren 
- Fragen und Probleme aus dem Verfahrensbereich 
- Erfassung der Steuerpflichtigen 
- Abgabenberechnung, Abgabepflichten 

Die Autoren: 
Siegfried Ott, Peter Mühlberger, Rudolf Pollak 

Bezug: 
Kommunalwissenschaftliches Dokumentationszentrum, Mariahilfer 
Straße 136 ,  1 150 Wien; Tel.: 892 34 92 ,  DW 17 ;  Fax: 892 34 92,  DW 20 
Erscheint Ende September 1995 als Band 24 der KDZ-Schriften­
reihe "Arbeitshilfen für Gemeinden" 
Preis: öS 3 10 ,- zuzüglich Versandspesen 
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Informationen 
über Multinationale Konzerne 

setzt sich mit der Thematik Internationale Wirtschaftstrends und 
deren Auswirkungen auf die Arbeitswelt auseinander. 

Die Redaktion setzt in ihrer Arbeit für das Jahr 1995 folgende 
Schwerpunkte: 

e Westintegration sowie Ostöffnung - aus Sicht der 
Arbeitnehmerinnen und Gewerkschaften 

e Unternehmens- sowie Branchenkonzentration und 
deren soziale Auswirkungen 

e Wandel der Arbeitsbeziehungen durch neuartige 
Betriebsorganisationen 

e Betriebliche sowie überbetriebliche Mitbestimmung 

e Internationalisierung der Arbeitnehmerinteressenver­
tretung 

Informationen . über Multinationale Konzerne ist eine vierteljähr­
lich erscheinende Publikation der Arbeiterkammer Wien. 

Zu bestellen unter: 
Tel.-Nr. 501  65/25 12 DW 
Fax: 501  65/2532 
WIPOL-IMK 
Arbeiterkammer Wien 
1041 Wien, Prinz-Eugen-Straße 20-22 

Druckkostenbei trag: 
öS 100,- (Jahresabonnement) 

494 



Wirtschaft und Gesellschaft 21. Jahrgang (1995), Heft 3 

"Materialien zu Wirtschaft und Gesellschaft" sind unregelmäßig erschei­
nende Hefte, in denen aktuelle Fragen der Wirtschaftspolitik behandelt 
werden. Sie sollen in erster Linie Informationsmaterial und Diskussions­
grundlage für an diesen Fragen Interessierte darstellen. 

Heft 1-5: 
Heft 6: 
Heft 7-30: 
Heft 31 :  

Heft 32 :  
Heft 33:  
Heft 34:  
Heft 35:  

Heft 36-41 :  
Heft 42 :  
Heft 43: 

Heft 44: 

Heft 45: 

Heft 46: 

Heft 47: 
Heft 48: 
Heft 49: 
Heft 50: 

Heft 51 :  
Heft 52 :  

Heft 53:  

Heft 54:  

Heft 55:  

Heft 56: 

Heft 57:  

vergriffen 
Pharma in Österreich; Mai 1979 
vergriffen 
Arbeitszeitverkürzung: Eine Dokumentation der Entwicklung 
seit 1982; Jänner 1985 
Arbeitslosigkeit in Wien; September 1985 
Tendenzen der Stadtentwicklung im Süden Wiens; April 1986 
Aktuelle Probleme der Wirtschaftspolitik (1); Dezember 1986 
Öffentliche Unternehmungen und die Frage der Privatisie­
rung; September 1987 
vergriffen 
vergriffen 
Übergang zur Marktwirtschaft in Osteuropa: Österreichische 
Erfahrungen aus der Wirtschaftspolitik der Nachkriegszeit; 
Juni 1990 
Energieabgabe, Wirtschaftsstruktur und Einkommensvertei­
lung; August 1990 (öS 50,-) 
Wirtschaftspolitik und Sozialpartnerschaft in den Niederlan­
den 1976-91 ;  Dezember 1991 
Entwicklung, Effizienz und Perspektiven des Österreichischen 
Bausparkassensystems; Jänner 1992 
vergriffen 
Bibliographie Eduard März (1908-1987); März 1992 
vergriffen 
Wirtschaftsentwicklung und Wirtschaftspolitik in kleinen, of­
fenen Volkswirtschaften; April 1993 
vergriffen 
Beschäftigung und wirtschaftliche Dynamik in Europa; Okto­
ber 1994 
Aspekte der Arbeitsmarktintegration von Lehranfängern; 
September 1994 
Saisonale Muster von Beschäftigung und Arbeitslosigkeit in 
Österreich; September 1994 
Interessensysteme und Politik, Versuch einer Evaluierung; 
Jänner 1995 
Die Entwicklung von Arbeitsstätten und Beschäftigten im 
Raum Wien 1981-1991 ;  Juni 1995 
Anmerkungen zum Verhalten börsenemittierender Unterneh­
men aus einzel- und gesamtwirtschaftlicher Sicht; Juli 1995 

Eigentümer, Verleger, Herausgeber und Vervielfältiger: Kammer für Arbeiter und Ange­
stellte für Wien; alle: 1041 Wien, Prinz-Eugen-Straße 20-22, Postfach 534 

495 


	Wirtschaft und Gesellschaft - 1995 Heft 3
	TitlePage
	Inhalt
	Unsere Autoren
	Euro-Verbände und Euro-Politik
	Derivative Instrumente, Geldpolitik und Stabilität der Finanzmärkte
	Europäische Währungsunion? Zur Diskussion um optimale Währungsräume Teil l: Die frühen Beiträge und ihre Relevanz für die heutige Diskussion
	Internationale Entwicklungen im Bereich des New Public Management und der wirkungsorientierten Verwaltungsführung - Übersicht und Vergleich
	Kommentar
	Das WIFO und die Energiesteuer: Perpetuum Mobile in Sicht?

	Bücher
	Verbandspolitik in der EU
	Europäische Union und transnationale Arbeitsbeziehungen
	Veblen und seine modernen Epigonen
	Institutionen und Krisen der Wirtschaft
	Literaturübersicht zur Ökonomie der Wiedervereinigung
	Paradigmenwechsel in der Technologiepolitik
	IBM, oder: wie schwer sich ein Koloss mit schnellen Entscheidungen tut
	Brasilien: Die wirtschaftliche Krise der Gegenwart und ihre historischen Wurzeln
	Bedürnisse der Ökonomie



